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325 .
Der Nationalrat hat beschlossen:
Der Abschluß des nachstehendes Staatsvertrages, dessen Art. 14.19 und 14.21 verfassungsän-

dernd sind, samt Anhängen wird genehmigt.
(Übersetzung)

ÜBEREINKOMMEN
über technische Handels-

hemmnisse

Präambel
Die Parteien des „Überein-

kommens über technische Han-
delshemmnisse" — im folgenden
„die Vertragsparteien" und „die-
ses Übereinkommen" genannt —

IM HINBLICK auf die multi-
lateralen Handelsverhandlungen,

IN DEM WUNSCH, die
Ziele des Allgemeinen Zoll- und
Handelsabkommens — im fol-
genden „Allgemeines Abkom-
men" oder "GATT" genannt —
zu fördern,

IN ANERKENNUNG des
bedeutenden Beitrags, den in-
ternationale Normen und Kenn-
zeichnungssysteme durch Ver-
besserung der Leistungsfähigkeit
der Erzeugung und Erleichte-
rung des internationalen Han-
dels in dieser Hinsicht leisten
können,
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IN DEM WUNSCH, die Ent-
wicklung solcher internationa-
ler Normen und Kennzeich-
nungssysteme zu fördern,

IN DEM WUNSCH, dennoch
sicherzustellen, daß technische
Vorschriften und Normen ein-
schließlich der Verpackung,
Kennzeichnung und Beschrif-
tung sowie Methoden zur Be-
scheinigung der Übereinstim-
mung mit technischen Vorschrif-
ten und Normen keine unnöti-
gen Hemmnisse für den inter-
nationalen Handel schaffen,

ANERKENNEND, daß kein
Land daran gehindert werden
sollte, Maßnahmen zu treffen,
die notwendig sind, um die
Qualität seiner Ausfuhren zu
erhalten, das Leben und die Ge-
sundheit von Menschen, Tieren
und Pflanzen sowie die Umwelt
zu schützen oder irreführende
Praktiken zu verhindern, sofern
solche Maßnahmen nicht so an-
gewendet werden, daß sie als
Mittel einer willkürlichen und
ungerechtfertigten Diskriminie-
rung zwischen Ländern, in de-
nen die gleichen Bedingungen
herrschen, dienen oder eine ver-
schleierte Beschränkung des in-
ternationalen Handels darstel-
len,

ANERKENNEND, daß kein
Land daran gehindert werden
sollte, Maßnahmen zu treffen,
die für den Schutz seiner we-
sentlichen Sicherheitsinteressen
notwendig sind,

IN ANERKENNUNG des
Beitrags, den die internationale
Normung zum Technologie-
transfer aus entwickelten Län-
dern nach Entwicklungsländern
leisten kann,

ANERKENNEND, daß für
die Entwicklungsländer bei der
Ausarbeitung und Anwendung
technischer Vorschriften und
Normen sowie der Methoden
zur Bescheinigung der Überein-
stimmung mit technischen Vor-
schriften und Normen beson-
dere Schwierigkeiten auftreten
können, und in dem Wunsch, sie
bei ihren Bemühungen auf die-
sem Gebiet zu unterstützen —
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KOMMEN wie folgt ÜBER-
EIN:

Artikel 1

A l l g e m e i n e B e s t i m -
m u n g e n

1.1 Die allgemeinen Begriffe
für Normung und Kennzeich-
nung haben normalerweise unter
Berücksichtigung ihres Zusam-
menhangs und im Hinblick auf
die Ziele und Zwecke dieses
Übereinkommens die Bedeu-
tung, die ihnen durch die im
Rahmen der Vereinten Nationen
angenommenen Definitionen
und durch internationale Nor-
menorganisationen gegeben wer-
den.

1.2 Im Sinne dieses Überein-
kommens werden die Begriffe
jedoch in der in Anhang 1 an-
geführten Bedeutung verwen-
det.

1.3 Alle Waren einschließlich
industrieller und landwirtschaft-
licher Erzeugnisse fallen unter
dieses Übereinkommen.

1.4 Einkaufsspezifikationen,
die von staatlichen Stellen für
die Erzeugung oder den Ver-
brauch durch staatliche Stellen
erstellt werden, fallen nicht
unter dieses Übereinkommen,
sondern sind Gegenstand des
Übereinkommens über das öf-
fentliche Beschaffungswesen ge-
mäß seinem Anwendungsbereich.

1.5 Jede Bezugnahme in die-
sem Übereinkommen auf tech-
nische Vorschriften, Nonnen,
Methoden zur Sicherstellung der
Übereinstimmung mit techni-
schen Vorschriften und Normen
sowie Kennzeichnungssysteme
ist so auszulegen, daß sie auch
alle Änderungen hierzu sowie
alle Ergänzungen der Regeln
oder der in deren Anwendungs-
bereich fallenden Waren, ausge-
nommen Änderungen oder Er-
gänzungen unbedeutender Art,
umfaßt.
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T e c h n i s c h e V o r s c h r i f -
t e n u n d N o r m e n

Artikel 2

A u s a r b e i t u n g , An-
n a h m e u n d A n w e n -

d u n g v o n t e c h n i s c h e n
V o r s c h r i f t e n u n d

N o r m e n d u r c h S t e l l e n
d e r Z e n t r a l r e g i e r u n g

In bezug auf die Stellen der
Zentralregierung gilt:

2.1 Die Vertragsparteien stel-
len sicher, daß technische Vor-
schriften und Normen nicht in
der Absicht ausgearbeitet, an-
genommen und angewendet wer-
den, Hemmnisse für den inter-
nationalen Handel zu schaffen.
Ferner werden Waren, die aus
dem Gebiet einer Vertragspartei
eingeführt werden, in bezug auf
derartige technische Vorschriften
und Normen nicht ungünstiger
behandelt als gleichartige Waren
inländischen Ursprungs und
gleichartige Waren mit Ur-
sprung in einem anderen Land.
Sie stellen gleichfalls sicher, daß
weder die technischen Vorschrif-
ten und Normen selbst noch
deren Anwendung sich so aus-
wirken, daß unnötige Hemm-
nisse für den internationalen
Handel geschaffen werden.

2.2 Soweit technische Vor-
schriften und Normen erforder-
lich sind und einschlägige inter-
nationale Normen bestehen oder
deren Fertigstellung unmittel-
bar bevorsteht, verwenden die
Vertragsparteien diese oder die
einschlägigen Teile derselben als
Grundlage für die technischen
Vorschriften oder Normen; dies
gilt nicht, wenn — was auf Er-
suchen entsprechend darzulegen
ist — derartige internationale
Normen oder die einschlägigen
Teile derselben für die betref-
fenden Vertragsparteien unge-
eignet sind, und zwar unter an-
derem aus Gründen der natio-
nalen Sicherheit, zur Verhinde-
rung irreführender Praktiken,
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zum Schutz der Sicherheit und
Gesundheit von Menschen, des
Lebens und der Gesundheit von
Tieren und Pflanzen oder der
Umwelt, aufgrund wesentlicher
klimatischer oder sonstiger geo-
graphischer Faktoren oder we-
gen grundlegender technologi-
scher Probleme.

2.3 Die Vertragsparteien be-
teiligen sich im Rahmen ihrer
Möglichkeiten und mit dem
Ziel, eine möglichst weitgehende
Harmonisierung der technischen
Vorschriften oder Normen zu
erreichen, voll und ganz an der
Ausarbeitung von internatio-
nalen Normen durch die zustän-
digen internationalen Normen-
organisationen, wenn sie für die
betreffenden Waren technische
Vorschriften oder Normen an-
genommen haben oder vor-
sehen.

2.4 Soweit angebracht, um-
schreiben die Vertragsparteien
die technischen Vorschriften und
Normen eher in bezug auf die
Gebrauchstauglichkeit als in be-
zug auf Konstruktion oder be-
schreibende Merkmale.

2.5 Besteht keine einschlägige
internationale Norm oder weicht
der technische Inhalt einer ent-
worfenen technischen Vorschrift
oder Norm wesentlich vom tech-
nischen Inhalt einschlägiger in-
ternationaler Normen ab und
kann die technische Vorschrift
oder Norm eine erhebliche Aus-
wirkung auf den Handel ande-
rer Vertragsparteien haben, so
werden die Vertragsparteien

2.5.1 die beabsichtigte Einfüh-
rung einer bestimmten techni-
schen Vorschrift oder Norm zu
einem angemessen frühen Zeit-
punkt in einem Publikations-
organ so bekanntmachen, daß
interessierte Parteien davon
Kenntnis nehmen können;

2.5.2 anderen Vertragsparteien
über das GATT-Sekretariat die
Waren mitteilen, für die tech-
nische Vorschriften gelten wer-
den, und kurz Zweck und
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Gründe der Einführung der
entworfenen technischen Vor-
schriften angeben;

2.5.3 auf Ersuchen anderer
Vertragsparteien in bezug auf
technische Vorschriften und in-
teressierten Parteien im Gebiet
anderer Vertragsparteien in be-
zug auf Normen ohne Diskrimi-
nierung Einzelheiten oder Ko-
pien der entworfenen techni-
schen Vorschrift oder Norm zur
Verfügung stellen und, sofern
möglich, die Teile bezeichnen,
deren Inhalt wesentlich von den
einschlägigen internationalen
Normen abweicht;

2.5.4 anderen Vertragsparteien
in bezug auf technische Vor-
schriften ohne Diskriminierung
eine angemessene Frist für
schriftliche Bemerkungen ein-
räumen, diese Bemerkungen auf
Ersuchen erörtern und die
schriftlichen Bemerkungen und
die Ergebnisse der Erörterun-
gen in Betracht ziehen;

2.5.5 interessierten Parteien im
Gebiet anderer Vertragsparteien
in bezug auf Normen eine an-
gemessene Frist für schriftliche
Bemerkungen einräumen, diese
Bemerkungen auf Ersuchen mit
anderen Vertragsparteien er-
örtern und die schriftlichen Be-
merkungen und die Ergebnisse
der Erörterungen in Betracht
ziehen.

2.6 Vorbehaltlich der einfüh-
renden Bestimmungen des Ar-
tikels 2.5 kann eine Vertrags-
partei, falls sich für sie drin-
gende Probleme der Sicherheit,
der Gesundheit, des Umwelt-
schutzes oder der nationalen
Sicherheit ergeben oder zu er-
geben drohen, einen oder meh-
rere der in Artikel 2 Absatz 5
angeführten Schritte unterlassen,
wenn sie dies für notwendig
hält, sofern sie nach Annahme
einer technischen Vorschrift
oder Norm
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2.6.1 den anderen Vertrags-
parteien über das GATT-Sekre-
tariat eingehend die betreffende
technische Vorschrift, die Wa-
ren, für die sie gilt, sowie kurz
den Zweck und die Gründe der
Einführung der technischen Vor-
schrift einschließlich der Art der
dringenden Probleme mitteilt;

2.6.2 auf Ersuchen anderen
Vertragsparteien ohne Diskri-
minierung Kopien der techni-
schen Vorschrift und interessier-
ten Parteien im Gebiet anderer
Vertragsparteien Kopien der
Norm zur Verfügung stellt;

2.6.3 anderen Vertragsparteien
in bezug auf technische Vor-
schriften und interessierten Par-
teien im Gebiet anderer Ver-
tragsparteien in bezug auf
Normen ohne Diskriminierung
die Möglichkeit einräumt,
schriftliche Bemerkungen abzu-
geben, diese Bemerkungen auf
Ersuchen mit anderen Vertrags-
parteien erörtert und die schrift-
lichen Bemerkungen und die
Ergebnisse der Erörterungen in
Betracht zieht;

2.6.4 auch alle vom Komitee
aufgrund von Konsultationen
nach den Verfahren des Arti-
kels 14 beschlossenen Maßnah-
men in Betracht zieht.

2.7 Die Vertragsparteien stel-
len sicher, daß alle angenom-
menen technischen Vorschriften
und Normen innerhalb kürze-
ster Frist so veröffentlicht wer-
den, daß interessierte Parteien
von ihnen Kenntnis nehmen
können.

2.8 Sofern keine der in Arti-
kel 2 Absatz 6 erwähnten drin-
genden Umstände vorliegen,
räumen die Vertragsparteien
zwischen der Veröffentlichung
und dem Inkrafttreten einer
technischen Vorschrift eine an-
gemessene Frist ein, damit die
Erzeuger in den Ausfuhrländern
und vor allem in den Entwick-
lungsländern Zeit haben, ihre
Waren oder Erzeugungsmetho-
den den Anforderungen des
Einfuhrlandes anzupassen.
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2.9 Die Vertragsparteien tref-
fen die ihnen zur Verfügung
stehenden geeigneten Maßnah-
men, um sicherzustellen, daß
regionale Normenorganisatio-
nen, denen sie als Mitglieder
angehören, Artikel 2 Absätze 1
bis 8 einhalten. Darüber hinaus
dürfen die Vertragsparteien
keine Maßnahmen treffen, die
die Wirkung haben, diese Or-
ganisationen unmittelbar oder
mittelbar zu verpflichten oder
zu ermutigen, in einer mit die-
sen Bestimmungen nicht zu ver-
einbarenden Art und Weise zu
handeln.

2.10 Wenn Vertragsparteien,
die Mitglieder regionaler Nor-
menorganisationen sind, eine
regionale Norm als technische
Vorschrift oder Norm anneh-
men, erfüllen sie die in Artikel 2
Absätze 1 bis 8 enthaltenen Ver-
pflichtungen, soweit diese nicht
schon von den regionalen Nor-
menorganisationen erfüllt wor-
den sind.

Artikel 3

A u s a r b e i t u n g , An-
n a h m e u n d A n w e n -

d u n g v o n t e c h n i s c h e n
V o r s c h r i f t e n u n d N o r -

m e n d u r c h S t e l l e n
e i n e r l o k a l e n R e g i e -
r u n g o d e r V e r w a l t u n g

3.1 Die Vertragsparteien tref-
fen die ihnen zur Verfügung
stehenden geeigneten Maßnah-
men, um sicherzustellen, daß die
Stellen einer lokalen Regierung
oder Verwaltung in ihrem Ge-
biet Artikel 2 mit Ausnahme
der Absätze 3, 5.2, 9 und 10
einhalten, wobei festgestellt
wird, daß die Bereitstellung von
Angaben über die in Artikel 2
Absätze 5.3 und 6.2 genannten
technischen Vorschriften und
die in Artikel 2 Absätze 5.4 und
6.3 genannten Bemerkungen
und Erörterungen Sache der
Vertragsparteien sind. Darüber
hinaus dürfen die Vertragspar-
teien keine Maßnahmen treffen,
die die Wirkung haben, diese
Stellen einer lokalen Regierung
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oder Verwaltung unmittelbar
oder mittelbar zu verpflichten
oder zu ermutigen, in einer mit
Artikel 2 nicht zu vereinbaren-
den Art und Weise zu handeln.

Artikel 4

A u s a r b e i t u n g , An-
n a h m e u n d Anwen-

d u n g v o n t e c h n i s c h e n
V o r s c h r i f t e n u n d N o r -
men d u r c h n i c h t s t a a t -

l i c h e S t e l l e n

4.1 Die Vertragsparteien tref-
fen die ihnen zur Verfügung
stehenden geeigneten Maßnah-
men, um sicherzustellen, daß
nichtstaatliche Stellen in ihrem
Gebiet Artikel 2 mit Aus-
nahme des Absatzes 5.2 einhal-
ten, wobei die Möglichkeit der
in Artikel 2 Absätze 5.4 und 6.3
genannten Bemerkungen und
Erörterungen auch interessier-
ten Parteien im Gebiet anderer
Vertragsparteien eingeräumt
wird. Darüber hinaus dürfen
die Vertragsparteien keine Maß-
nahmen treffen, die die Wirkung
haben, diese nichtstaatlichen
Stellen unmittelbar oder mittel-
bar zu verpflichten oder zu er-
mutigen, in einer mit Artikel 2
nicht zu vereinbarenden Are
und Weise zu handeln.

Ü b e r e i n s t i m m u n g mit
t e c h n i s c h e n Vor-

s c h r i f t e n u n d Normern

Artikel 5

F e s t s t e l l u n g d e r Über -
e i n s t i m m u n g m i t t e ch -
n i s c h e n V o r s c h r i f t e n
o d e r N o r m e n d u r c h
S t e l l e n d e r Z e n t r a l -

r e g i e r u n g

5.1 Die Vertragsparteien stel-
len sicher, daß die Stellen der
Zentralregierung in den Fällen,
in denen ein positiver Nach-
weis für die Übereinstimmung
von Waren mit den technischen
Vorschriften oder Normen ver-
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langt wird, auf Waren mit Ur-
sprung im Gebiet anderer Ver-
tragsparteien die folgenden Be-
stimmungen anwenden:

5.1.1 Die Bedingungen, unter
denen eingeführte Waren zur
Prüfung zugelassen werden, dür-
fen nicht ungünstiger sein als
die Bedingungen, die in einer
vergleichbaren Situation für
gleichartige inländische oder ein-
geführte Waren gelten.

5.1.2 Die Prüfmethoden und
Verwaltungsverfahren dürfen
für eingeführte Waren nicht
komplizierter und zeitraubender
sein als die entsprechenden Me-
thoden und Verfahren, die in
einer vergleichbaren Situation
für gleichartige inländische Wa-
ren oder für Waren mit Ur-
sprung in einem anderen Land
angewendet werden.

5.1.3 Alle Gebühren, die für
die Prüfung eingeführter Waren
erhoben werden, müssen in an-
gemessenem Verhältnis zu den
Gebühren stehen, die für die
Prüfung gleichartiger inländi-
scher Waren oder Waren mit
Ursprung in einem anderen Land
zu entrichten sind.

5.1.4 Die Prüfergebnisse wer-
den dem Exporteur oder Im-
porteur oder deren Vertretern
auf Ersuchen mitgeteilt, so daß,
wenn nötig, entsprechende Ver-
änderungen vorgenommen wer-
den können.

5.1.5 Die Wahl des Standorts
der Prüfeinrichtungen und die
Auswahl der Proben für die
Prüfungen dürfen für die Im-
porteure, die Exporteure oder
deren Vertreter keine unnötigen
Schwierigkeiten verursachen.

5.1.6 Angaben vertraulicher
Natur über eingeführte Waren,
die sich aus solchen Prüfungen
ergeben oder im Zusammenhang
mit diesen zur Verfügung ge-
stellt werden, sind genauso zu
behandeln wie vertrauliche An-
gaben über inländische Waren.

5.2 Um jedoch die Feststellung
der Übereinstimmung mit tech-
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nischen Vorschriften und Nor-
men in den Fällen zu erleich-
tern, in denen ein positiver
Nachweis verlangt wird, stellen
die Vertragsparteien, sofern
möglich, sicher, daß die Stellen
ihrer Zentralregierung

Prüfergebnisse, Konformitäts-
bescheinigungen oder Konformi-
tätszeichen anerkennen, die von
den zuständigen Stellen in den
Gebieten anderer Vertragspar-
teien stammen, oder eine von
den Erzeugern in den Gebieten
anderer Vertragsparteien selbst
ausgestellte Bescheinigung an-
nehmen,

und zwar auch dann, wenn
die Prüfmethoden von ihren
eigenen Methoden abweichen,
sofern sie davon überzeugt sind,
daß die im Gebiet der ausfüh-
renden Vertragspartei ange-
wandten Methoden für die
Feststellung der Übereinstim-
mung mit den einschlägigen
technischen Vorschriften und
Normen hinreichend geeignet
sind. Es wird anerkannt, daß
vorherige Konsultationen er-
forderlich sein können, um eine
allseits zufriedenstellende Über-
einkunft über die Ausstellung
von Bescheinigungen durch die
Erzeuger selbst, die Prüfmetho-
den und Prüfergebnisse und die
im Gebiet der ausführenden Ver-
tragspartei angewandten Kon-
formitätsbescheinigungen oder
Konformitätszeichen zu errei-
chen, und zwar insbesondere
dann, wenn es sich um verderb-
liche Waren oder sonstige Waren
handelt, die während des Trans-
ports Schaden nehmen können.

5.3 Die Vertragsparteien stel-
len sicher, daß die von den Stel-
len ihrer Zentralregierung an-
gewandten Prüfmethoden und
Verwaltungsverfahren die An-
wendung des Artikels 5 Absatz 2
zulassen, soweit dies durchführ-
bar ist.

5.4 Dieser Artikel hindert die
Vertragsparteien nicht daran, in
ihren Gebieten angemessene
Stichproben durchzuführen.
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Artikel 6

F e s t s t e l l u n g d e r Ü b e r -
e i n s t i m m u n g m i t t e c h -
n i s c h e n V o r s c h r i f t e n
o d e r N o r m e n d u r c h
S t e l l e n e i n e r l o k a l e n
R e g i e r u n g o d e r Ver-
w a l t u n g u n d n i c h t -

s t a a t l i c h e S t e l l e n

6.1 Die Vertragsparteien tref-
fen die ihnen zur Verfügung
stehenden geeigneten Maßnah-
men, um sicherzustellen, daß
die Stellen einer lokalen Regie-
rung oder Verwaltung und die
nichtstaatlichen Stellen in ihren
Gebieten Artikel 5 einhalten.
Darüber hinaus dürfen die Ver-
tragsparteien keine Maßnahmen
treffen, die die Wirkung haben,
diese Stellen unmittelbar oder
mittelbar zu verpflichten oder
zu ermutigen, in einer mit Ar-
tikel 5 nicht zu vereinbarenden
Art und Weise zu handeln.

K e n n z e i c h n u n g s -
s y s t e m e

Artikel 7

K e n n z e i c h n u n g s -
s y s t e m e , d i e v o n S t e l -
l en d e r Z e n t r a l r e g i e -
r u n g g e h a n d h a b t wer -

d e n

In bezug auf die Stellen der
Zentralregierung gilt:

7.1 Die Vertragsparteien stel-
len sicher, daß Kennzeichnungs-
systeme nicht mit dem Ziel
ausgearbeitet oder angewendet
werden, Hemmnisse für den
internationalen Handel zu schaf-
fen. Sie stellen gleichfalls sicher,
daß weder diese Kennzeich-
nungssysteme selbst noch deren
Anwendung sich so auswirken,
daß unnötige Hemmnisse für
den internationalen Handel ge-
schaffen werden.

7.2 Die Vertragsparteien stel-
len sicher, daß Kennzeichnungs-
systeme so ausgearbeitet und
angewendet werden, daß Liefe-
ranten gleichartiger Waren mit
Ursprung in den Gebieten ande-
rer Vertragsparteien zu Bedin-
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gungen Zugang haben, die nicht
ungünstiger sind als die, welche
den Lieferanten gleichartiger
inländischer Waren oder Waren
mit Ursprung in einem anderen
Land gewährt werden, wozu
auch die Feststellung gehört,
daß solche Lieferanten in der
Lage und gewillt sind, die An-
forderungen des Systems zu er-
füllen. Lieferanten haben Zu-
gang, wenn ihnen von der ein-
führenden Vertragspartei nach
den Regeln des Systems die
Kennzeichnung erteilt wird. Zu-
gang für Lieferanten schließt
auch ein, daß diese das Zeichen
des Systems, falls ein solches
vorhanden ist, unter Bedingun-
gen erhalten, die nicht ungün-
stiger sind als die, welche den
Lieferanten gleichartiger inlän-
discher Waren oder Waren mit
Ursprung in anderen Ländern
gewährt werden.

7.3 Die Vertragsparteien
7.3.1 machen die beabsichtigte
Einführung eines Kennzeich-
nungssystems zu einem ange-
messen frühen Zeitpunkt in
einem Publikationsorgan so be-
kannt, daß interessierte Ver-
tragsparteien davon Kenntnis
nehmen können;

7.3.2 teilen dem GATT-Sekre-
tariat die Waren mit, für die
das vorgesehene System gilt, und
geben kurz das Ziel des vor-
gesehenen Systems an;

7.3.3 stellen auf Ersuchen ohne
Diskriminierung anderen Ver-
tragsparteien Einzelheiten oder
Kopien der entworfenen Re-
geln dieses Systems zur Verfü-
gung;
7.3.4 räumen ohne Diskrimi-
nierung anderen Vertragspar-
teien eine angemessene Frist für
schriftliche Bemerkungen zu der
Ausarbeitung und Anwendung
des Systems ein, erörtern diese
Bemerkungen auf Ersuchen und
ziehen sie in Betracht.

7.4 Falls sich für eine Vertrags-
partei dringende Probleme der
Sicherheit, der Gesundheit, des
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Umweltschutzes oder der natio-
nalen Sicherheit ergeben oder zu
ergeben drohen, kann diese Ver-
tragspartei einen oder mehrere
der in Artikel 7 Absatz 3 ange-
führten Schritte unterlassen,
wenn sie dies für notwendig
hält, sofern sie nach der An-
nahme des Kennzeichnungs-
systems

7.4.1 den anderen Vertrags-
parteien über das GATT-Sekre-
tariat umgehend das betreffende
Kennzeichnungssystem, die Wa-
ren, für die es gilt, sowie kurz
das Ziel und die Gründe der
Einführung des Kennzeichnungs-
systems einschließlich der Art
der dringenden Probleme mit-
teilt;

7.4.2 auf Ersuchen anderen
Vertragsparteien ohne Diskri-
minierung Kopien der Regeln
des Systems zur Verfügung
stellt;

7.4.3 anderen Vertragsparteien
ohne Diskriminierung die Mög-
lichkeit einräumt, schriftliche
Bemerkungen abzugeben, diese
Bemerkungen auf Ersuchen er-
örtert und die schriftlichen Be-
merkungen und die Ergebnisse
der Erörterungen in Betracht
zieht.

7.5 Die Vertragsparteien stel-
len sicher, daß alle angenom-
menen Regeln der Kennzeich-
nungssysteme veröffentlicht wer-
den.

Artikel 8

K e n n z e i c h n u n g s -
s y s t e m e , d i e v o n S t e l -
l e n e i n e r l o k a l e n Re-
g i e r u n g o d e r V e r w a l -
t u n g u n d v o n n i c h t -
s t a a t l i c h e n S t e l l e n ge-

h a n d h a b t w e r d e n

8.1 Die Vertragsparteien tref-
fen die ihnen zur Verfügung
stehenden geeigneten Maßnah-
men, um sicherzustellen, daß
Stellen einer lokalen Regierung
oder Verwaltung und nicht-
staatliche Stellen in ihrem Ge-
biet bei der Handhabung von
Kennzeichnungssystemen Arti-
kel 7 mit Ausnahme von Ab-
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satz 3.2 einhalten, wobei fest-
gestellt wird, daß die Bereit-
stellung von Angaben nach Ar-
tikel 7 Absätze 3.3 und 4.2,
die Mitteilung nach Artikel 7
Absatz 4.1 und die Bemerkun-
gen und Erörterungen nach Ar-
tikel 7 Absatz 4.3 Sache der
Vertragsparteien sind. Darüber
hinaus dürfen die Vertragspar-
teien keine Maßnahmen tref-
fen, die die Wirkung haben,
diese Stellen unmittelbar oder
mittelbar zu verpflichten oder
zu ermutigen, in einer mit Ar-
tikel 7 nicht zu vereinbarenden
Art und Weise zu handeln.

8.2 Die Vertragsparteien stel-
len sicher, daß die Stellen ihrer
Zentralregierung sich nur inso-
weit auf die von Stellen einer
lokalen Regierung oder Verwal-
tung und von nichtstaatlichen
Stellen gehandhabten Kenn-
zeichnungssysteme stützen, ab
diese Stellen und Systeme die
einschlägigen Bestimmungen des
Artikels 7 einhalten.

Artikel 9

I n t e r n a t i o n a l e u n d
r e g i o n a l e K e n n z e i c h -

n u n g s s y s t e m e

9.1 Wird ein positiver Nach-
weis der Übereinstimmung mir
einer technischen Vorschrift oder
Norm von anderer Seite als vom
Lieferanten verlangt, so arbei-
ten die Vertragsparteien, soweit
dies durchführbar ist, internatio-
nale Kennzeichnungssysteme aus
und werden Mitglieder solcher
Systeme oder nehmen daran
teil.

9.2 Die Vertragsparteien tref-
fen die ihnen zur Verfügung
stehenden geeigneten Maßnah-
men, um sicherzustellen, daß
internationale und regionale
Kennzeichnungssysteme, denen
die zuständigen Stellen in ihren
Gebieten als Mitglieder oder
Teilnehmer angehören, Arti-
kel 7 mit Ausnahme von Ab-
satz 2 im Hinblick auf Artikel 9
Absatz 3 einhalten. Darüber
hinaus dürfen die Vertragspar-
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teien keine Maßnahmen tref-
fen, die die Wirkung haben,
diese Kennzeichnungssysteme
unmittelbar oder mittelbar zu
verpflichten oder zu ermutigen,
in einer mit Artikel 7 nicht zu
vereinbarenden Art und Weise
zu handeln.

9.3 Die Vertragsparteien tref-
fen die ihnen zur Verfügung
stehenden geeigneten Maßnah-
men, um sicherzustellen, daß
internationale und regionale
Kennzeichnungssysteme, denen
die zuständigen Stellen in ihren
Gebieten als Mitglieder oder
Teilnehmer angehören, so aus-
gearbeitet und angewendet wer-
den, daß Lieferanten gleicharti-
ger Waren mit Ursprung in den
Gebieten anderer Vertragspar-
teien zu Bedingungen Zugang
haben, die nicht ungünstiger
sind als die, welche den Liefe-
ranten gleichartiger Waren mit
Ursprung in einem Mitglieds-
land, einem Teilnehmerland
oder einem anderen Land ge-
währt werden, wozu auch die
Feststellung gehört, daß solche
Lieferanten in der Lage und
gewillt sind, die Anforderungen
des Systems zu erfüllen. Liefe-
ranten haben Zugang, wenn
ihnen von einer einführenden
Vertragspartei, die Mitglied oder
Teilnehmer des Systems ist, oder
von einer Stelle, die von dem
System zur Erteilung der Kenn-
zeichnung ermächtigt wurde,
nach den Regeln des Systems
die Kennzeichnung erteilt wird.
Zugang für Lieferanten schließt
auch ein, daß diese das Zeichen
des Systems, falls ein solches
vorhanden ist, unter Bedingun-
gen erhalten, die nicht ungün-
stiger sind als die, weiche den
Lieferanten gleichartiger Waren
mit Ursprung in einem Mit-
gliedsland oder Teilnehmerland
gewährt werden.

9.4 Die Vertragsparteien stel-
len sicher, daß sich die Stellen
ihrer Zentralregierung nur inso-
weit auf internationale und re-
gionale Kennzeichnungssysteme
stützen, als diese Systeme Ar-
tikel 7 und Artikel 9 Absatz 3
entsprechen.
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I n f o r m a t i o n n o d Un-
t e r s t ü t z u n g

Artikel 10

I n f o r m a t i o n e n ü b e r
t e c h n i s c h e V o r s c h r i f -
t en , N o r m e n u n d K e n n -

z e i c h n u n g s s y s t e m e

10.1 Jede Vertragspartei stellt
sicher, daß es eine Auskunfts-
stelle gibt, die in der Lage ist,
alle sinnvollen Anfragen von
interessierten Parteien im Ge-
biet anderer Vertragsparteien
zu beantworten, die sich auf
folgendes beziehen:

10.1.1 technische Vorschriften,
die in ihrem Gebiet angenom-
men oder entworfen werden
von Stellen der Zentralregie-
rung oder einer lokalen Regie-
rung oder Verwaltung, von
nichtstaatlichen Stellen, die durch
Gesetz ermächtigt sind, eine
technische Vorschrift durchzu-
setzen, oder von regionalen
Normenorganisationen, denen
solche Stellen als Mitglieder oder
Teilnehmer angehören;

10.1.2 Normen, die in ihrem
Gebiet von Stellen der Zentral-
regierang oder einer lokalen Re-
gierung oder Verwaltung oder
von regionalen Normenorgani-
sationen, denen solche Stellen
als Mitglieder oder Teilnehmer
angehören, angenommen oder
entworfen werden;

10.1.3 bestehende oder entwor-
fene Kennzeichnungssysteme, die
in ihrem Gebiet gehandhabt
werden von Stellen der Zentral-
regierung oder einer lokalen
Regierung, oder Verwaltung,
von nichtstaatlichen Stellen, die
gesetzlich ermächtigt sind, eine
technische Vorschrift durchzu-
setzen, oder von regionalen
Kennzeichnungsorganisationen,
denen diese Stellen als Mitglie-
der oder Teilnehmer ange-
hören;

10.1.4 die Stellen, an denen
Bekanntmachungen gemäß die-
sem Übereinkommen veröffent-
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licht werden, oder Angaben
darüber, wo die entsprechenden
Informationen erhältlich sind;
und

10.1.5 die Orte, an denen sich
die Auskunftsstellen nach Ar-
tikel 10 Absatz 2 befinden.

10.2 Jede Vertragspartei trifft
die ihr zur Verfügung stehenden
geeigneten Maßnahmen, um
sicherzustellen, daß es eine oder
mehrere Auskunftsstellen gibt,
die in der Lage sind, alle sinn-
vollen Anfragen interessierter
Parteien im Gebiet anderer Ver-
tragsparteien zu beantworten,
die sich auf folgendes bezie-
hen:

10.2.1 alle Normen, die in
ihrem Gebiet von nichtstaat-
lichen Normenorganisationen
oder von regionalen Normen-
organisationen, denen diese
Stellen als Mitglieder oder Teil-
nehmer angehören, angenom-
men oder entworfen werden
und

10.2.2 bestehende oder entwor-
fene Kennzeichnungssysteme, die
in ihrem Gebiet von einer nicht-
staatlichen Kennzeichnungsorga-
nisation oder von regionalen
Kennzeichnungsorganisationen,
denen diese Stellen als Mitglie-
der oder Teilnehmer angehören,
gehandhabt werden.

10.3 Die Vertragsparteien tref-
fen die ihnen zur Verfügung ste-
henden geeigneten Maßnahmen,
um sicherzustellen, daß Kopien
von Unterlagen, die von ande-
ren Vertragsparteien oder inter-
essierten Parteien im Gebiet an-
derer Vertragsparteien gemäß
diesem Übereinkommen bean-
tragt werden, zum selben Preis
(sofern nicht unentgeltlich) zur
Verfügung gestellt werden wie
den Angehörigen der betreffen-
den Vertragspartei.

10.4 Wenn das GATT-Sekre-
tariat gemäß diesem Überein-
kommen Mitteilungen erhält,
übermittelt es Kopien dieser
Mitteilungen an alle Vertrags-
parteien und interessierten in-
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ternationalen Normen- und
Kennzeichnungsorganisationen
und lenkt die Aufmerksamkeit
der Entwicklungsländer, die
Vertragsparteien sind, auf alle
Mitteilungen, die sich auf Wa-
ren von besonderem Interesse
für sie beziehen.

10.5 Dieses Übereinkommen
verpflichtet keine Vertragspar-
tei,

10.5.1 Texte in anderen Spra-
chen als in derjenigen der Ver-
tragspartei zu veröffentlichen!

10.5.2 Einzelheiten oder Ko-
pien von Entwürfen in ande-
ren Sprachen als in derjenigen
der Vertragspartei zur Verfü-
gung zu stellen;

10.5.3 Angaben zu liefern,
deren Weitergabe ihrer Mei-
nung nach ihren wesentlichen
Sicherheitsinteressen zuwider-
läuft.

10.6 Mitteilungen an das
GATT-Sekretariat haben in
englischer, französischer oder
spanischer Sprache zu erfolgen.

10.7 Die Vertragsparteien an-
erkennen, daß es wünschens-
wert ist, zentrale Informations-
systeme für die Ausarbeitung,
Annahme und Anwendung aller
technischen Vorschriften, Nor-
men und Kennzeichnungs-
systeme in ihren Gebieten ein-
zurichten.

Artikel 11

T e c h n i s c h e U n t e r s t ü t -
z u n g f ü r a n d e r e Ver-

t r a g s p a r t e i e n

11.1 Die Vertragsparteien be-
raten auf Ersuchen andere Ver-
tragsparteien, vor allem Ent-
wicklungsländer, bei der Aus-
arbeitung technischer Vorschrif-
ten.

11.2 Die Vertragsparteien be-
raten auf Ersuchen andere Ver-
tragsparteien, vor allem Ent-
wicklungsländer, und gewähren
ihnen zu gegenseitig vereinbar-
ten Modalitäten und Bedingun-
gen technische Unterstützung
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bei der Errichtung nationaler
Normenorganisationen und bei
der Teilnahme an internationa-
len Normenorganisationen; sie
ermutigen ihre nationalen Nor-
menorganisationen, das gleiche
zu tun.

11.3 Die Vertragsparteien tref-
fen auf Ersuchen die ihnen zur
Verfügung stehenden geeigneten
Maßnahmen, damit die Stellen
in ihren Gebieten andere Ver-
tragsparteien, vor allem die Ent-
wicklungsländer, beraten und
ihnen zu gegenseitig vereinbar-
ten Modalitäten und Bedingun-
gen technische Unterstützung
gewähren, und zwar bezüglich:

11.3.1 der Errichtung von
Stellen oder Kennzeichnungs-
organisationen zur Erteilung
von Konformitätsbescheinigun-
gen oder Konformitätszeichen
als Nachweis für die Überein-
stimmung mit technischen Vor-
schriften; und

11.3.2 der Methoden, die für
die Erfüllung ihrer technischen
Vorschriften am besten geeig-
net sind.

11.4 Die Vertragsparteien tref-
fen auf Ersuchen die ihnen zur
Verfügung stehenden geeigneten
Maßnahmen, um andere Ver-
tragsparteien, vor allem die Ent-
wicklungsländer, zu beraten und
ihnen zu gegenseitig vereinbar-
ten Modalitäten und Bedingun-
gen technische Unterstützung
zu gewähren bei der Errichtung
von Kennzeichnungsstellen zur
Erteilung von Konformitätsbe-
scheinigungen oder Konformi-
tätszeichen als Nachweis für die
Übereinstimmung mit Normen,
die im Gebiet der ersuchenden
Vertragspartei angenommen
wurden.

11.5 Die Vertragsparteien be-
raten auf Ersuchen andere Ver-
tragsparteien, vor allem die Ent-
wicklungsländer, und gewähren
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ihnen zu gegenseitig vereinbar-
ten Modalitäten und Bedingun-
gen technische Unterstützung
hinsichtlich der Maßnahmen,
die ihre Erzeuger treffen soll-
ten, wenn sie an Kennzeich-
nungssystemen teilnehmen wol-
len, die von staatlichen oder
nichtstaatlichen Stellen im Ge-
biet der ersuchten Vertragspar-
tei gehandhabt werden.

11.6 Vertragsparteien, die Mit-
glieder öder Teilnehmer inter-
nationaler oder regionaler Kenn-
zeichnungssysteme sind, beraten
auf Ersuchen andere Vertrags-
parteien, vor allem die Ent-
wicklungsländer, und gewähren
ihnen zu gegenseitig vereinbar-
ten Modalitäten und Bedingun-
gen technische Unterstützung
bei der Schaffung von Institu-
tionen und des rechtlichen Rah-
mens, die es ihnen ermöglichen,
ihre Verpflichtungen als Mit-
glieder oder Teilnehmer solche
Systeme zu erfüllen.

11.7 Die Vertragsparteien er-
mutigen auf Ersuchen Kenn-
zeichnungsorganisationen in
ihren Gebieten — sofern diese
Mitglieder oder Teilnehmer
internationaler oder regionaler
Kennzeichnungssysteme sind —,
andere Vertragsparteien, vor
allem die Entwicklungsländer,
zu beraten; sie sollten Ersuchen
dieser Länder um technische
Unterstützung bei der Errich-
tung von Institutionen berück-
sichtigen, die es den zuständigen
Stellen in ihren Gebieten er-
möglichen würden, ihre Ver-
pflichtungen als Mitglieder oder
Teilnehmer solche Systeme zu
erfüllen.

11.8 Bei der Beratung und
technischen Unterstützung ande-
rer Vertragsparteien im Sinne
des Artikels 11 Absätze 1 bis 7
behandeln die Vertragsparteien
die Bedürfnisse der am wenig-
sten entwickelten Länder vor-
rangig.
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Artikel 12

B e s o n d e r e u n d d i f f e -
r e n z i e r t e B e h a n d l u n g
f ü r E n t w i c k l u n g s l ä n -

d e r

12.1 Die Vertragsparteien ge-
währen den Entwicklungslän-
dern, die Vertragsparteien sind,
aufgrund der folgenden Bestim-
mungen sowie aufgrund der
einschlägigen Bestimmungen an-
derer Artikel dieses Überein-
kommens eine differenzierte
und günstigere Behandlung.

12.2 Die Vertragsparteien
schenken den Bestimmungen
dieses Übereinkommens be-
treffend die Rechte und Ver-
pflichtungen der Entwicklungs-
länder besondere Beachtung und
ziehen bei der Durchführung
dieses Übereinkommens auf na-
tionaler Ebene wie auch bei der
Handhabung der institutionel-
len Vereinbarungen dieses Über-
einkommens die besonderen
Entwicklungs-, Finanz- und
Handelsbedürfnisse der Ent-
wicklungsländer in Betracht.

12.3 Die Vertragsparteien zie-
hen bei der Ausarbeitung und
Anwendung von technischen
Vorschriften, Normen, Prüf-
methoden und Kennzeichnungs-
systemen die besonderen Ent-
wicklungs-, Finanz- und Han-
delsbedürfnisse der Entwick-
lungsländer in Betracht, um
sicherzustellen, daß derartige
technische Vorschriften, Nor-
men, Prüfmethoden und Kenn-
zeichnungssysteme und die Fest-
stellung der Übereinstimmung
mit technischen Vorschriften
und Normen keine unnötigen
Hemmnisse für die Ausfuhren
der Entwicklungsländer schaffen.

12.4 Die Vertragsparteien an-
erkennen, daß Entwicklungs-
länder auch dann, wenn mög-
licherweise internationale Nor-
men bestehen, angesichts ihrer
besonderen technologischen und
sozio-ökonomischen Bedingun-
gen bestimmte technische Vor-
schriften oder Normen ein-
schließlich Prüfmethoden an-
nehmen, um die inländische
Technologie und die ihren Ent-
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wicklungsbedürfnissen entspre-
chenden Produktionsmethoden
und -verfahren zu erhalten. Die
Vertragsparteien anerkennen
daher, daß von Entwicklungs-
ländern nicht erwartet werden
sollte, daß sie internationale
Normen als Grundlage für ihre
technischen Vorschriften oder
Normen einschließlich der Prüf-
methoden anwenden, die ihren
Entwicklungs-, Finanz- und
Handelsbedürfnissen nicht ent-
sprechen.

12.5 Die Vertragsparteien tref-
fen die ihnen zur Verfügung
stehenden geeigneten Maßnah-
men, um sicherzustellen, daß
internationale Normenorganisa-
tionen und internationale Kenn-
zeichnungssysteme in einer Art
und Weise ausgearbeitet und
gehandhabt werden, die eine
aktive und repräsentative Teil-
nahme der zuständigen Stellen
in allen Vertragsparteien er-
leichtert, wobei die besonderen
Probleme der Entwicklungs-
länder in Betracht zu ziehen
sind.

12.6 Die Vertragsparteien tref-
fen die ihnen zur Verfügung
stehenden geeigneten Maßnah-
men, um sicherzustellen, daß
internationale Normenorganisa-
tionen auf Ersuchen von Ent-
wicklungsländern die Möglich-
keit einer internationalen Nor-
mung bei Waren von besonde-
rem Interesse für die Entwick-
lungsländer prüfen und, soweit
durchführbar, solche Normen
ausarbeiten.

12.7 Die Vertragsparteien ge-
währen nach Artikel 11 den
Entwicklungsländern technische
Unterstützung, um sicherzustel-
len, daß die Ausarbeitung und
Anwendung von technischen
Vorschriften, Normen, Prüf-
methoden und Kennzeich-
nungssystemen keine unnötigen
Hemmnisse für die Ausweitung
und Diversifizierung der Aus-
fuhren aus Entwicklungsländern
schaffen. Bei der Festlegung der
Modalitäten und Bedingungen
der technischen Unterstützung
wird der Entwicklungsstand des
ersuchenden Landes und insbe-
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sondere der am wenigsten ent-
wickelten Länder in Betracht ge-
zogen.

12.8 Es wird anerkannt, daß
Entwicklungsländer bei der Aus-
arbeitung und Anwendung tech-
nischer Vorschriften, Normen,
Prüfmethoden und Kennzeich-
nungssysteme besonderen Pro-
blemen einschließlich institutio-
neller und Infrastrukturpro-
blemen gegenüberstehen können.
Es wird ferner anerkannt, daß
die besonderen Entwicklungs-
und Handelsbedürfnisse der
Entwicklungsländer sowie der
Stand ihrer technologischen
Entwicklung diese Länder daran
hindern kann, ihre Verpflich-
tungen aus diesem Überein-
kommen in vollem Umfang zu
erfüllen. Die Vertragsparteien
ziehen diese Tatsache daher voll
in Betracht. Um sicherzustellen,
daß die Entwicklungsländer die-
ses Übereinkommen einhalten
können, ist somit das Komitee
ermächtigt, auf Ersuchen be-
stimmte zeitlich begrenzte voll-
ständige oder teilweise Ausnah-
men von den Verpflichtungen
aus diesem Übereinkommen zu
gewähren. Bei der Prüfung der-
artiger Ersuchen zieht das Komi-
tee die besonderen Probleme bei
der Ausarbeitung und Anwen-
dung von technischen Vorschrif-
ten, Normen, Prüfmethoden
und Kennzeichnungssystemen
ebenso in Betracht wie die be-
sonderen Entwicklungs- und
Handelsbedürfnisse des Entwick-
lungslandes und den Stand sei-
ner technologischen Entwick-
lung, die dieses Land daran hin-
dern können, seine Verpflich-
tungen aus diesem Übereinkom-
men in vollem Umfang zu er-
füllen. Das Komitee zieht vor
allem die besonderen Probleme
der am wenigsten entwickeltes
Länder in Betracht.

12.9 Bei Konsultationen be-
halten die entwickelten Län-
der die besonderen Schwierig-
keiten im Auge, die sich für
Entwicklungsländer bei der
Ausarbeitung und Anwendung
von Normen, technischen Vor-
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schriften und Methoden zur
Sicherstellung der Übereinstim-
mung mit diesen Normen und
technischen Vorschriften erge-
ben; in dem Wunsch, die Ent-
wicklungsländer bei deren Be-
mühungen auf diesem Gebiet
zu unterstützen, ziehen die ent-
wickelten Länder die besonde-
ren Bedürfnisse der Entwick-
lungsländer auf dem Gebiet der
Finanzierung, des Handels und
der Entwicklung in Betracht.

12.10 Das Komitee überprüft
in bestimmten Zeitabständen
die in diesem Übereinkommen
festgelegte besondere und diffe-
renzierte Behandlung, die den
Entwicklungsländern auf natio-
naler und internationaler Ebene
gewährt wird.

I n s t i t u t i o n e n , K o n s u l -
t a t i o n e n u n d S t r e i t -

b e i l e g u n g

Artikel 13

K o m i t e e „ T e c h n i s c h e
H a n d e l s h e m m n i s s e "

Nach diesem Übereinkommen
werden eingesetzt:

13.1 ein Komitee „Technische
Handelshemmnisse" — im fol-
genden „das Komitee" ge-
nannt —, das aus Vertretern
jeder Vertragspartei besteht.
Das Komitee wählt seinen Vor-
sitzenden und tagt sooft wie
notwendig, mindestens aber ein-
mal im Jahr, um den Vertrags-
parteien Gelegenheit zu bieten,
sich über alle die Anwendung
dieses Übereinkommens oder
das Verfolgen seiner Ziele be-
treffenden Fragen zu beraten;
es erfüllt ferner die Aufgaben,
die ihm nach diesem Überein-
kommen oder von den Vertrags-
parteien zugewiesen werden;

13.2 je nach Erfordernis Ar-
beitsgruppen, technische Sach-
verständigengruppen, Sonder-
gruppen („panel") oder andere
Gruppen, welche die Aufgaben
erfüllen, die ihnen vom Komitee
gemäß den einschlägigen Be-
stimmungen dieses Übereinkom-
mens zugewiesen werden.
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13.3 Es besteht Einvernehmen
darüber, daß eine unnötige
Doppelgleisigkeit der Tätigkeit
im Rahmen dieses Übereinkom-
mens und der Tätigkeit der Re-
gierungen in anderen technischen
Institutionen, zum Beispiel im
Rahmen der Gemischten FAO/
WHO-Kommission des Codex
Alimentarius, vermieden wer-
den sollte. Das Komitee unter-
sucht dieses Problem, um eine
solche Doppelgleisigkeit auf ein
Mindestmaß zu beschränken.

Artikel 14

K o n s u l t a t i o n e n u n d
S t r e i t b e i l e g u n g

K o n s u l t a t i o n e n

14.1 Jede Vertragspartei prüft
Vorstellungen anderer Vertrags-
parteien, welche die Anwendung
dieses Übereinkommens betref-
fen, wohlwollend und gibt
innerhalb kürzester Frist aus-
reichende Gelegenheit zu Kon-
sultationen.

14.2 Ist eine Vertragspartei
der Auffassung, daß Vorteile,
die sich unmittelbar oder mit-
telbar aufgrund dieses Überein-
kommens für sie ergeben, zu-
nichte gemacht oder geschmälert
werden, oder daß die Erreichung
der Ziele dieses Übereinkom-
mens durch eine oder mehrere
andere Vertragsparteien behin-
dert wird und ihre Handelsinter-
essen erheblich beeinträchtigt
werden, so kann sie an die Ver-
tragspartei oder die Vertrags-
parteien, die sie für beteiligt
hält, schriftliche Vorstellungen
oder Vorschläge richten. Jede
Vertragspartei prüft die an sie
gerichteten Vorstellungen oder
Vorschläge wohlwollend mit
dem Ziel, eine zufriedenstel-
lende Losung zu erreichen.

S t r e i t b e i l e g u n g

14.3 Es ist die feste Absicht
der Vertragsparteien, alle im
Rahmen dieses Übereinkommens
entstehenden Streitfälle inner-
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halb kürzester Frist und ohne
Verzögerung beizulegen, vor
allem dann, wenn es sich um
verderbliche Waren handelt.

14.4 Wurde in den Konsul-
tationen nach Artikel 14 Ab-
sätze 1 und 2 keine Lösung
erreicht, so tritt das Komitee
auf Ersuchen einer Streitpartei
innerhalb von dreißig Tagen
nach Erhalt eines solchen Ersu-
chens zusammen, um die Ange-
legenheit im Hinblick auf die
Erleichterung einer allseits zu-
friedenstellenden Lösung zu
untersuchen.

14.5 Bei der Untersuchung
der Angelegenheit und bei der
Auswahl der geeigneten Ver-
fahren, vorbehaltlich unter an-
derem der Artikel 14 Ab-
sätze 9 und 14, zieht das
Komitee in Betracht, ob sich die
Streitfragen auf handelspoliti-
sche Erwägungen und/oder Fra-
gen technischer Natur beziehen,
die eine genaue Prüfung durch
Sachverständige erfordern.

14.6 Im Falle verderblicher
Waren prüft das Komitee die
Angelegenheit im Sinne von Ar-
tikel 14 Absatz 3 so rasch wie
möglich, um eine allseits zufrie-
denstellende Lösung innerhalb
von drei Monaten nach dem Er-
suchen um Untersuchung durch
das Komitee zu erleichtern.

14.7 Es besteht Einvernehmen
darüber, daß bei Streitfällen,
die Waren mit einem eindeuti-
gen Erntezyklus von zwölf Mo-
naten betreffen, das Komitee
alle Anstrengungen unternimmt,
um diese Streitfälle innerhalb
von zwölf Monaten zu behan-
deln.

14.8 In jeder Phase eines Ver-
fahrens zur Streitbeilegung ein-
schließlich der frühesten Phase
können zuständige Stellen und
Personen, die entsprechende
Fachkenntnisse in bezug auf die
betreffenden Angelegenheiten
besitzen, befragt und zur Teil-
nahme an den Sitzungen des



2350 128. Stück — Ausgegeben am 24. Juli 1980 — Nr. 325

Komitees eingeladen werden;
derartige Stellen oder Sachver-
ständige können um sachdien-
liche Auskünfte und um Unter-
stützung ersucht werden.

T e c h n i s c h e F r a g e n

14.9 Wurde nach den in Ar-
tikel 14 Absatz 4 vorgesehenen
Verfahren innerhalb von drei
Monaten nach dem Ersuchen
um Untersuchung durch das
Komitee keine allseits zufrie-
denstellende Lösung erreicht,
so setzt das Komitee auf An-
trag einer Streitpartei, die der
Ansicht ist, daß sich die Ange-
legenheit auf Fragen technischer
Natur bezieht, eine technische
Sachverständigengruppe ein und
weist sie an,

die Angelegenheit zu unter-
suchen;

mit den Streitparteien zu be-
raten und ihnen ausreichende
Möglichkeiten zu geben, eine
allseits zufriedenstellende Lösung
zu finden;

eine Stellungnahme zum Sach-
verhalt abzugeben; und

Feststellungen zu treffen, die
dem Komitee dabei helfen, in
der Angelegenheit Empfehlun-
gen auszusprechen oder Ent-
scheidungen zu treffen; soweit
zweckmäßig, sollte dies unter
anderem Feststellungen ein-
schließen betreffend die zu die-
sem Fall vorliegenden ausführ-
lichen wissenschaftlichen Beur-
teilungen sowie betreffend die
Frage, ob die Maßnahme zum
Schutz des Lebens und der Ge-
sundheit von Menschen, Tieren
oder Pflanzen notwendig war
und ob eine fundierte wissen-
schaftliche Beurteilung vorliegt.

14.10 Für die technischen •Sach-
verständigengruppen gelten die
in Anhang 2 angeführten Ver-
fahren.

14.11 Die von der technischen
Sachverständigengruppe zur Be-
handlung technischer Fragen be-
nötigte Zeit hängt vom jewei-
ligen Fall ab. Die technische
Sachverständigengruppe sollte
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bestrebt sein, dem Komitee ihre
Untersuchungsergebnisse inner-
halb von sechs Monaten nach
dem Zeitpunkt zu übermitteln,
zu dem ihr die technische Frage
unterbreitet wurde, sofern diese
Frist nicht von den Streitpar-
teien im gegenseitigen Einver-
nehmen verlängert wird.

14.12 In den Berichten soll-
ten alle Feststellungen begrün-
det werden.

14.13 Wurde nach Abschluß
der Verfahren dieses Artikels
keine allseits zufriedenstellende
Lösung erreicht und beantragt
eine Streitpartei die Einsetzung
einer Sondergruppe, so setzt das
Komitee eine Sondergruppe ein,
die gemäß Artikel 14 Absätze 15
bis 18 tätig wird.

V e r f a h r e n d e r S o n d e r -
g r u p p e (panel)

14.14 Wurde innerhalb von
drei Monaten nach dem Ersu-
chen um Untersuchung durch
das Komitee keine allseits zu-
friedenstellende Lösung nach den
Verfahren des Artikels 14 Ab-
satz 4 erreicht und wurden die
Verfahren nach Artikel 14 Ab-
sätze 9 bis 13 nicht angewendet,
so setzt das Komitee auf Antrag
einer Streitpartei eine Sonder-
gruppe ein.

14.15 Wird eine Sondergruppe
eingesetzt, so weist das Komitee
sie an,

die Angelegenheit zu unter-
suchen,

mit den Streitparteien zu be-
raten und ihnen die Möglich-
keit zu geben, eine allseits zu-
friedenstellende Lösung zu fin-
den,

eine Stellungnahme zum Sach-
verhalt abzugeben, soweit er
mit der Anwendung dieses
Übereinkommens zusammen-
hängt, und Feststellungen zu
treffen, die dem Komitee dabei
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helfen, in der Angelegenheit
Empfehlungen auszusprechen
oder Entscheidungen zu tref-
fen.

14.16 Für die Sondergruppen
gelten die Verfahren des An-
hangs 3.

14.17 Die Sondergruppen ver-
wenden den Bericht einer tech-
nischen Sachverständigengruppe,
die nach Artikel 14 Absatz 9
eingesetzt wurde, als Grundlage
für die Prüfung von Angelegen-
heiten, die sich auf Fragen tech-
nischer Natur beziehen.

14.18 Die von den Sonder-
gruppen benötigte Zeit hängt
vom jeweiligen Fall ab. Sie soll-
ten bestrebt sein, dem Komitee
ihre Untersuchungsergebnisse
und gegebenenfalls Empfeh-
lungen ohne unnötige Verzöge-
rung zu übermitteln, und zwar
normalerweise innerhalb von
vier Monaten nach der Einset-
zung der Sondergruppe.

D u r c h s e t z u n g

14.19 Nach Abschluß der Un-
tersuchung oder nach Vorlage
des Berichts einer technischen
Sachverständigengruppe, einer
Arbeitsgruppe, einer Sonder-
gruppe oder einer anderen
Gruppe an das Komitee prüft
dieses die Angelegenheit inner-
halb kürzester Frist. Hinsicht-
lich der Berichte der Sonder-
gruppen wird das Komitee nor-
malerweise innerhalb von drei-
ßig Tagen nach Erhalt des Be-
richts tätig, sofern es diese Frist
nicht verlängert; es kann unter
anderem

eine Feststellung des Sachver-
halts treffen oder

Empfehlungen an eine oder
mehrere Vertragsparteien rich-
ten oder

jede andere ihm geeignet er-
scheinende Entscheidung tref-
fen.

14.20 Sieht sich eine Vertrags-
partei, an die Empfehlungen
gerichtet sind, außerstande, diese
auszuführen, so sollte sie dies
innerhalb kürzester Frist gegen-
über dem Komitee schriftlich be-
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gründen. In diesem Fall prüft
das Komitee, welche weiterem
Schritte geeignet erscheinen.

14.21 Ist das Komitee der An-
sicht, daß die Umstände hin-
reichend schwer wiegen, um eine
solche Maßnahme zu rechtferti-
gen, so kann es eine oder meh-
rere Vertragsparteien ermächti-
gen, in bezug auf jede andere
Vertragspartei die Erfüllung von
Verpflichtungen aus diesem
Übereinkommen auszusetzen,
soweit es dies unter den gege-
benen Umständen für angemes-
sen hält. In diesem Fall kann
das Komitee unter anderem die
Erfüllung von Verpflichtungen
einschließlich der in Artikel 5
bis 9 genannten Verpflichtungen
aussetzen, um den gegenseitigen
wirtschaftlichen Vorteil und das
Gleichgewicht der Rechte und
Verpflichtungen wiederherzu-
stellen.

14.22 Das Komitee verfolgt
jede Angelegenheit, in der es
Empfehlungen ausgesprochen
oder Entscheidungen getroffen
hat.

S o n s t i g e B e s t i m m u n -
gen b e t r e f f e n d d i e

S t r e i t b e i l e g u n g

Verfahren

14.23 Entstehen zwischen Ver-
tragsparteien über Rechte und
Verpflichtungen aus diesem.
Übereinkommen Streitigkeiten,
so sollten sie die Streitbeile-
gungsverfahren nach diesem
Übereinkommen ausschöpfen,
bevor sie von den ihnen nach
dem GATT zustehenden Rech-
ten Gebrauch machen. Die Ver-
tragsparteien anerkennen, daß
in Fällen, die auf diese Art und
Weise an die VERTRAGSPAR-
TEIEN verwiesen wurden, jede
Feststellung, Empfehlung oder
Entscheidung nach Artikel 14
Absätze 9 bis 18 von den VER-
TRAGSPARTEIEN in Betracht
gezogen werden kann, soweit
diese sich auf Fragen betreffend
gleichwertige Rechte und Ver-
pflichtungen aus dem Allgemei-
nen Abkommen beziehen. Neh-
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men Vertragsparteien Arti-
kel XXIII des GATT in An-
spruch, so gründet sich eine Ent-
scheidung nach diesem Artikel
ausschließlich auf Bestimmun-
gen des GATT.

V e r p f l i c h t u n g s a u s -
m a ß

14.24 Die Bestimmungen über
die Streitbeilegung können an-
gewandt werden, wenn eine Ver-
tragspartei der Ansicht ist, daß
eine andere Vertragspartei keine
zufriedenstellenden Ergebnisse
nach Artikel 3, 4, 6, 8 und 9
erzielt hat und ihre Handels-
interessen erheblich beeinträch-
tigt werden. In dieser Hinsicht
müssen solche Ergebnisse den
in Artikel 2, 5 und 7 vorgesehe-
nen Ergebnissen gleichwertig
sein, als ob die betreffende Stelle
Vertragspartei wäre.

Verfahren und Pro-
duktionsmethoden

14.25 Die Verfahren zur Streit-
beilegung können auch ange-
wandt werden, wenn eine Ver-
tragspartei der Ansicht ist, daß
Verpflichtungen aus diesem
Übereinkommen dadurch um-
gangen werden, daß Anforde-
rungen mehr in bezug auf Ver-
fahren und Produktionsmetho-
den als in bezug auf Merkmals
von Waren umschrieben wer-
den.

Rückwirkung

14.26 Wenn eine Vertragspar-
tei der Ansicht ist, daß techni-
sche Vorschriften, Normen oder
Methoden zum Nachweis der
Übereinstimmung mit techni-
schen Vorschriften, Normen
oder Kennzeichnungssystemen,
die zum Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Übereinkommens
bestehen, nicht mit diesem
Übereinkommen vereinbar sind,
unterliegen derartige Vorschrif-
ten, Normen, Methoden und
Systeme den Artikeln 13 und 14
dieses Übereinkommens, soweit
diese anwendbar sind.
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S c h l u ß b e s t i m m u n g e n

Artikel 15

S c h l u ß b e s t i m m u n g e n
A n n a h m e u n d B e i t r i t t

15.1 Dieses Übereinkommen
liegt den Regierungen, die Ver-
tragsparteien des GATT sind,
und der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft zur An-
nahme durch Unterzeichnung
oder in anderer Form auf.

15.2 Dieses Übereinkommen
liegt den Regierungen, die dem
GATT vorläufig beigetreten
sind, zur Annahme durch Un-
terzeichnung oder in anderer
Form auf, und zwar unter Be-
dingungen hinsichtlich der tat-
sächlichen Anwendung der
Rechte und Verpflichtungen aus
diesem Übereinkommen, die den
Rechten und Verpflichtungen
in den Urkunden über ihren
vorläufigen Beitritt Rechnung
tragen.

15.3 Jede andere Regierung
kann diesem Übereinkommen
unter Bedingungen hinsichtlich
der tatsächlichen Anwendung
der Rechte und Verpflichtungen
aus diesem Übereinkommen bei-
treten, die zwischen der betref-
fenden Regierung und den Ver-
tragsparteien vereinbart werden,
und zwar durch Hinterlegung
einer die vereinbarten Bedingun-
gen enthaltenden Beitrittsur-
kunde beim Generaldirektor der
VERTRAGSPARTEIEN des
GATT.

15.4 In bezug auf die Annahme
gilt Artikel XXVI Absatz 5 a)
und b) des Allgemeinen Ab-
kommens.

V o r b e h a l t e

15.5 Vorbehalte gegen Bestim-
mungen dieses Übereinkommens
dürfen nur mit Zustimmung
der anderen Vertragsparteien
gemacht werden.

I n k r a f t t r e t e n

15.6 Dieses Übereinkommen
tritt am 1. Jänner 1980 für die

229
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Regierungen *) in Kraft, die es
bis zu diesem Zeitpunkt ange-
nommen haben oder ihm beige-
treten sind. Für jede andere Re-
gierung tritt es am dreißigsten
Tag nach dem Zeitpunkt der
Annahme oder des Beitritts in
Kraft.

Überprüfung

15.7 Jede Vertragspartei teilt
dem Komitee innerhalb kür-
zester Frist nach Inkrafttreten
dieses Übereinkommens für die
betreffende Vertragspartei die
Maßnahmen mit, die bestehen
oder getroffen werden, um die
Durchführung und Handhabung
des Übereinkommens sicherzu-
stellen. Alle späteren Änderun-
gen soldier Maßnahmen werden
dem Komitee gleichfalls mitge-
teilt.

15.8 Das Komitee überprüft
jährlich unter Berücksichtigung
der Ziele dieses Übereinkom-
mens dessen Durchführung und
Funktionieren. Es unterrichtet
die VERTRAGSPARTEIEN des
GATT jährlich über die Ent-
wicklungen im Überprüfungs-
zeitraum.

15.9 Das Komitee überprüft
nicht später als mit Ablauf des
dritten Jahres nach Inkrafttre-
ten dieses Übereinkommens und
sodann jeweils mit Ablauf eines
Zeitraums von drei Jahren das
Funktionieren und die Durch-
führung dieses Übereinkommens
einschließlich der Bestimmun-
gen über die Transparenz mit
dem Ziel, die Rechte und Ver-
pflichtungen dieses Übereinkom-
mens anzupassen, sofern dies
zur Sicherstellung des gegenseiti-
gen wirtschaftlichen Vorteils
und des Gleichgewichts der
Rechte und Verpflichtungen un-
beschadet des Artikels 12 not-
wendig ist, und, falls zweck-

*) Der Begriff „Regierung" um-
faßt auch die zuständigen Organe
der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft.
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mäßig, Änderungen des Wort-
lauts dieses Übereinkommens
unter anderem im Hinblick auf
die bei seiner Durchführung
gewonnenen Erfahrungen vor-
zuschlagen.

Ä n d e r u n g e n

15.10 Die Vertragsparteien
können dieses Übereinkommen
unter anderem im Hinblick auf
die bei seiner Durchführung ge-
wonnenen Erfahrungen ändern.
Eine Änderung, der die Ver-
tragsparteien gemäß den vom
Komitee festgelegten Verfahren
zugestimmt haben, tritt für jede
Vertragspartei erst in Kraft,
wenn sie von ihr angenommen
worden ist.

R ü c k t r i t t

15.11 Jede Vertragspartei kann
von diesem Übereinkommen zu-
rücktreten. Der Rücktritt wird
mit Ablauf von sechzig Tagen
nach Eingang der schriftlichen
Rücktrittsanzeige beim General-
direktor der VERTRAGSPAR-
TEIEN des GATT wirksam.
Jede Vertragspartei kann im Fall
einer solchen Notifizierung be-
antragen, daß das Komitee um-
gehend zusammentritt.

N ich tanwendung die-
ses Übereinkommens
zwischen bes t immten
Par te ien

15.12 Dieses Übereinkommen
findet zwischen zwei Vertrags-
parteien keine Anwendung,
wenn eine der beiden Vertrags-
parteien zu dem Zeitpunkt, in
dem eine von ihnen das Über-
einkommen annimmt oder ihm
beitritt, der Anwendung ihre
Zustimmung versagt.

A n h ä n g e

15.13 Die Anhänge sind Be-
standteil dieses Übereinkom-
mens.

S e k r e t a r i a t

15.14 Die Sekretariatsgeschäfte
für dieses Übereinkommen wer-
den vom GATT-Sekretariat
wahrgenommen.
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H i n t e r l e g u n g

15.1,5 Dieses Übereinkommen
wird beim Generaldirektor der
VERTRAGSPARTEIEN des
GATT hinterlegt, der jeder Ver-
tragspartei dieses Übereinkom-
mens und jeder Vertragspartei
des GATT innerhalb kürzester
Frist eine beglaubigte Abschrift
dieses Übereinkommens und
jeder Änderung desselben nach
Artikel 15 Absatz 10 übermit-
telt und jede Annahme dieses
Übereinkommens und jeden
Beitritt zu demselben nach Ar-
tikel 15 Absätze 1 bis 3 und
jeden Rücktritt von diesem
Übereinkommen nach Artikel 13
Absatz 11 notifiziert.

R e g i s t r i e r u n g

15.16 Dieses Übereinkommen
wird gemäß den Bestimmungen
von Artikel 102 der Charta der
Vereinten Nationen registriert.

Geschehen zu Genf am zwölf-
ten April neunzehnhundert-
neunundsiebzig in einer Ur-
schrift in englischer, französi-
scher und spanischer Sprache,
wobei jeder Wortlaut gleicher-
maßen verbindlich ist.
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ANHANG 1

Begriffsbestimmungen für die
spezifischen Zwecke dieses Über-

einkommens

Anmerkung: Die Hinweise
auf die Definitionen internatio-
naler Normenorganisationen
in den erläuternden Bemerkun-
gen entsprechen dem Stand vom
März 1979.

1. Technische Spezifikation

Eine Spezifikation, die in
einem Dokument enthalten ist,
das Merkmale eines Erzeugnis-
ses festlegt, wie Qualitätsstufen,
Gebrauchstauglichkeit, Sicher-
heit oder Abmessungen. Sie
kann unter anderem oder aus-
schließlich Festlegungen über
Terminologie, Bildzeichen, Prü-
fung und Prüfverfahren, Ver-
packung, Kennzeichnung oder
Beschriftung für eine Ware ent-
halten.

Erläuternde Bemerkung:
Dieses Übereinkommen be-

trifft nur technische Spezifika-
tionen, die sich auf Erzeugnisse
beziehen. Daher wurde der
Wortlaut der entsprechenden
Definition der Wirtschaftskom-
mission für Europa/Internatio-
nale Organisation für Normung
geändert, um Dienstleistungen
und Anleitungen für die Praxis
auszuklammern.

2. Technische Vorschriften

Eine technische Spezifikation
einschließlich der anwendbaren
Verwaltungsbestimmungen, de-
ren Einhaltung zwingend vor-
geschrieben ist.

Erläuternde Bemerkung:
Der Wortlaut weicht von der

entsprechenden Definition der
Wirtschaftskommission für Eu-
ropa/Internationale Organisa-
tion für Normung ab, da sich
die letztere auf die Definition
einer Vorschrift bezieht, die
in diesem Übereinkommen nicht
definiert wird. Darüber hinaus
enthält die Definition der
Wirtschaftskommission für Eu-
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ropa/Internationale Organisa-
tion für Normung ein norma-
tives Element, das in den ope-
rativen Bestimmungen dieses
Übereinkommens enthalten ist.
Im Sinne dieses Übereinkom-
mens umfaßt die Definition
auch eine Norm, deren, Ein-
haltung nicht durch eine be-
sondere Verordnung, sondern
aufgrund eines allgemeinen Ge-
setzes zwingend vorgeschrieben
ist.

3. Norm

Eine technische Spezifikation,
die von einer anerkannten Nor-
menorganisation zur wieder-
holten oder ständigen Anwen-
dung angenommen wurde, deren
Einhaltung jedoch nicht zwin-
gend vorgeschrieben 1st.

Erläuternde Bemerkung:

Die entsprechende Definition
der Wirtschaftskommission für
Europa/Internationale Organi-
sation für Normung enthält
verschiedene normative Ele-
mente, die in der obigen Defi-
nition nicht enthalten sind. Da-
her sind technische Spezifikatio-
nen, die sich nicht auf einen
Konsens gründen, von diesem
Übereinkommen erfaßt. Diese
Definition umfaßt nicht techni-
sche Spezifikationen, die von
einzelnen Unternehmen für ihre
eigenen Anforderungen bezüg-
lich der Erzeugung oder des
Verbrauchs ausgearbeitet wur-
den. Der Begriff Organisation
schließt auch nationale Nor-
mungssysteme ein.

4. Internationale Organisation
oder internationales System

Eine Organisation oder ein
System, der bzw. dem zustän-
dige Stellen zumindest aller Ver-
tragsparteien dieses Überein-
kommens als Mitglieder beitre-
ten können.

5. Regionale Organisation oder
regionales System

Eine Organisation oder ein
System, der bzw. dem zuständige
Stellen nur einiger Vertragspar-
teien als Mitglieder beitreten
können.
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6. Stelle der Zentralregierung

Die Zentralregierung, ihre
Ministerien und Abteilungen
oder jede andere der Aufsicht
der Zentralregierung unterste-
hende Stelle hinsichtlich der
fraglichen Tätigkeit.

Erläuternde Bemerkung:

Im Fall der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft finden
die Bestimmungen über die Zen-
tralregierungen Anwendung. Es
können jedoch regionale Orga-
nisationen oder Kennzeich-
nungssysteme innerhalb der
Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft errichtet werden, welche
dann den Bestimmungen dieses
Übereinkommens betreffend re-
gionale Organisationen oder
Kennzeichnungssysteme unter-
liegen.

7. Stelle einer lokalen Regie-
rung oder Verwaltung

Eine Regierung oder Verwal-
tung, die keine Zentralregierung
ist (z. B. Mitglieder eines Bun-
desstaates, Provinzen, Länder,
Kantone, Gemeinden usw.), ihre
Ministerien oder Abteilungen
oder jede der Aufsicht einer sol-
chen Regierung oder Verwaltung
unterstehende Stelle hinsicht-
lich der fraglichen Tätigkeit.

8. Nichtstaatliche Stelle

Eine Stelle, die keine Stelle
einer Zentralregierung und keine
Stelle einer lokalen Regierung
oder Verwaltung ist, einschließ-
lich einer nichtstaatlichen Stelle,
die gesetzlich ermächtigt ist, eine
technische Vorschrift durchzu-
setzen.

9. Normenorganisation

Eine staatliche oder nicht-
staatliche Stelle, deren anerkann-
te Tätigkeit unter anderem
auch auf dem Gebiet der Nor-
mung liegt.
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10. Internationale Norm

Eine von einer internationa-
len Normenorganisation ange-
nommene Norm.

Erläuternde Bemerkung:

Der Wortlaut unterscheidet
sich von der entsprechenden De-
finition der Wirtschaftskommis-
sion für Europa/Internationale
Organisation für Normung, da-
mit er mit anderen Definitionen
dieses Übereinkommens im Ein-
klang steht.

ANHANG 2

Technische Sachverständigen-
gruppen

Die folgenden Verfahren gel-
ten für die nach Artikel 14
eingesetzten technischen Sach-
verständigengruppen.

1. Die Teilnahme an techni-
schen Sachverständigengruppen
ist auf Personen, vorzugsweise
Beamte, beschränkt, die auf dem
fraglichen Gebiet als Fachleute
anerkannt sind und Erfahrun-
gen besitzen.

2. Angehörige von Ländern,
deren Zentralregierungen Streit-
parteien sind, dürfen nicht Mit-
glieder der mit dem Streitfall be-
faßten technischen Sachverstän-
digengruppe sein. Die Mitglieder
technischer Sachverständigen-
gruppen werden in ihrer per-
sönlichen Eigenschaft und nicht
als Regierungsvertreter oder
Vertreter einer Organisation
tätig. Regierungen oder Orga-
nisationen dürfen ihnen daher
keine Weisungen im Hinblick
auf die in einer technischen
Sachverständigengruppe zu be-
handelnden Fragen erteilen.

3. Die Streitparteien haben Zu-
gang zu allen der technischen
Sachverständigengruppe erteil-
ten einschlägigen Auskünften,
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sofern diese nicht vertraulicher
Natur sind. Der technischen
Sachverständigengruppe erteilte
vertrauliche Auskünfte dürfen
ohne formelle Zustimmung der
diese Auskunft erteilenden Re-
gierung oder Person nicht preis-
gegeben werden. Wird von der
technischen Sachverständigen-
gruppe eine Auskunft verlangt,
die sie nicht preisgeben darf, so
wird nach Zustimmung der diese
Auskunft erteilenden Regierung
oder Person eine diesbezügliche
nichtvertrauliche Zusammenfas-
sung zur Verfügung gestellt.

4. Um allseits zufriedenstellen-
de Lösungen zwischen den Ver-
tragsparteien zu begünstigen
und deren Bemerkungen ein-
zuholen, sollte jede technische
Sachverständigengruppe zunächst
den betroffenen Vertragspar-
teien den beschreibenden Teil
ihres Berichts und danach den
Vertragsparteien, die Streitpar-
teien sind, ihre Schlußfolgerun-
gen und eine Kurzfassung davon
vorlegen, und zwar eine an-
gemessene Zeit vor der Über-
mittlung an die Vertragspar-
teien.

ANHANG 3

Sondergruppen („Panels")

Die folgenden Verfahren gel-
ten für die nach Artikel 14 ein-
gesetzten Sondergruppen.

1. Um die Bildung von Son-
dergruppen zu erleichtern, führt
der Vorsitzende des Komitees
eine informelle Auswahlliste von
Beamten mit Fachkenntnissen
auf dem Gebiet der technischen
Handelshemmnisse und Erfah-
rungen auf dem Gebiet der Han-
delsbeziehungen und der wirt-
schaftlichen Entwicklung. In
diese Liste können auch Perso-
nen aufgenommen werden, die
nicht Beamte sind. Die Vertrags-
parteien werden eingeladen, zu
Beginn eines jeden Jahres dem
Vorsitzenden des Komitees einen
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oder zwei Regierungssachver-
ständige zu bezeichnen, die sie
für die Mitarbeit in einer Son-
dergruppe zur Verfügung stellen
würden. Wird nach Artikel 14.13
oder 14.14 eine Sondergruppe
eingesetzt, so schlägt der Vor-
sitzende innerhalb von sieben
Tagen die Zusammensetzung der
aus drei oder fünf Mitgliedern
— vorzugsweise Beamten — be-
stehenden Sondergruppe vor.
Die unmittelbar betroffenen
Vertragsparteien äußern sich
innerhalb von sieben Arbeits-
tagen zu der Benennung der Mit-
glieder der Sondergruppe durch
den Vorsitzenden und lehnen
Benennungen außer bei zwin-
genden Gründen nicht ab. An-
gehörige von Ländern, deren
Zentralregierungen Streitparteien
sind, können nicht Mitglieder
der mit dem Streitfall befaßten
Sondergruppe sein. Die Mitglie-
der einer Sondergruppe werden
in ihrer persönlichen Eigenschaft
und nicht als Regierungsvertre-
ter oder Vertreter einer Organi-
sation tätig. Regierungen oder
Organisationen dürfen ihnen da-
her keine Weisungen im Hin-
blick auf die in einer Sonder-
gruppe zu behandelnden Fragen
erteilen.

2. Jede Sondergruppe gibt sich
ihre eigenen Verfahrensregeln.
Alle Parteien, die ein wesentli-
ches Interesse an der Angelegen-
heit haben und dies dem
Komitee mitgeteilt haben, erhal-
ten Gelegenheit, angehört zu
werden. Jede Sondergruppe
kann sich mit allen ihr geeignet
erscheinenden Stellen beraten
und von diesen Auskünfte und
technischen Rat einholen. Bevor
eine Sondergruppe Auskünfte
oder fachlichen Rat bei einer
unter die Hoheit einer Vertrags-
partei fallenden Stelle einholt,
unterrichtet sie die Regierung
dieser Vertragspartei. Wenn der-
artige Beratungen mit zustän-
digen Stellen und Fachleuten
notwendig sind, sollten sie im
frühestmöglichen Stadium des
Streitbeilegungsverfahrens statt-
finden. Die Vertragspartei be-
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antwortet jedes von einer Son-
dergruppe für notwendig und
zweckdienlich erachtete Aus-
kunftsersuchen innerhalb kürze-
ster Frist und ausführlich. Der
Sondergruppe erteilte vertrau-
liche Auskünfte dürfen ohne for-
melle Zustimmung der diese
Auskunft erteilenden Regierung
oder Person nicht preisgegeben
werden. Wird von der Sonder-
gruppe eine Auskunft verlangt,
die sie nicht preisgeben darf, so
stellt die diese Auskunft ertei-
lende Regierung oder Person
eine diesbezügliche nichtvertrau-
liche Zusammenfassung zur Ver-
fügung.

3. Konnten die Streitparteien
zu keiner zufriedenstellenden
Lösung gelangen, so legt die Son-
dergruppe ihre Untersuchungs-
ergebnisse schriftlich vor. Der
Bericht einer Sondergruppe ent-
hält normalerweise eine Begrün-
dung ihrer Untersuchungsergeb-
nisse und die von ihr ausge-
sprochenen Empfehlungen. Wur-
de eine bilaterale Lösung er-
reicht, so kann sich der Bericht
der Sondergruppe auf eine kurze
Beschreibung des Falles und auf
die Feststellung beschränken, daß
eine Lösung erreicht wurde.

4. Um allseits zufriedenstellen-
de Lösungen zwischen den Ver-
tragsparteien zu begünstigen und
deren Bemerkungen einzuholen,
sollte jede Sondergruppe zu-
nächst den betroffenen Vertrags-
parteien den beschreibenden Teil
ihres Berichts und danach den
Vertragsparteien, die Streitpar-
teien sind, ihre Schlußfolgerun-
gen und eine Kurzfassung da-
von vorlegen, und zwar eine an-
gemessene Zeit vor der Über-
mittlung an die Vertragspar-
teien.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifika-
tionsurkunde wurde am 28. Mai 1980 hinterlegt; das Vertragswerk ist gemäß Art. 15.6 des Überein-
kommens für Österreich am 27. Juni 1980 in Kraft getreten.

Kreisky
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326.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages, dessen Art. 2 Abs. 8, Art. 6 Abs. 7, Fußnote
zum Art. 13 Abs. 1, Art. 13 Abs. 4, Art. 14 Abs. 6 und Abs. 7, Art. 16 Abs. 1 und Art. 18 Abs. 9
verfassungsändernd sind, samt Anhang und Anmerkungen wird genehmigt.

(Übersetzung)

ÜBEREINKOMMEN

zur Auslegung und Anwen-
dung der Artikel VI, XVI
und XXIII des Allgemeinen
Zoll- und Handelsabkom-

mens

Die Unterzeichner 1) dieses
Übereinkommens —

IM HINBLICK DARAUF,
daß die Minister auf ihrer Ta-
gung vom 12. bis 14. September
1973 vereinbart haben, in den
Multilateralen Handelsverhand-
lungen unter anderem die han-
delsbeschränkenden oder han-
delsverzerrenden Auswirkungen
nichttariflicher Maßnahmen ab-
zubauen oder zu beseitigen und
diese Maßnahmen einer wirk-
sameren internationalen Diszi-
plin zu unterstellen;

IN DER ERKENNTNIS, daß
von den Regierungen Subven-
tionen dazu benutzt werden,
wichtige Ziele der nationalen Po-
litik zu fördern;

IN DER WEITEREN ER-
KENNTNIS, daß Subventionen
nachteilige Auswirkungen auf
Handel und Produktion haben
können;

IN DER ERKENNTNIS, daß
in diesem Übereinkommen das
Schwergewicht auf die Aus-
wirkungen von Subventionen
gelegt werden sollte und daß
diese Auswirkungen unter ge-
bührender Berücksichtigung der

1) Der Ausdruck „Unterzeichner"
wird nachstehend in der Bedeutung
von „Vertragsparteien dieses Über-
einkommens" gebraucht.
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internen Wirtschaftslage der be-
treffenden Unterzeichner sowie
des Standes der internationalen
Wirtschafts- und monetären Be-
ziehungen zu beurteilen sind;

IN DEM WUNSCH, sicher-
zustellen, daß durch die Gewäh-
rung von Subventionen die In-
teressen der Unterzeichner dieses
Übereinkommens nicht beein-
trächtigt oder geschädigt wer-
den, daß Ausgleichsmaßnahmen
den internationalen Handel nicht
in unvertretbarer Weise behin-
dern und daß Hersteller, für die
die Gewährung von Subventio-
nen nachteilige Folgen hat, in
einem vereinbarten internatio-
nalen Rahmen von Rechten und
Verpflichtungen entschädigt wer-
den;

IN ANBETRACHT der be-
sonderen Handels-, Entwick-
lungs- und Finanzbedürfnisse
der Entwicklungsländer;

IN DEM WUNSCH, die Ar-
tikel VI, XVI und XXIII des
Allgemeinen Zoll- und Handels-
abkommens 2) — im folgenden
„Allgemeines Abkommen" oder
„GATT" genannt — nur in
bezug auf Subventionen und
Ausgleichsmaßnahmen voll an-
zuwenden und auszulegen sowie
Vorschriften für ihre Anwen-
dung festzulegen, um eine grö-
ßere Einheitlichkeit und Rechts-
sicherheit bei ihrer Durchfüh-
rung zu erreichen;

IN DEM WUNSCH, Streitig-
keiten, die sich aus diesem Über-
einkommen ergeben, schnell,
wirksam und gerecht beizu-
legen —

*) Soweit in diesem Übereinkom-
men auf „die Bedingungen dieses
Übereinkommens" oder auf die „Ar-
tikel" oder „Bestimmungen dieses
Übereinkommens" Bezug genommen
wird, sind damit entsprechend dem
Sachzusammenhang die Bestimmungen
des Allgemeinen Abkommens in der
Auslegung und Anwendung durch
dieses Übereinkommen gemeint.
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SIND wie folgt ÜBEREIN-
GEKOMMEN:

TEIL I

Artikel 1

Anwendung des Artikels VI
des Allgemeinen Abkom-

mens 3)

Die Unterzeichner unterneh-
men alle erforderlichen Schritte,
um sicherzustellen, daß die Er-
hebung eines Ausgleichszolls 4)
auf eine Ware aus dem Gebiet
eines Unterzeichners, die in das
Gebiet eines anderen Unterzeich-
ners eingeführt wird, mit Ar-
tikel VI des Allgemeinen Ab-
kommens und den Bedingungen
dieses Übereinkommens im Ein-
klang steht.

Artikel 2

Inländische Verfahren und
damit zusammenhängende

Fragen

1. Ausgleichszölle dürfen nur
auf Grund von Untersuchungen
erhoben werden, die gemäß
diesem Artikel eingeleitet 5) und
durchgeführt worden sind. Eine
Untersuchung zur Feststellung
des Vorliegens, des Ausmaßes
und der Auswirkung einer be-
haupteten Subvention wird nor-
malerweise auf Grund eines
schriftlichen Antrags eingeleitet,

3) Teil I und Teil II dieses Über-
einkommens können gleichzeitig in
Anspruch genommen werden; den
Auswirkungen einer bestimmten Sub-
vention auf dem Binnenmarkt des
Einfuhrlandes darf jedoch nur durch
eine der beiden Formen des Ausgleichs
(Ausgleichzoll oder genehmigte Aus-
gleichsmaßnahme) begegnet werden.

4) Der Begriff „Ausgleichszoll" be-
deutet im Sinne des Artikels VI Ab-
satz 3 des Allgemeinen Abkommens
einen Sonderzoll, der erhoben wird,
um jede mittelbar oder unmittelbar für
die Herstellung, Gewinnung oder
Ausfuhr einer Ware gewährte Prämie
oder Subvention unwirksam zu ma-
chen.

5) Der Begriff „eingeleitet" be-
zeichnet nachstehend die verfahrens-
mäßigen Schritte, durch die ein Unter-
zeichner eine Untersuchung nach
Absatz 3 dieses Artikels formell be-
ginnt.
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der von dem betroffenen Wirt-
schaftszweig oder in seinem
Namen gestellt wird. Der An-
trag muß ausreichende Beweis-
mittel für das Vorliegen (a) einer
Subvention, wenn möglich mit
Angabe ihrer Höhe, (b) einer
Schädigung im Sinne des Arti-
kels VI des Allgemeinen Abkom-
mens nach der Auslegung durch
dieses Übereinkommen 6) und
(c) eines Kausalzusammenhangs
zwischen den subventionierten
Einfuhren und der behaupteten
Schädigung enthalten. Be-
schließen unter besonderen
Umständen die betreffenden Be-
hörden, eine Untersuchung ein-
zuleiten, ohne daß ein solcher
Antrag gestellt worden ist, so
führen sie diese nur dann durch,
wenn sie genügend Beweise zu
allen unter (a) bis (c) genannten
Punkten haben.

2. Jeder Unterzeichner teilt
dem Komitee für Subventionen
und Ausgleichsmaßnahmen 7)
mit, (a) welche seiner Behörden
für die Einleitung und Durch-
führung der in diesem Artikel
genannten Untersuchungen zu-
ständig und (b) welche inländi-
schen Verfahren für die Einlei-
tung und Durchführung derarti-
ger Untersuchungen vorgeschrie-
ben sind.

3. Haben sich die untersuchen-
den Behörden davon überzeugt,
daß die Beweismittel ausreichen,
um die Einleitung einer Unter-
suchung zu rechtfertigen, so
erhalten der oder die Unter-
zeichner, deren Waren Gegen-
stand einer solchen Untersu-
chung sind, die Exporteure und
Importeure von denen den unter-
suchenden Behörden bekannt

6) Soweit nichts anderes bestimmt
ist, bedeutet der Begriff „Schädigung"
im Sinne dieses Übereinkommens, daß
ein inländischer Wirtschaftszweig be-
deutend geschädigt wird oder ge-
schädigt zu werden droht oder daß
die Errichtung eines inländischen
Wirtschaftszweigs erheblich verzögert
wird, und ist nach Artikel 6 auszu-
legen.

7) Mit Teil V dieses Übereinkom-
mens eingesetzt und im folgenden
„das Komitee" genannt.
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ist, daß sie an der Unter-
suchung interessiert sind, sowie
die Beschwerdeführenden eine
Mitteilung, und es wird eine
Bekanntmachung veröffentlicht.
Bei der Entscheidung über die
Einleitung einer Untersuchung
sollten die untersuchenden Be-
hörden die Haltung der im
Gebiet eines anderen Unter-
zeichners ansässigen Zweigun-
ternehmen einer beschwerdefüh-
renden Partei 8) berücksichtigen.

4. Bei der Einleitung und im
Verlauf einer Untersuchung soll-
ten die Beweismittel für die
Subvention und die dadurch
verursachte Schädigung gleich-
zeitig geprüft werden. In jedem
Fall sind die Beweise für das
Vorliegen einer Subvention und
einer Schädigung gleichzeitig zu
prüfen (a) bei der Entscheidung
über die Einleitung einer Unter-
suchung und (b) danach im
Verlauf der Untersuchung, be-
ginnend in einem Zeitpunkt,
der nicht nach dem frühesten
Zeitpunkt liegen darf, von dem
an gemäß diesem Übereinkom-
men vorläufige Maßnahmen an-
gewendet werden dürfen.

5. Die in Absatz 3 genannte
Bekanntmachung enthält eine
Beschreibung der zu untersu-
chenden Subventionspraktiken.
Jeder Unterzeichner stellt sicher,
daß die untersuchenden Behör-
den allen interessierten Unter-
zeichnern und allen interessierten
Parteien 9) auf Antrag ausrei-
chend Gelegenheit geben, alle
sachdienlichen Unterlagen, die
nicht vertraulicher Art sind (wie
in Absatz 6 und 7 angeführt)
und von den untersuchenden
Behörden bei der Untersuchung
verwendet werden, einzusehen

8) Im Sinne dieses Übereinkommend
bedeutet „Partei" jede natürliche oder
juristische Person, die im Gebiet eines
Unterzeichners ansässig ist.

9) „Interessierter Unterzeichner"
oder „interessierte Partei" ist ein
Unterzeichner bzw. eine Partei, deren
wirtschaftliche Interessen durch die
betreffende Subvention berührt wer-
den.
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und den untersuchenden Behör-
den schriftlich, und in begrün-
deten Fällen mündlich, ihren
Standpunkt darzulegen.

6. Alle Auskünfte, die ver-
traulicher Art sind oder von
den Parteien für eine Unter-
suchung vertraulich zur Ver-
fügung gestellt werden, sind
bei entsprechender Begründung
von den untersuchenden Be-
hörden vertraulich zu behandeln.
Diese Auskünfte dürfen nicht
ohne die ausdrückliche Genehmi-
gung der Partei, die sie erteilt
hat, preisgegeben werden 10).
Parteien, die vertrauliche Aus-
künfte erteilen, können ersucht
werden, eine nichtvertrauliche
Zusammenfassung dieser Aus-
künfte zur Verfügung zu stellen.
Erklären diese Parteien, daß
sich die Auskünfte nicht für
eine Zusammenfassung eignen,
so sind die Gründe anzugeben,
die eine Zusammenfassung un-
möglich machen.

7. Ist jedoch nach Ansicht
der untersuchenden Behörden
ein Ersuchen um vertrauliche
Behandlung von Auskünften
nicht gerechtfertigt und ist die
Partei, die um die vertrauliche
Behandlung von Angaben er-
sucht hat, nicht bereit, die
Auskünfte zu veröffentlichen,
so können die betreffenden Be-
hörden diese Auskünfte unbe-
rücksichtigt lassen, es sei denn,
daß der Nachweis für ihre
Richtigkeit auf andere über-
zeugende Weise erbracht wird 11).

8. Die untersuchenden Behör-
den können Untersuchungen ge-
gebenenfalls im Gebiet anderer
Unterzeichner durchführen, so-
fern der betreffende Unterzeich-

10) Die Unterzeichner sind sich be-
wußt, daß im Gebiet gewisser Unter-
zeichner die Preisgabe auf Grund von
enggefaßten Schutzbestimmungen ver-
langt werden kann.

11) Die Unterzeichner sind sich dar-
über einig, daß Ersuchen um ver-
trauliche Behandlung von Auskünften
nicht willkürlich abgelehnt werden
sollten.
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ner rechtzeitig von ihnen ver-
ständigt worden ist und keine
Einwände gegen die Unter-
suchung erhoben hat. Die unter-
suchenden Behörden können
auch Untersuchungen in den
Räumen des Unternehmens
durchführen und die sachdien-
lichen Unterlagen eines Unter-
nehmens überprüfen, sofern (a)
das Unternehmen einverstanden
ist und (b) der betreffende
Unterzeichner verständigt wor-
den ist und keinen Einwand
erhoben hat.

9. Wenn eine interessierte Partei
oder ein interessierter Unter-
zeichner eine notwendige Aus-
kunft verweigert oder diese
Auskunft nicht innerhalb einer
angemessenen Frist erteilt oder
die Untersuchung erheblich be-
hindert, können die vorläufigen
oder endgültigen Feststellun-
gen12) bejahender oder ver-
neinender Art anhand der ver-
fügbaren Tatsachen getroffen
werden.

10. Die oben genannten Ver-
fahrensvorschriften sollen die
Behörden eines Unterzeichners
nicht daran hindern, gemäß den
einschlägigen Bestimmungen die-
ses Übereinkommens ohne Ver-
zögerung Untersuchungen ein-
zuleiten, vorläufige oder end-
gültige Feststellungen bejahen-
der oder verneinender Art zu
treffen oder vorläufige oder end-
gültige Maßnahmen anzuwen-
den.

11. Wird eine Ware nicht un-
mittelbar aus dem Ursprungsland
eingeführt, sondern aus einem
anderen Land in das Einfuhrland
ausgeführt, so sind die Be-
stimmungen dieses Übereinkom-
mens voll anwendbar, und das
oder die betreffenden Geschäfte
gelten im Sinne dieses Über-
einkommens als Geschäfte zwi-

12) Wegen der unterschiedlichen
Ausdrücke, die im Rahmen unter-
schiedlicher Systeme in einzelnen
Ländern verwendet werden, wird der
Ausdruck „Feststellung" nachstehend
in der Bedeutung von formelle Ent-
scheidung oder formelle Feststellung
gebraucht.
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schen dem Ursprungsland und
dem Einfuhrland.

12. Eine Untersuchung wird
abgeschlossen, wenn sich die
untersuchenden Behörden über-
zeugt haben, daß keine Sub-
vention vorliegt oder daß die
Auswirkung der behaupteten
Subvention auf den Wirtschafts-
zweig keine Schädigung verur-
sacht.
13. Eine Untersuchung steht
der Zollabfertigung nicht ent-
gegen.
14. Wenn keine besonderen
Umstände eintreten, werden die
Untersuchungen innerhalb eines
Jahres nach ihrer Einleitung
abgeschlossen.

15. Jede vorläufige oder end-
gültige Feststellung bejahender
oder verneinender Art sowie
die Aufhebung einer Feststellung
wird bekanntgemacht. Bei einer
bejahenden Feststellung enthält
die Bekanntmachung die Fest-
stellungen und Schlußfolgerun-
gen in bezug auf alle von den
untersuchenden Behörden als
erheblich erachteten Sach- und
Rechtsfragen sowie die Gründe
und Grundlagen dafür. Bei einer
verneinenden Feststellung ent-
hält die Bekanntmachung zu-
mindest die wesentlichen Schluß-
folgerungen und eine Zusam-
menfassung der Gründe. Alle
Bekanntmachungen von Fest-
stellungen werden dem oder
den Unterzeichnern, deren Waren
Gegenstand der Feststellung sind,
und den Exporteuren von denen
bekannt ist, daß sie daran inter-
essiert sind, übermittelt.

16. Die Unterzeichner berich-
ten dem Komitee unverzüglich
über alle vorläufigen oder end-
gültigen Maßnahmen im Hin-
blick auf Ausgleichszölle. Diese
Berichte können von Regie-
rungsvertretern im GATT-Sekre-
tariat eingesehen werden. Die
Unterzeichner legen ferner halb-
jährlich Berichte über alle die
Ausgleichszölle betreffenden
Maßnahmen vor, die sie in
den sechs vorangegangenen Mo-
naten getroffen haben.
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Artikel 3

Konsultat ionen

1. Wird einem Antrag auf Ein-
leitung einer Untersuchung statt-
gegeben, so ist den Unter-
zeichnern, deren Waren Gegen-
stand dieser Untersuchung sein
können, so bald wie möglich,
in jedem Fall aber vor der
Einleitung einer Untersuchung
angemessen Gelegenheit zu Kon-
sultationen zu geben, um die
in Artikel 2 Absatz 1 genannten
Fragen zu klären und eine
einvernehmliche Lösung zu er-
zielen.

2. Ferner wird den Unter-
zeichnern, deren Waren Gegen-
stand der Untersuchung sind,
während der Untersuchung aus-
reichend Gelegenheit gegeben,
die Konsultationen fortzusetzen,
um den Sachverhalt zu klären
und eine einvernehmliche Lö-
sung zu erzielen 13).

3. Unbeschadet der Verpflich-
tung, ausreichend Gelegenheit
zu Konsultationen zu geben, sol-
len diese Bestimmungen über
die Konsultationen die Behörden
eines Unterzeichners nicht daran
hindern, gemäß den Bestimmun-
gen dieses Übereinkommens
ohne Verzögerung Untersuchun-
gen einzuleiten, vorläufige oder
endgültige Feststellungen, gleich
ob bejahender oder verneinender
Art, zu treffen oder vorläufige
oder endgültige Maßnahmen an-
zuwenden.

4. Der Unterzeichner, der die
Einleitung einer Untersuchung
beabsichtigt oder eine Unter-
suchung durchführt, gewährt
dem oder den Unterzeichnern,
deren Waren Gegenstand dieser

13) Gemäß den Bestimmungen
dieses Absatzes ist es besonders wich-
tig, daß keine votläufige oder end-
gültige Feststellung bejahendet Art
ergeht, ohne daß ausreichend Gelegen-
heit zu Konsultationen gegeben wor-
den ist. Solche Konsultationen können
die Grundlage für das Vorgehen nach
Teil VI dieses Übereinkommens bilden.
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Untersuchung sind, auf Antrag
Zugang zu den nichtvertrauli-
chen Beweismitteln einschließ-
lich der nichtvertraulichen Zu-
sammenfassung von vertrauli-
chen Angaben die zur Ein-
leitung oder Durchführung der
Untersuchung verwendet wer-
den.

Artikel 4

Erhebung von Ausgleichs-
zöllen

1. Die Entscheidung darüber,
ob ein Ausgleichszoll erhoben
wird, wenn alle Voraussetzungen
für die Erhebung erfüllt sind,
und ob der Ausgleichszoll in
voller Höhe der Subvention
oder niedriger festgesetzt wird,
ist von den Behörden des ein-
führenden Unterzeichners zu
treffen. Es ist wünschenswert,
daß die Erhebung im Gebiet
aller Unterzeichner fakultativ
und der Zoll niedriger als der
volle Betrag der Subvention
ist, wenn dieser niedrigere Zoll
ausreicht, um die Schädigung
des inländischen Wirtschafts-
zweigs zu beseitigen.

2. Der auf eine eingeführte
Ware erhobene 14) Ausgleichszoll
darf nicht höher sein als der
auf der Grundlage der Sub-
ventionierung je Einheit der
subventionierten und ausgeführ-
ten Ware berechnete Betrag
der festgestellten Subvention 15).

3. Wird auf eine Ware ein
Ausgleichszoll erhoben, so ist
dieser Ausgleichszoll in ange-
messener Höhe auf nichtdiskri-
minierender Basis auf alle Ein-
fuhren dieser Ware unabhängig
von ihrer Herkunft zu erheben,
sofern festgestellt wurde, daß
sie subventioniert werden und
eine Schädigung verursachen;

14) In diesem Übereinkommen be-
deutet der Ausdruck „erheben" die
endgültige oder abschließende Fest-
setzung oder Einhebung eines Zolls
oder einer Abgabe.

15) Die Unterzeichner sollten sich
über die Festlegung der Kriterien für
die Berechnung des Betrags der
Subvention verständigen.
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ausgenommen sind Einfuhren
aus Ländern, die die betreffende
Subventionierung aufgegeben
haben oder von denen nach
Maßgabe dieses Übereinkom-
mens Verpflichtungen angenom-
men wurden.

4. Stellt ein Unterzeichner nach
angemessenen Bemühungen um
Abschluß der Konsultationen
endgültig das Vorliegen einer
Subvention und deren Höhe
sowie die Tatsache fest, daß
die subventionierten Einfuhren
durch die Auswirkung der Sub-
vention eine Schädigung ver-
ursachen, so kann er gemäß
den Bestimmungen dieses Arti-
kels einen Ausgleichszoll er-
heben, sofern die Subvention
nicht aufgehoben wird.

5. a) Ein Verfahren kann 16)
ohne Anwendung von vor-
läufigen Maßnahmen oder
Ausgleichszöllen ausgesetzt
oder beendigt werden,
wenn Verpflichtungen an-
genommen werden, denen
zufolge
i) die Regierung des Aus-

fuhrlandes sich einver-
standen erklärt, die Sub-
vention abzuschaffen
oder zu begrenzen oder
andere Maßnahmen in
bezug auf ihre Aus-
wirkungen zu treffen
oder

ii) der Exporteur sich ein-
verstanden erklärt, die
Preise so zu ändern,
daß die untersuchenden
Behörden überzeugt
sind, daß die schädi-
gende Auswirkung der
Subvention beseitigt ist.
Preiserhöhungen auf
Grund von Verpflich-
tungen dürfen nur so
hoch sein, wie dies zum
Ausgleich des Betrags

16) Das Wort „kann" ist nicht so
auszulegen, daß eine Fortsetzung des
Verfahrens bei gleichzeitiger Erfüllung
von Preisverpflichtungen gestattet ist;
ausgenommen sind Fälle, in denen
Absatz 5 (b) gilt.
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der Subvention notwen-
dig ist. Preisverpflich-
tungen dürfen von den
Exporteuren weder ver-
langt noch angenommen
werden, sofern der ein-
führende Unterzeichner
nicht zuvor (1) eine
Untersuchung gemäß
Artikel 2 eingeleitet und
(2) die Zustimmung des
ausführenden Unter-
zeichners erhalten hat.
Angebotene Verpflich-
tungen brauchen nicht
angenommen zu wer-
den, wenn die Behörden
des einführenden Unter-
zeichners die Annahme
für schwer durchführbar
halten, zum Beispiel
wenn die Zahl der tat-
sächlichen oder mögli-
chen Exporteure zu groß
ist, oder wenn andere
Gründe dagegenspre-
chen.

b) Werden Verpflichtungen
angenommen, so ist die
Untersuchung der Schädi-
gung trotzdem abzuschlie-
ßen, wenn der ausführende
Unterzeichner dies wünscht
oder der einführende Unter-
zeichner dies beschließt.
Wird in einem solchen
Fall festgestellt, daß keine
Schädigung vorliegt oder
droht, so wird die Ver-
pflichtung automatisch hin-
fällig, sofern nicht die Fest-
stellung, daß keine Schädi-
gung droht, weitgehend
auf das Bestehen einer
Preisverpflichtung zurück-
zuführen ist. In solchen
Fällen können die betreffen-
den Behörden verlangen,
daß eine Verpflichtung über
einen angemessenen Zeit-
raum im Einklang mit
diesem Übereinkommen
aufrechterhalten wird.

c) Preisverpflichtungen kön-
nen von den Behörden
des einführenden Unter-
zeichners vorgeschlagen
werden, aber kein Expor-
teur ist gezwungen, eine
solche Verpflichtung ein-
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zugehen. Die Tatsache, daß
Regierungen und Expor-
teure solche Verpflichtun-
gen nicht anbieten oder
einer Aufforderung zu sol-
chen Verpflichtungen nicht
nachkommen, darf sich
nicht nachteilig auf die
Prüfung des Falls auswir-
ken. Den Behörden steht
es jedoch frei festzustellen,
daß eine drohende Schädi-
gung eher eintreten wird,
wenn die subventionierten
Einfuhren andauern.

6. Die Behörden eines ein-
führenden Unterzeichners kön-
nen von jeder Regierung oder
von jedem Exporteur, deren
bzw. dessen Verpflichtungen sie
angenommen haben, verlangen,
daß sie regelmäßig Angaben
über die Erfüllung dieser Ver-
pflichtungen machen und die
Nachprüfung sachdienlicher Da-
ten zulassen. Bei Nichterfüllung
der Verpflichtungen können die
Behörden des einführenden Un-
terzeichners aufgrund dieses
Übereinkommens und in Über-
einstimmung mit seinen Be-
stimmungen ohne Verzögerung
Maßnahmen treffen, die in der
umgehenden Anwendung von
vorläufigen Maßnahmen auf der
Grundlage der besten zur Ver-
fügung stehenden Angaben be-
stehen können. In solchen Fällen
können gemäß diesem Über-
einkommen auf Waren, die nicht
mehr als neunzig Tage vor An-
wendung solcher vorläufigen
Maßnahmen zum freien Verkehr
abgefertigt worden sind, end-
gültige Zölle erhoben werden;
die rückwirkende Zollfestsetzung
gilt jedoch nicht für Einfuhren,
die vor der Nichterfüllung der
Verpflichtung abgefertigt wor-
den sind.

7. Die Dauer der Verpflich-
tungen darf die nach diesem
Übereinkommen mögliche Dauer
der Erhebung von Ausgleichs-
zöllen nicht überschreiten. Die
Behörden eines einführenden
Unterzeichners überprüfen die
Notwendigkeit der Aufrechter-
haltung einer Verpflichtung ge-
gebenenfalls von sich aus oder
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auf Antrag interessierter Impor-
teure oder Exporteure der be-
treffenden Ware, wenn diese
den Nachweis für die Not-
wendigkeit einer Überprüfung
erbringen.

8. Jede Aussetzung oder Been-
digung einer Untersuchung be-
treffend Ausgleichszölle nach Ab-
satz 5 und jede Beendigung
einer Verpflichtung wird offiziell
notifiziert und muß veröffent-
licht werden. Solche Bekannt-
machungen enthalten zumindest
die wesentlichen Schlußfolge-
rungen und eine Zusammen-
fassung der Gründe.

9. Ein Ausgleichszoll bleibt nur
solange und nur in dem Umfang
in Kraft, wie dies notwendig
ist, um die schädigende Sub-
ventionierung unwirksam zu
machen. Die untersuchenden Be-
hörden überprüfen die Not-
wendigkeit der weiteren Er-
hebung eines Zolls gegebenen-
falls von sich aus oder auf
Antrag der interessierten Par-
teien, wenn diese den Nachweis
für die Notwendigkeit einer
Überprüfung erbringen.

Artikel 5

Vorläufige Maßnahmen
und Rückwirkung

1. Vorläufige Maßnahmen dür-
fen nur getroffen werden, wenn
eine bejahende preliminäre Fest-
stellung ergeben hat, daß eine
Subvention vorliegt und im
Sinne des Artikels 2 Absatz 1 (a)
bis (c) eine Schädigung hin-
reichend bewiesen ist. Vorläufige
Maßnahmen dürfen nur ange-
wendet werden, wenn die zu-
ständigen Behörden sie für not-
wendig halten, um eine Schädi-
gung während der Dauer des
Verfahrens zu verhindern.

2. Die vorläufigen Maßnahmen
können in vorläufigen Aus-
gleichszöllen bestehen, deren Er-
hebung durch Barhinterlegung
oder Bürgschaften in Höhe der
vorläufig berechneten Subven-
tion gesichert wird.
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3. Die Anwendung vorläufiger
Maßnahmen ist auf einen mög-
lichst kurzen Zeitraum, der vier
Monate nicht überschreiten darf;
zu beschränken.

4. Bei der Anwendung von
vorläufigen Maßnahmen sind die
einschlägigen Bestimmungen des
Artikels 4 zu befolgen.

5. Wird endgültig festgestellt,
daß eine Schädigung (jedoch
nicht eine drohende Schädigung
oder eine erhebliche Verzöge-
rung der Errichtung eines Wirt-
schaftszweigs) vorliegt, oder hät-
ten im Falle der endgültigen
Feststellung einer drohenden
Schädigung die Auswirkungen
der subventionierten Einfuhren
zur Feststellung einer Schädi-
gung geführt, wenn die vor-
läufigen Maßnahmen unterblie-
ben wären, so können Aus-
gleichszölle rückwirkend für den
Zeitraum erhoben werden, in
dem etwaige vorläufige Maß-
nahmen angewendet worden
sind.

6. Übersteigt der endgültige
Ausgleichszoll den durch Bar-
hinterlegung oder Bürgschaft
sichergestellten Betrag, so wird
der Unterschiedsbetrag nicht er-
hoben. Ist der endgültige Zoll
niedriger als der durch Bar-
hinterlegung oder Bürgschaft
sichergestellte Betrag, so wird
der überschüssige Betrag ohne
Verzögerung rückerstattet oder
die Bürgschaft ohne Verzöge-
rung freigegeben.

7. Außer bei Anwendung des
Absatzes 5 darf bei Feststellung
einer drohenden Schädigung
oder einer wesentlichen Ver-
zögerung (ohne daß eine Schädi-
gung schon eingetreten wäre)
ein endgültiger Ausgleichszoll
erst ab dem Zeitpunkt der
Feststellung einer drohenden
Schädigung oder einer wesent-
lichen Verzögerung erhoben wer-
den; während der Anwendungs-
dauer der vorläufigen Maßnah-
men hinterlegte Beträge werden
ohne Verzögerung rückerstattet
oder Bürgschaften ohne Ver-
zögerung freigegeben.
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8. Im Falle einer endgültigen
verneinenden Feststellung wer-
den während der Anwendungs-
dauer der vorläufigen Maßnah-
men hinterlegte Beträge ohne
Verzögerung rückerstattet oder
Bürgschaften ohne Verzögerung
freigegeben.

9. Stellen die Behörden unter
außergewöhnlichen Umständen
bezüglich einer subventionierten
Ware fest, daß eine schwer
gutzumachende Schädigung
durch innerhalb eines verhältnis-
mäßig kurzen Zeitraumes ge-
tätigte massive Einfuhren einer
Ware verursacht wird, für die
Ausfuhrsubventionen in einer
Weise gezahlt oder gewährt
werden, die mit dem Allge-
meinen Abkommen und diesem
Übereinkommen unvereinbar ist,
und wird eine rückwirkende
Erhebung von Ausgleichszöllen
auf diese Einfuhren für not-
wendig erachtet, um die Wieder-
holung einer solchen Schädigung
zu verhindern, so dürfen auf
Einfuhren, die höchstens neunzig
Tage vor dem Zeitpunkt der
Anwendung der vorläufigen
Maßnahmen zum freien Verkehr
abgefertigt worden sind, end-
gültige Ausgleichszölle erhoben
werden.

Artikel 6

Feststellung der
Schädigung

1. Die Feststellung, daß eine
Schädigung 17) im Sinne von
Artikel VI des Allgemeinen
Abkommens vorliegt, erfordert
eine objektive Untersuchung (a)
des Umfangs der subventionier-

17) Die Feststellung einet Schädi-
gung nach den in diesem Artikel
genannten Kriterien muß auf positive
Beweise gestützt sein. Zur Feststellung
einer drohenden Schädigung können
die untersuchenden Behörden bei der
Prüfung der in diesem Artikel auf-
geführten Faktoren auch Angaben
über die Art der betreffenden Subven-
tion und deren voraussichtliche Aus-
wirkungen auf den Handel berück-
sichtigen.
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ten Einfuhren und ihrer Aus-
wirkung auf die Preise gleich-
artiger Waren 18) auf dem In-
landsmarkt und (b) der Folgen
der Einfuhren für die inländi-
schen Erzeuger dieser Waren.

2. Bezüglich des Umfangs der
subventionierten Einfuhren prü-
fen die untersuchenden Behör-
den, ob eine erhebliche Erhö-
hung dieser Einfuhren entweder
absolut oder im Verhältnis zur
Erzeugung oder zum Verbrauch
im einführenden Unterzeichner-
land stattgefunden hat. Bezüg-
lich der Auswirkung der sub-
ventionierten Einfuhren auf die
Preise prüfen die untersuchenden
Behörden, ob eine erhebliche
Preisunterschreitung durch die
subventionierten Einfuhren im
Vergleich zum Preis einet gleich-
artigen Ware des einführenden
Unterzeichners eingetreten ist
oder ob diese Einfuhren in an-
derer Form einen erheblichen
Druck auf die Preise bewirken
oder wesentlich zur Verhinde-
rung von Preiserhöhungen bei-
tragen, die sonst eingetreten wä-
ren. Weder eines noch mehrere
dieser Kriterien sind zwangs-
läufig für die Entscheidung aus-
schlaggebend.

3. Die Prüfung der Auswir-
kungen auf den betroffenen in-
ländischen Wirtschaftszweig um-
faßt eine Beurteilung aller rele-
vanten Wirtschaftsfaktoren und
-indizes, die die Lage dieses
Wirtschaftszweiges beeinflussen,
wie tatsächliche und potentielle
Verringerung der Produktion,
des Absatzes, des Marktanteils,
der Gewinne, der Produktivität,
der Investitionserträge oder der
Kapazitätsauslastung; Faktoren,
die die inländischen Preise be-
einflussen; tatsächliche und po-

18) In diesem Übereinkommen ist
unter dem Begriff „gleichartige Ware"
(„like product", „produit similaire")
eine Ware zu verstehen, die mit der
betreffenden Ware identisch ist, d. h.
ihr in jeder Hinsicht gleicht, oder in
Ermangelung einer solchen Ware, eine
andere Ware, die zwar der betreffenden
Ware nicht in jeder Hinsicht gleicht,
aber charakteristische Merkmale auf-
weist, die denen der betreffenden
Ware sehr ähnlich sind.
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tentielle negative Auswirkungen
auf Cashflow, Lagerhaltung, Be-
schäftigung, Löhne, Wachstum,
Investirions- und Kapitalbeschaf-
fungsmöglichkeiten und im Falle
der Landwirtschaft die Frage, ob
es zu einer erhöhten Belastung
der staatlichen Stützungspro-
gramme gekommen ist. Diese
Liste ist nicht erschöpfend, und
weder eines noch mehrere dieser
Kriterien sind notwendigerweise
für die Entscheidung ausschlag-
gebend.

4. Es muß nachgewiesen wer-
den, daß die subventionierten
Einfuhren durch die Auswir-
kungen 19) der Subvention eine
Schädigung im Sinne dieses
Übereinkommens verursachen.
Es kann andere Faktoren 20) ge-
ben, die gleichzeitig den in-
ländischen Wirtschaftszweig
schädigen, und die Schädigun-
gen, die durch andere Faktoren
verursacht werden, dürfen nicht
den subventionierten Einfuhren
zur Last gelegt werden.

5. Bei der Feststellung einer
Schädigung bezeichnet der Be-
griff „inländischer Wirtschafts-
zweig" außer bei Anwendung
des Absatzes 7 alle inländischen
Erzeuger gleichartiger Waren
oder diejenigen unter ihnen,
deren Erzeugung insgesamt einen
erheblichen Anteil an der ge-
samten Inlandserzeugung dieser
Waren ausmacht; sind jedoch
Erzeuger mit dem Exporteur oder
Importeur geschäftlich verbun-
den 21) oder selbst Importeur der
angeblich subventionierten Ware,
so ist es zulässig, unter dem

19) Nach Absatz 2 und 3.

20) Zu diesen Faktoren gehören
unter anderem Umfang und Preise der
nichtsubventionierten Einfuhren der
betreffenden Ware, Rückgang der
Nachfrage oder Änderungen in den
Verbrauchsgewohnheiten, restriktive
Handelspraktiken der inländischen und
ausländischen Erzeuger und Wettbe-
werb zwischen inländischen und aus-
ländischen Erzeugern, Entwicklungen
in der Technologie und Ausruhrlei-
stung und Produktivität des inländi-
schen Wirtschaftszweiges.

21) Der Ausschuß sollte eine De-
finition des Begriffs „geschäftlich
verbunden", wie er in diesem Absatz
verwendet wird, ausarbeiten.
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Begriff „Wirtschaftszweig" nur
die übrigen Erzeuger zu ver-
stehen.

6. Die Auswirkung der sub-
ventionierten Einfuhren wird in
bezug auf die inländische Er-
zeugung der gleichartigen Ware
bewertet, wenn die verfügbaren
Unterlagen eine Abgrenzung
dieser Erzeugung anhand von
Kriterien wie Produktionsver-
fahren, Produktionsleistung oder
Gewinn erlauben. Läßt sich die
inländische Erzeugung der gleich-
artigen Ware nicht nach diesen
Kriterien abgrenzen, so wird die
Auswirkung der subventionier-
ten Einfuhren an ihrem Einfluß
auf die Erzeugung der kleinsten,
die gleichartige Ware mitein-
schließenden Gruppe oder Reihe
von Waren gemessen, für die die
erforderlichen Angaben erhält-
lich sind.
7. Unter außergewöhnlichen
Umständen kann das Gebiet
eines Unterzeichners hinsichtlich
der betreffenden Erzeugung in
zwei oder mehrere Wettbewerbs-
märkte eingeteilt und können
die Erzeuger in jedem einzelnen
Markt als ein eigener Wirtschafts-
zweig angesehen werden, wenn
(a) die Erzeuger in einem solchen
Markt die Gesamtheit oder fast
die Gesamtheit ihrer Erzeugung
der betreffenden Ware auf diesem
Markt absetzen und (b) die Nach-
frage auf diesem Markt nicht
zu einem wesentlichen Teil von
Erzeugern der betreffenden Ware
gedeckt wird, die ihren Standort
in einem anderen Teil des Ge-
biets haben. Unter diesen Um-
ständen kann die Feststellung
einer Schädigung sogar getroffen
werden, wenn ein wesentlicher
Teil des gesamten inländischen
Wirtschaftszweiges nicht ge-
schädigt wird, sofern es zu einer
Konzentration von subventio-
nierten Einfuhren in einem sol-
chen isolierten Markt kommt und
sofern die subventionierten Ein-
fuhren eine Schädigung der Er-
zeuger der gesamten oder fast der
gesamten Erzeugung in einem
solchen Markt verursachen.
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8. Werden die Erzeuger eines
bestimmten Gebiets nach Ab-
satz 7 als eigener Wirtschafts-
zweig angesehen, so werden
Ausgleichszölle nur auf die zum
Endverbrauch in diesem Gebiet
bestimmten Waren erhoben. Ist
nach den verfassungsrechtlichen
Bestimmungen eines einführen-
den Unterzeichners die Erhe-
bung von Ausgleichszöllen auf
dieser Grundlage nicht zulässig,
so darf der einführende Unter-
zeichner Ausgleichszölle ohne
Beschränkung nur erheben, wenn
(a) den Exporteuren Gelegenheit
gegeben worden ist, die Aus-
fuhren zu subventionierten Prei-
sen in das betreffende Gebiet ein-
zustellen oder Zusicherungen
nach Artikel 4 Absatz 5 abzu-
geben, und derartige Zusiche-
rungen nicht innerhalb kürzestes
Frist und in ausreichender Form
erfolgt sind und (b) wenn diese
Zölle nicht allein auf Waren be-
stimmter Erzeuger, die das be-
treffende Gebiet beliefern, er-
hoben werden können.

9. Haben zwei oder mehr Län-
der im Rahmen des Artikels
XXIV Absatz 8 a) des Allgemei-
nen Abkommens einen solchen
Integrationsgrad erreicht, daß
sie die Merkmale eines einzigen
einheitlichen Marktes aufweisen,
so gelten die Erzeuger des ge-
samten Integrationsgebietes als
Wirtschaftszweig im Sinne der
Absätze 5 bis 7.

TEIL II

Artikel 7

Notifizierung der
Subventionen 22)

1. Im Hinblick auf Artikel XVI
Absatz 1 des Allgemeinen Ab-

22) Der Begriff „Subventionen" um-
faßt m diesem Übereinkommen Sub-
ventionen, die von einer Regierung
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kommens kann jeder Unterzeich-
ner schriftlich Auskünfte über
Art und Ausmaß einer Subven-
tion beantragen, die von einem
Unterzeichner gewährt oder auf-
rechterhalten wird (einschließ-
lich jeder Form von Einkom-
mens- oder Preisstützung) und
unmittelbar oder mittelbar die
Wirkung hat, die Ausfuhr einer
Ware aus dessen Gebiet zu
steigern oder die Einfuhr einer
Ware in dessen Gebiet zu ver-
ringern.

2. Die Unterzeichner, an die
ein solcher Antrag gerichtet
wird, erteilen diese Auskünfte
so rasch wie möglich und aus-
führlich und halten sich bereit,
dem antragstellenden Unterzeich-
ner auf Antrag zusätzliche Aus-
künfte zu erteilen. Ist ein Unter-
zeichner der Ansicht, daß ihm
diese Auskünfte nicht erteilt
worden sind, so kann er die An-
gelegenheit dem Komitee unter-
breiten,

3. Ist ein interessierter Unter-
zeichner der Ansicht, daß Prak-
tiken eines anderen Unterzeich-
ners, welche die Auswirkungen
einer Subvention haben, nicht
gemäß Artikel XVI Absatz 1 des
Allgemeinen Abkommens noti-
fiziert worden sind, so kann er
die Angelegenheit diesem an-
deren Unterzeichner zur Kennt-
nis bringen; Wird die Subven-
tionspraktik danach nicht inner-
halb kürzester Frist notifiziert,
so kann der Unterzeichner selbst
die betreffende Subventionsprak-
tik dem Komitee unterbreiten.

oder einet öffentlichen Institution im
Gebiet eines Unterzeichners gewährt
werden. Es wird jedoch anerkannt,
daß es fur Unterzeichner mit verschie-
denen bundesstaatlichen Regierungs-
systemen verschiedene Systeme der
Gewaltentrennung gibt. Diese Unter-
zeichner akzeptieren dennoch die inter-
nationalen Folgen, die sich im Rahmen
dieses Übereinkommens durch die Ge-
währung von Subventionen in ihrem
Gebiet ergeben können.
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Artikel 8

Subventionen —
Allgemeines

1. Die Unterzeichner erkennen
an, daß Subventionen von Re-
gierungen zur Förderung wich-
tiger sozial- und wirtschafts-
politischer Ziele verwendet wer-
den. Die Unterzeichner erkennen
auch an, daß Subventionen nach-
teilige Auswirkungen auf die
Interessen anderer Unterzeichner
haben können.

2. Die Unterzeichner kommen
überein, Ausfuhrsubventionen
nicht in einer mit diesem Über-
einkommen nicht zu vereinba-
renden Weise zu verwenden.

3. Die Unterzeichner kommen
ferner überein, nach Möglichkeit
zu vermeiden, daß durch die
Verwendung von Subventionen
folgendes bewirkt wird:

a) eine Schädigung des in-
ländischen Wirtschafts-
zweigs eines anderen Un-
terzeichners 23);

b) die Zunichtemachung oder
Schmälerung der einem an-
deren Unterzeichner mittel-
bar oder unmittelbar aus
dem Allgemeinen Abkom-
men erwachsenden Vor-
teile 24); oder

c) eine ernsthafte Schädigung
der Interessen eines anderen
Unterzeichners 25).

4. Die nachteiligen Auswirkun-
gen auf die Interessen eines an-
deren Unterzeichners, der den

23) „Schädigung eines inländischen
Wirtschaftszweigs" wird hier in dem-
selben Sinne verwendet wie in Teil I
dieses Übereinkommens.

24) Die Vorteile, die mittelbar oder
unmittelbar aus dem Allgemeinen Ab-
kommen erwachsen, schließen auch
die Vorteile aus den gemäß Artikel II
des Allgemeinen Abkommens gebun-
denen Zollzugeständnissen ein.

25) Eine „ernsthafte Schädigung der
Interessen eines anderen Unterzeich-
ners" wird in diesem Übereinkommen
so verstanden wie in Artikel XVI Ab-
satz 1 des Allgemeinen Abkommens
und umfaßt auch eine drohende ernst-
hafte Schädigung.

230
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Nachweis für die Zunichtema-
chung oder Schmälerung 26) oder
die ernsthafte Schädigung er-
bringen muß, können entstehen
durch :

a) die Auswirkungen subven-
tionierter Einfuhren auf
dem Inlandsmarkt des ein-
führenden Unterzeichners;

b) die Auswirkungen der Sub-
vention, die in einer Be-
hinderung oder einer Ver-
drängung der Einfuhren
gleichartiger Waren nach
dem Markt des subven-
tionierenden Landes beste-
hen;

c) die Auswirkungen der sub-
ventionierten Ausfuhren,
die in einer Verdrängung 27)
der Ausfuhren gleichartiger
Waren eines anderen Un-
terzeichners vom Markt
eines Drittlandes 28) be-
stehen.

Artikel 9

Ausfuhrsubventionen für
andere Waren als bestimm-

te Grundstoffe 29)

1. Die Unterzeichner gewähren
für andere Waren als bestimmte

26) Die Unterzeichner erkennen an,
daß die Zunichtemachung oder Schmä-
lerung der Vorteile auch dadurch ent-
stehen kann, daß ein Unterzeichner
seine Verpflichtungen aus dem All-
gemeinen Abkommen oder diesem
Übereinkommen nicht erfüllt. Stellt
das Komitee fest, daß diese Ver-
pflichtungen in bezug auf die Aus-
fuhrsubventionen nicht erfüllt werden,
so kann unbeschadet des Artikels 18
Absatz 9 vermutet werden, daß schä-
digende Auswirkungen vorliegen. Dem
anderen Unterzeichner ist angemessen
Gelegenheit zu geben, diese Vermu-
tung zu widerlegen.

27) Der Begriff „Verdrängung" ist
in einer die Handels- und Entwick-
lungsbedürfnisse der Entwicklungs-
länder in Betracht ziehenden Weise
auszulegen und soll in diesem Zu-
sammenhang nicht traditionelle Markt-
anteile festlegen.

28) Das Problem der Drittlands-
märkte wird, soweit es um bestimmte
Grundstoffe geht, ausschließlich in
Artikel 10 behandelt.

29) Im Sinne dieses Übereinkom-
mens bezeichnet der Begriff „Grund-
stoffe" die in der Anmerkung zu Ar-



128. Stück — Ausgegeben am 24. Juli 1980 —Nr. 326 2389

Grundstoffe keine Ausfuhrsub-
ventionen.

2. Die im Anhang unter lit. a)
bis 1) aufgeführten Praktiken sind
Beispiele für Ausruhrsubventio-
nen.

Artikel 10

Ausfuhrsubventionen für
bestimmte Grundstoffe

1. Gemäß Artikel XVI Ab-
satz 3 des Allgemeinen Ab-
kommens kommen die Unter-
zeichner überein, weder mittel-
bar noch unmittelbar Ausfuhr-
subventionen für bestimmte
Grundstoffe in einer Weise zu
gewähren, daß der diese Sub-
vention gewährende Unterzeich-
ner mehr als einen angemes-
senen Anteil am Welthandel
mit diesem Grundstoff erhält;
dabei sind die Anteile der
Unterzeichner am Handel mit
dem betreffenden Grundstoff
während einer früheren Ver-
gleichsperiode sowie alle et-
waigen besonderen Umstände,
die den Handel mit diesem
Grundstoff beeinflußt haben oder
noch beeinflussen, zu berück-
sichtigen.

2. Im Sinne des Artikels XVI
Absatz 3 des Allgemeinen Ab-
kommens und des Absatzes 1:

a) deckt der Ausdruck „mehr
als einen angemessenen An-
teil am Welthandel" jeden
Fall ab, in dem die Aus-
wirkung einer von einem
Unterzeichner gewährten
Ausfuhrsubvention in der
Verdrängung der Ausfuh-
ren eines anderen Unter-
zeichners besteht, wobei
die Entwicklungen auf den
Weltmärkten in Betracht
gezogen werden;

b) wird bei neuen Märkten in
dem Gebiet oder in dem

tikel XVI des Allgemeinen Abkom-
mens Abschnitt B Absatz 2 genannten
Waren, wobei der Satzteil „und alle
mineralischen Erzeugnisse" zu strei-
chen ist.
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Land, in dem sich der neue
Markt befindet, bei der Be-
stimmung des „angemes-
senen Anteils am Welthan-
del" die traditionelle Ange-
botsstruktur der betreffen-
den Ware auf dem Welt-
markt berücksichtigt;

c) bezeichnet der Ausdruck
„eine frühere Vergleichs-
periode" normalerweise die
drei letzten Kalenderjahre,
in denen normale Markt-
bedingungen herrschten.

3. Die Unterzeichner sind sich
ferner darüber einig, Ausfuhr-
subventionen für Ausfuhren von
bestimmten Grundstoffen nach
einem bestimmten Markt nicht
in einer Weise zu gewähren, daß
die Preise wesentlich unter den
Preisen anderer Lieferanten auf
demselben Markt liegen.

Artikel 11

Andere Subventionen als
Ausfuhrsubventionen

1. Die Unterzeichner erkennen
an, daß andere Subventionen als
Ausfuhrsubventionen sehr häu-
fig als wichtige Instrumente zur
Förderung sozial- und wirt-
schaftspolitischer Ziele verwen-
det werden; sie beabsichtigen
nicht, das Recht der Unterzeich-
ner, solche Subventionen zur
Erreichung dieser und anderer
wichtiger, von ihnen als wün-
schenswert erachteter politischer
Ziele zu gewähren, einzuschrän-
ken. Die Unterzeichner stellen
fest, daß zu diesen Zielen ge-
hören:

a) die Beseitigung industriel-
ler, wirtschaftlicher und so-
zialer Nachteile in bestimm-
ten Gebieten;

b) die Erleichterung der Um-
strukturierung bestimmter
Sektoren unter sozial an-
nehmbaren Bedingungen,
insbesondere, wo dies we-
gen handeis- und wirt-
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schaftspolitischer Verände-
rungen einschließlich inter-
nationaler Übereinkommen,
die zum Abbau der Han-
delshemmnisse führen, not-
wendig wurde;

c) allgemein die Aufrechter-
haltung der Beschäftigung
und die Förderung der
Umschulung und des Ar-
beitsplatzwechsels ;

d) die Förderung von For-
schungs- und Entwick-
lungsprogrammen, insbe-
sondere in Wirtschaftszwei-
gen mit hochentwickelter
Technologie;

e) die Durchführung von Wirt-
schaftsprogrammen und
-politiken zur Förderung
der wirtschaftlichen und
sozialen Entwicklung der
Entwicklungsländer ;

f) die Verlagerung von In-
dustrien zur Verhütung von
Ballungs- und Umweltpro-
blemen.

2. Die Unterzeichner erkennen
jedoch an, daß andere Subven-
tionen als Ausfuhrsubventionen,
die hinsichtlich einiger Ziele und
möglicher Formen in den Ab-
sätzen 1 bzw. 3 beschrieben sind,
möglicherweise eine Schädigung
eines inländischen Wirtschafts-
zweigs eines anderen Unterzeich-
ners oder eine ernsthafte Schä-
digung der Interessen eines an-
deren Unterzeichners verursa-
chen oder zu verursachen drohen
oder die einem anderen Unter-
zeichner aus dem Allgemeinen
Abkommen erwachsenden Vor-
teile zunichte machen oder
schmälern, besonders wenn sich
diese Subventionen auf den nor-
malen Wettbewerb nachteilig
auswirken. Die Unterzeichner
bemühen sich daher zu ver-
meiden, daß durch die Gewäh-
rung von Subventionen solche
Wirkungen verursacht werden.
Insbesondere wägen die Unter-
zeichner bei der Festlegung ihrer
Politiken und Praktiken auf
diesem Gebiet nicht nur die we-
sentlichen internen Zielsetzun-
gen, sondern, soweit durchfuhr-
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bar, unter Berücksichtigung des
jeweiligen Falles auch die mög-
lichen nachteiligen Auswirkun-
gen auf den Handel ab.

Sie ziehen ferner die Gegeben-
heiten des Welthandels, der Er-
zeugung (z. B. Preis, Kapazitäts-
auslastung usw.) und des An-
gebots der betreffenden Ware in
Betracht.

3. Die Unterzeichner erkennen
an, daß die in Absatz 1 genannten
Ziele unter anderem durch Sub-
ventionen erreicht werden kön-
nen, die gewährt werden, um
bestimmten Unternehmen einen
Vorteil zu verschaffen. Beispiele
für mögliche Formen dieser Sub-
ventionen sind: staatliche Finan-
zierung von Handelsunterneh-
men, einschließlich Zuschüsse,
Darlehen oder Bürgschaften;
vom Staat bereitgestellte oder
finanzierte öffentliche Versor-
gungsdienste, Liefer- und Ver-
triebssysteme und andere ope-
rationelle Dienstleistungen;
staatliche Finanzierung von For-
schungs- und Entwicklungspro-
grammen; steuerliche Anreize;
staatliche Zeichnung oder Be-
reitstellung von Unternehmens-
kapital.

Die Unterzeichner stellen fest,
daß die genannten möglichen
Subventionsformen normaler-
weise regional oder sektoral ge-
währt werden. Die Aufzählung
der möglichen Subventionsfor-
men ist nur beispielhaft und
nicht erschöpfend; sie gibt solche
Subventionen wieder, die der-
zeit von einer Reihe von Unter-
zeichnern dieses Übereinkom-
mens gewährt werden.

Die Unterzeichner erkennen
dennoch an, daß diese Aufzäh-
lung der möglichen Subven-
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tionsformen in regelmäßigen Ab-
ständen überprüft werden sollte
und diese Überprüfung durch
Konsultationen im Geiste des
Artikels XVI Absatz 5 des All-
gemeinen Abkommens erfolgen
sollte.

4. Die Unterzeichner erkennen
ferner an, daß unbeschadet ihrer
Rechte aus diesem Übereinkom-
men keine Bestimmung der Ab-
sätze 1 bis 3 noch insbesondere
die Aufzählung der möglichen
Subventionsformen für sich eine
Grundlage für Maßnahmen im
Rahmen des Allgemeinen Ab-
kommens in der Auslegung
durch dieses Übereinkommen
schafft.

Artikel 12

Konsultat ionen

1. Hat ein Unterzeichner Grund
zu der Annahme, daß eine Aus-
fuhrsubvention von einem an-
deren Unterzeichner in einer
Weise gewährt oder aufrecht-
erhalten wird, die mit diesem
Übereinkommen unvereinbar ist,
so kann er um Konsultationen
mit dem anderen Unterzeichner
ersuchen.

2. Ein Konsultationsersuchen
nach Absatz 1 enthält eine Dar-
stellung der vorhandenen Be-
weise für das Vorliegen und die
Art der betreffenden Subven-
tion.

3. Hat ein Unterzeichner Grund
zu der Annahme, daß eine Sub-
vention von einem anderen Un-
terzeichner gewährt oder auf-
rechterhalten wird und daß diese
Subvention entweder eine Schä-
digung seiner inländischen Wirt-
schaft, die Zunichtemachung
oder Schmälerung der ihm auf-
grund des Allgemeinen Ab-
kommens erwachsenden Vor-
teile oder eine ernsthafte Schä-
digung seiner Interessen verur-
sacht, so kann er um Konsulta-
tionen mit dem anderen Unter-
zeichner ersuchen.

4. Ein Konsultationsersuchen
nach Absatz 3 enthält eine Dar-
stellung der vorhandenen Be-
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weise für (a) das Vorliegen und
die Art der betreffenden Sub-
vention und (b) die Schädigung
der inländischen Wirtschaft oder,
im Falle der Zunichtemachung
oder Schmälerung von Vorteilen
oder der ernsthaften Schädigung
von Interessen, die nachteiligen
Auswirkungen auf die Interessen
des um Konsultationen ersu-
chenden Unterzeichners.

5. Wird ein Konsultationser-
suchen nach Absatz 1 oder Ab-
satz 3 gestellt, so leitet der
Unterzeichner, von dem ange-
nommen wird, daß er die frag-
liche Subventionspraktik anwen-
det oder aufrechterhält, so rasch
wie möglich Konsultationen ein.
Zweck der Konsultationen ist
die Klärung des Sachverhalts
und die Erzielung einer allseits
annehmbaren Lösung.

Artikel 13

Schlichtung, Strei tbeile-
gung und genehmigte

Gegenmaßnahmen

1. Ist in Konsultationen nach
Artikel 12 Absatz 1 binnen
dreißig Tagen 30) nach dem Kon-
sultationsersuchen keine allseits
annehmbare Lösung erzielt wor-
den, so kann jeder Unterzeichner,
der an diesen Konsultationen
teilnimmt, die Angelegenheit
dem Komitee zur Schlichtung
gemäß Teil VI unterbreiten.

2. Ist in Konsultationen nach
Artikel 12 Absatz 3 binnen
sechzig Tagen nach dem Konsul-
tationsersuchen keine allseits an-
nehmbare Lösung erzielt wor-
den, so kann jeder Unterzeich-
ner, der an diesen Konsulta-
tionen teilnimmt, die Angelegen-
heit dem Komitee zur Schlich-
tung gemäß Teil VI unterbreiten.

30) Die in diesem Artikel und in
Artikel 18 genannten Fristen können
jederzeit einvernehmlich verlängert
werden.
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3. Wird ein im Rahmen dieses
Übereinkommens entstandener
Streitfall nicht durch Konsulta-
tionen oder Schlichtung bei-
gelegt, so prüft das Komitee
auf Antrag die Angelegenheit
nach dem Streitbeilegungsver-
fahren des Teils VI.

4. Kommt das Komitee als
Ergebnis seiner Prüfung zu dem
Schluß, daß eine Ausfuhrsub-
vention in einer mit diesem
Übereinkommen nicht zu ver-
einbarenden Weise gewährt wird
oder daß eine Subvention in
einer Weise gewährt oder auf-
rechterhalten wird, die eine
Schädigung eines Wirtschafts-
zweiges, eine Zunichtemachung
oder Schmälerung von Vorteilen
oder eine ernsthafte Schädigung
von Interessen verursacht, so
richtet es an die Parteien Emp-
fehlungen 31), die geeignet sind,
die Frage zu lösen; wird diesen
Empfehlungen nicht entspro-
chen, so kann es gemäß den ein-
schlägigen Bestimmungen des
Teils VI geeignete Gegenmaß-
nahmen genehmigen, wobei Aus-
maß und Art der nachteiligen
Auswirkungen, deren Vorliegen
festgestellt wurde, zu berück-
sichtigen sind.

TEIL III

Artikel 14

Entwicklungsländer

1. Die Unterzeichner erkennen
an, daß Subventionen Bestand-
teil der Wirtschaftsentwicklungs-
programme der Entwicklungs-
länder sind.

2. Dieses Übereinkommen hin-
dert daher die Entwicklungs-
länder unter den Unterzeichnern
nicht daran, Maßnahmen und
Politiken zur Unterstützung ihrer

31) Bei diesen Empfehlungen zieht
das Komitee die Handels-, Entwick-
lungs- und Finanzbedürfnisse der
Entwicklungsländer unter den Unter-
zeichnern in Betracht.
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Wirtschaftszweige einschließlich
des Ausfuhrsektors festzulegen.
Insbesondere gilt die Verpflich-
tung in Artikel 9 vorbehaltlich
der Absätze 5 bis 8 nicht für
Entwicklungsländer unter den
Unterzeichnern.

3. Die Entwicklungsländer
unter den Unterzeichnern stim-
men zu, Ausfuhrsubventionen
für ihre Industrieprodukte nicht
in einer Weise zu gewähren, die
eine ernsthafte Schädigung des
Handels oder der Erzeugung
eines anderen Unterzeichners ver-
ursacht.

4. Es besteht nicht die Ver-
mutung, daß Ausfuhrsubven-
tionen, die von Entwicklungs-
ländern unter den Unterzeich-
nern gewährt werden, nachteilige
Auswirkungen im Sinne dieses
Übereinkommens auf den Han-
del oder die Erzeugung eines
anderen Unterzeichners haben.
Nachteilige Auswirkungen sind
durch positive Beweise mittels
einer wirtschaftlichen Prüfung
der Auswirkungen auf den Han-
del oder die Erzeugung eines
anderen Unterzeichners nachzu-
weisen.

5. Die Entwicklungsländer
unter den Unterzeichnern sollten
sich bemühen, eine Verpflich-
tung 32) zum Abbau oder zur
Beseitigung von Ausfuhrsubven-
tionen einzugehen, wenn die
Gewährung dieser Ausfuhrsub-
ventionen mit ihren Wettbe-
werbs- und Entwicklungsbedürf-
nissen nicht zu vereinbaren ist.

6. Ist ein Entwicklungsland
nach Absatz 5 eine Verpflichtung
zum Abbau oder zur Beseitigung
von Ausfuhrsubventionen einge-
gangen, so sind anderen Unter-
zeichnern dieses Übereinkom-
mens Gegenmaßnahmen auf-
grund der Teile II und VI gegen

32) Es besteht Einvernehmen dar-
über, daß nach Inkrafttreten dieses
Übereinkommens jede vorgeschlagene
Verpflichtung dieser Art dem Komitee
rechtzeitig mitgeteilt wird.
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Ausfuhrsubventionen dieses Ent-
wicklungslandes nicht erlaubt,
sofern die betreffenden Ausfuhr-
subventionen mit den in Ab-
satz 5 genannten Verpflichtungen
im Einklang stehen.

7. Im Hinblick auf andere Sub-
ventionen als Ausfuhrsubven-
tionen, die von einem Entwick-
lungsland unter den Unterzeich-
nern gewährt werden, dürfen
keine Maßnahmen aufgrund der
Teile II und VI erlaubt oder
getroffen werden, es sei denn,
daß festgestellt wird, daß als
Folge einer solchen Subvention
Zollzugeständnisse oder andere
Verpflichtungen aufgrund des
Allgemeinen Abkommens in
einer Weise zunichte gemacht
oder geschmälert werden, die
Einfuhren von gleichartigen Wa-
ren nach dem Markt des sub-
ventionierenden Landes ver-
drängt oder behindert, oder es
sei denn, daß nach Artikel VI
des Allgemeinen Abkommens in
der Auslegung und Durchfüh-
rung durch dieses Übereinkom-
men eine Schädigung eines in-
ländischen Wirtschaftszweigs des
einführenden Unterzeichners
vorliegt. Die Unterzeichner er-
kennen an, daß in Entwicklungs-
ländern die Regierungen eine
große Rolle bei der Förderung
des Wirtschaftswachstums und
der Entwicklung spielen können.
Eingriffe solcher Regierungen in
ihre Wirtschaft, zum Beispiel
durch die in Artikel 11 Absatz 3
aufgezählten Praktiken, sind
nicht als solche als Subventio-
nierung anzusehen.

8. Das Komitee prüft auf An-
trag eines interessierten Unter-
zeichners eine spezifische Aus-
fuhrsubventionspraktik eines
Entwicklungslandes unter den
Unterzeichnern daraufhin, in-
wieweit sie mit den Zielen dieses
Übereinkommens im Einklang
steht. Ist ein Entwicklungsland
eine Verpflichtung nach Absatz 5
eingegangen, so unterliegt es
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für die Dauer dieser Verpflich-
tung keiner solchen Prüfung.

9. Das Komitee prüft auf An-
trag eines interessierten Unter-
zeichners auch Maßnahmen, die
von entwickelten Ländern unter
den Unterzeichnern aufgrund
dieses Übereinkommens beibe-
halten oder getroffen werden und
die die Interessen eines Entwick-
lungslandes unter den Unter-
zeichnern berühren.

10. Die Unterzeichner erkennen
an, daß die Verpflichtungen aus
diesem Übereinkommen hin-
sichtlich der Ausfuhrsubventio-
nen für bestimmte Grundstoffe
für alle Unterzeichner gelten.

TEIL IV

Artikel 15

Besondere Situationen

1. Im Falle einer behaupteten
Schädigung, die durch Einfuhren
aus einem in den ANMERKUN-
GEN UND ERGÄNZENDEN
BESTIMMUNGEN zum Allge-
meinen Abkommen (Anlage I,
Artikel VI Absatz 1, Punkt 2)
aufgeführten Land verursacht
wird, kann der einführende Un-
terzeichner seine Verfahren und
Maßnahmen entweder

a) auf dieses Übereinkommen
oder

b) auf das Übereinkommen
zur Durchführung von Ar-
tikel VI des Allgemeinen
Zoll- und Handelsabkom-
mens

stützen.

2. Es besteht Einvernehmen
darüber, daß in den Fällen
nach (a) und nach (b) der Betrag
der geschätzten Subvention oder
die Dumpingspanne durch einen
Vergleich des Ausfuhrpreises mit

a) dem Verkaufspreis einer
gleichartigen Ware eines
Landes, das weder der ein-
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führende Unterzeichner
noch eines der oben ge-
nannten Länder ist, oder

b) dem rechnerisch ermittelten
Wert 33) einer gleichartigen
Ware in einem Land, das
nicht der einführende Un-
terzeichner oder eines der
oben erwähnten Länder ist,

berechnet werden kann.

3. Sind weder die Preise noch
der rechnerisch ermittelte Wert
im Sinne von Absatz 2 (a) oder (b)
eine angemessene Grundlage für
die Feststellung der Subventio-
nierung oder des Dumping, so
kann der Preis im einführenden
Unterzeichnerland zugrunde ge-
legt werden, der erforderlichen-
falls um eine angemessene Ge-
winnspanne berichtigt wird.

4. Allen Berechnungen nach
den Absätzen 2 und 3 sind Preise
oder Kosten zugrunde zu legen,
die für dieselbe Handelsstufe, in
der Regel die Stufe ab Werk,
und für Geschäfte gelten, die zu
möglichst nahe beieinanderlie-
genden Zeitpunkten durchge-
führt wurden. In jedem einzelnen
Falle sind Unterschiede in den
Verkaufsbedingungen oder in
der Besteuerung sowie Unter-
schiede, die die Preisvergleich-
barkeit betreffen, entsprechend
zu berücksichtigen, so daß die
angewandte Vergleichsmethode
angemessen und nicht unbillig
ist.

TEIL V

Artikel 16

Komitee für Subventionen
und Ausgleichsmaßnahmen

1. Im Rahmen dieses Überein-
kommens wird ein „Komitee
für Subventionen und Aus-
gleichsmaßnahmen" eingesetzt,
das aus Vertretern jedes Unter-
zeichners dieses Übereinkom-
mens besteht. Das Komitee

33) Der „rechnerisch ermittelte
Wert" entspricht den Produktions-
kosten zuzüglich eines angemessenen
Betrags für Verwaltungs-, Verkaufs-
und andere Kosten sowie für Gewinne.
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wählt seinen Vorsitzenden. Es
tritt mindestens zweimal im Jahr
sowie auf Antrag eines Unter-
zeichners nach Maßgabe dieses
Übereinkommens zusammen.
Das Komitee erfüllt die Auf-
gaben, die ihm aufgrund dieses
Übereinkommens übertragen
oder von den Unterzeichnern
zugewiesen werden, und bietet
den Unterzeichnern Gelegenheit,
über alle das Funktionieren dieses
Übereinkommens oder die Ver-
folgung seiner Ziele betreffenden
Fragen zu beraten. Die Sekreta-
riatsgeschäfte des Komitees wer-
den vom GATT-Sekretariat
wahrgenommen.

2. Das Komitee kann gegebe-
nenfalls Untergruppen einsetzen.

3. Bei der Wahrnehmung ihrer
Aufgaben können das Komitee
und die Untergruppen sich mit
jeder ihnen geeignet erscheinen-
den Stelle beraten und von dieser
Auskünfte einholen. Bevor je-
doch das Komitee oder eine
Untergruppe Auskünfte von
einer Stelle im Gebiet eines Un-
terzeichners einholt, wird der
betreffende Unterzeichner davon
in Kenntnis gesetzt.

TEIL VI

Artikel 17

Schlichtung

1. Werden Angelegenheiten
zur Schlichtung an das Komitee
verwiesen, weil in den Konsul-
tationen aufgrund dieses Über-
einkommens keine einvernehm-
liche Lösung erzielt wurde, so
prüft das Komitee umgehend den
Sachverhalt und bemüht sich,
durch seine guten Dienste die
beteiligten Unterzeichner zu einer
allseits annehmbaren Lösung zu
bringen 34).

2. Die Unterzeichner bemühen
sich während der ganzen Dauer

34) In diesem Zusammenhang kann
das Komitee die Unterzeichner auf
Fälle hinweisen, in denen seiner An-
sicht nach die vorgebrachten Behaup-
tungen nicht vernünftig begründet
sind.
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der Schlichtung nach besten
Kräften, eine allseits zufrieden-
stellende Lösung zu erzielen.

3. Kommt ungeachtet der
Schlichtungsbemühungen nach
Absatz 2 keine Lösung zu-
stande, so kann jeder beteiligte
Unterzeichner dreißig Tage nach
dem Schlichtungsersuchen be-
antragen, daß das Komitee ge-
mäß Artikel 18 eine Sonder-
gruppe (panel) einsetzt.

Artikel 18

Streitbeilegung

1. Das Komitee setzt auf An-
trag nach Artikel 17 Absatz 3
eine Sondergruppe ein 35). Diese
prüft den Sachverhalt und unter-
breitet im Lichte dieses Sach-
verhalts dem Komitee ihre Fest-
stellungen zu den Rechten und
Verpflichtungen der Unterzeich-
ner, die Streitparteien sind, wel-
che sich aufgrund der einschlä-
gigen Bestimmungen des Allge-
meinen Abkommens in der Aus-
legung und Anwendung durch
dieses Übereinkommen ergeben.

2. Eine Sondergruppe sollte
binnen dreißig Tagen nach An-
tragstellung eingesetzt werden 36)
und ihre Feststellungen binnen
sechzig Tagen nach ihrer Ein-
setzung dem Komitee vorlegen.

3. Ist eine Sondergruppe ein-

zusetzen, so schlägt der Vor-

sitzende des Komitees die Zu-

sammensetzung der Sonder-
35) Dies schließt jedoch nicht aus,

daß eine Sondergruppe rascher einge-
setzt wird, wenn das Komitee unter
Berücksichtigung der Dringlichkeit
dies beschließt.

36) Die Streitparteien nehmen zu
den vom Vorsitzenden des Komitees
vorgenommenen Benennungen der
Mitglieder der Sondergruppe binnen
sieben Arbeitstagen Stellung und
lehnen diese Benennungen außer bei
zwingenden Gründen nicht ab.
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gruppe vor, nachdem er die Zu-
stimmung der betreffenden Un-
terzeichner eingeholt hat. Son-
dergruppen bestehen aus drei
oder fünf Mitgliedern, vorzugs-
weise aus Staatsbeamten; die
Zusammensetzung der Sonder-
gruppen sollte ihre Einsetzung
nicht Verzögern. Es besteht Ein-
vernehmen darüber, daß Ange-
hörige von Ländern, deren Re-
gierungen 37) Streitparteien sind,
nicht Mitglieder der Sonder-
gruppe sein dürfen, die sich mit
dem betreffenden Streitfall zu
befassen hat.

4. Um die Bildung von Sonder-
gruppen zu erleichtern, sollte der
Vorsitzende des Komitees eine
informelle Auswahlliste von
Staatsbeamten und sonstigen Per-
sonen führen, die besondere
Qualifikationen auf dem Gebiet
der Handelsbeziehungen, der
Wirtschaftsentwicklung und der
sonstigen unter das Allgemeine
Abkommen und dieses Überein-
kommen fallenden Fragen be-
sitzen und für eine Mitwirkung
in Sondergruppen bereitstehen
könnten. Zu diesem Zweck
würde jeder Unterzeichner ein-
geladen, dem Vorsitzenden des
Komitees zu Beginn eines jeden
Jahres eine oder zwei Personen
zu bezeichnen, die für diese Auf-
gaben verfügbar wären.

5. Die Mitglieder einer Sonder-
gruppe würden in ihrer persön-
lichen Eigenschaft und nicht als
Regierungsvertreter oder Ver-
treter einer Organisation han-
deln. Die Regierungen würden
ihnen daher keine Weisungen im
Hinblick auf die in einer Sonder-
gruppe zu behandelnden Fragen
erteilen. Bei der Auswahl der
Mitglieder einer Sondergruppe
sollte darauf geachtet werden,
daß die Unabhängigkeit der Mit-
glieder, die Mitwirkung von
Personen ausreichend unter-
schiedlicher Herkunft und fach-
licher Ausrichtung sowie ein
breites Erfahrungsspektrum ge-
währleistet sind.

37) Der Ausdruck „Regierungen"
bezeichnet im Falle von Zollunionen
die Regierungen aller Mitgliedsländer.
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6. Um die Erarbeitung allseits
zufriedenstellender Lösungen
zwischen den Streitparteien zu
fördern und deren Bemerkungen
einzuholen, sollte jede Sonder-
gruppe den beteiligten Streit-
parteien zunächst den beschrei-
benden Teil ihres Berichts vor-
legen und anschließend den
Streitparteien ihre Schlußfolge-
rungen oder eine Zusammen-
fassung davon übermitteln, wo-
bei eine angemessene Zeit-
spanne vorzusehen ist, bevor
diese dem Komitee übermittelt
werden.

7. Erarbeiten die Parteien eines
Streitfalls, mit dem eine Sonder-
gruppe befaßt ist, eine allseits
zufriedenstellende Lösung, so
hat jeder an der Frage interessier-
te Unterzeichner das Recht, sich
über diese Lösung zu informie-
ren und in angemessener Weise
unterrichtet au werden; die Son-
dergruppe legt dem Komitee
eine Mitteilung vor, in der die
erarbeitete Lösung in ihren gro-
ßen Zügen dargelegt wird.

8. Gelingt es den Streitparteien
nicht, zu einer allseits zufrieden-
stellenden Lösung zu gelangen,
so legt die Sondergruppe dem
Komitee einen schriftlichen Be-
richt vor, der die Feststellungen
zum Sachverhalt und zur An-
wendung der einschlägigen Be-
stimmungen des Allgemeinen
Abkommens in der Auslegung
und Anwendung durch dieses
Übereinkommen sowie die Grün-
de und Grundlagen hierfür ent-
hält.

9. Das Komitee befaßt sich so-
bald wie möglich mit dem Be-
richt der Sondergruppe und
kann unter Berücksichtigung des
darin enthaltenen Feststellungen
Empfehlungen aa die Streitpar-
teien richten, um den Streitfall
beizulegen. Wird den Emp-
fehlungen des Komitees nicht
innerhalb einer angemessenen
Zeitspanne entsprochen, so kann
das Komitee unter Berücksichti-
gung der Art und des Ausmaßes
der festgestellten nachteiligen
Auswirkung geeignete Gegen-
maßnahmen (einschließlich der
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Rücknahme von Zugeständnis-
sen oder Verpflichtungen auf-
grund des GATT) genehmigen.
Die Empfehlungen des Komi-
tees sollten den Streitparteien
binnen dreißig Tagen nach Ein-
gang des Berichts der Sonder-
gruppe vorgelegt werden.

TEIL VH

Artikel 19

Schlußbestimmungen

1. Spezifische Maßnahmen ge-
gen Subventionen eines anderen
Unterzeichners können nur ge-
mäß den Bestimmungen des All-
gemeinen Abkommens in der
Auslegung durch dieses Über-
einkommen getroffen werden 38).

Annahme und Beitri t t

2. a) Dieses Übereinkommen
liegt den Regierungen, die
Vertragsparteien des GATT
sind, sowie der Europä-
ischen Wirtschaftsgemein-
schaft zur Annahme durch
Unterzeichnung oder in an-
derer Form auf.

b) Dieses Übereinkommen
liegt den Regierungen, die
dem GATT vorläufig bei-
getreten sind, zur Annahme
durch Unterzeichnung oder
in anderer Form unter Be-
dingungen hinsichtlich der
tatsächlichen Anwendung
der Rechte und Verpflich-
tungen aus diesem Über-
einkommen auf, die den
Rechten und Verpflichtun-
gen in den Urkunden über
ihren vorläufigen Beitritt
Rechnung tragen.

c) Jede andere Regierung kann
diesem Übereinkommen
unter Bedingungen hin-
sichtlich der tatsächlichen
Anwendung der Rechte und
Verpflichtungen aus diesem

38) Dieser Absatz schließt jedoch
geeignete Maßnahmen auf Grund an-
derer einschlägiger Bestimmungen des
Allgemeinen Abkommens gegebenen-
falls nicht aus.
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Übereinkommen beitreten,
die zwischen der betreffen-
den Regierung und den
Unterzeichnern dieses Über-
einkommens vereinbart
werden, und zwar durch
Hinterlegung einer die ver-
einbarten Bedingungen ent-
haltenden Beitrittsurkunde
beim Generaldirektor der
VERTRAGSPARTEIEN
des GATT.

d) In bezug auf die Annahme
gilt Artikel XXVI Ab-
satz 5 (a) und (b) des Allge-
meinen Abkommens.

Vorbehalte

3. Vorbehalte gegen Vorschrif-
ten dieses Übereinkommens dür-
fen nicht ohne Zustimmung der
übrigen Unterzeichner dieses
Übereinkommens gemacht wer-
den.

Inkrafttreten

4. Dieses Übereinkommen tritt
am 1. Jänner 1980 für die Regie-
rungen 39), die es bis zu diesem
Zeitpunkt angenommen haben
oder ihm beigetreten sind, in
Kraft. Für jede andere Regierung
tritt es am dreißigsten Tag nach
dem Zeitpunkt der Annahme
oder des Beitritts in Kraft.

Innerstaatl iche
Rechtsvorschriften

5. a) Jede Regierung, die dieses
Übereinkommen annimmt
oder ihm beitritt, unter-
nimmt alle erforderlichen
Schritte allgemeiner oder
besonderer Art, um sicher-
zustellen, daß spätestens in
dem Zeitpunkt, in dem
dieses Übereinkommen für
sie in Kraft tritt, ihre Ge-
setze, Verordnungen und
Verwaltungsverfahren mit
den Bestimmungen dieses

39) Im Sinne dieses Übereinkom-
mens umfaßt der Begriff „Regierung"
auch die zuständigen Organe der
Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft.
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Übereinkommens, soweit
diese auf den betreffenden
Unterzeichner Anwendung
finden, übereinstimmen.

b) Jeder Unterzeichner unter-
richtet das Komitee über
alle Änderungen seiner Ge-
setze und Verordnungen in
bezug auf dieses Überein-
kommen sowie über alle
Änderungen in ihrer An-
wendung.

Überprüfung

6. Das Komitee überprüft jähr-
lich unter Berücksichtigung der
Ziele dieses Übereinkommens
dessen Durchführung und Funk-
tionieren. Das Komitee unter-
richtet die VERTRAGSPAR-
TEIEN des GATT jährlich über
die Entwicklungen während des
Überprüfungszeitraumes 40).

Änderungen

7. Die Unterzeichner können
dieses Übereinkommen unter an-
derem aufgrund der bei seiner
Durchführung gewonnenen Er-
fahrungen ändern. Eine Ände-
rung, der die Unterzeichner ge-
mäß den vom Komitee festge-
legten Verfahren zugestimmt ha-
ben, tritt für jeden Unterzeichner
erst in Kraft, wenn sie von ihm
angenommen worden ist.

Rücktri t t

8. Jeder Unterzeichner kann
von diesem Übereinkommen zu-
rücktreten. Der Rücktritt wird
mit Ablauf von sechzig Tagen
nach Eingang der schriftlichen
Rücktrittsanzeige beim General-
direktor der VERTRAGSPAR-
TEIEN des GATT wirksam.
Jeder Unterzeichner kann im
Falle einer solchen Notifizierung
verlangen, daß das Komitee um-
gehend zusammentritt.

40) Bei der ersten Überprüfung gibt
das Komitee neben der allgemeinen
Überprüfung des Funktionierens des
Übereinkommens allen interessierten
Unterzeichnern Gelegenheit, Fragen
im Zusammenhang mit spezifischen
Subventionspraktiken und der etwai-
gen Auswirkung bestimmter direkter
Steuern auf den Handel zur Sprache
zu bringen und zu erörtern.
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Nichtanwendung dieses
Übereinkommens zwischen
bestimmten Unterzeichnern

9. Dieses Übereinkommen fin-
det keine Anwendung zwischen
zwei Unterzeichnern, wenn einer
der beiden Unterzeichnerin dem
Zeitpunkt, in dem einer von
ihnen das Übereinkommen an-
nimmt oder ihm beitritt, der
Anwendung seine Zustimmung
versagt.

Anhang

10. Der Anhang ist Bestandteil
dieses Übereinkommens,

Sekretariat

11. Die Sekretariatsgeschäfte
für dieses Übereinkommen wer-
den vom GATT-Sekretariat
wahrgenommen.

Hinterlegung

12. Dieses Übereinkommen
wird beim Generaldirektor der
VERTRAGSPARTEIEN des
GATT hinterlegt, der jedem
Unterzeichner und jeder Ver-
tragspartei des GATT innerhalb
kürzester Frist eine beglaubigte
Abschrift dieses Übereinkom-
mens und jeder Änderung des-
selben nach Absatz 7 übermittelt
sowie jede Annahme dieses Über-
einkommens oder jeden Beitritt
hierzu nach Absatz 2 und jeden
Rücktritt von diesem Überein-
kommen nach Absatz 8 notifi-
ziert.

Registr ierung

13. Dieses Übereinkommen
wird gemäß den Bestimmungen
von Artikel 102 der Charta der
Vereinten Nationen registriert.

Geschehen zu Genf am zwölf-
ten April neunzehnhundertneun-
undsiebzig in einer Urschrift in
englischer, französischer und
spanischer Sprache, wobei jeder
Wortlaut gleichermaßen verbind-
lich ist.
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ANHANG

Beispielliste von Ausfuhrsub-
ventionen

a) Gewährung direkter Sub-
ventionen der öffentlichen
Hand an Unternehmen oder
Wirtschaftszweige nach
Maßgabe deren Ausfuhr-
leistung.

b) Devisenbelassungsverfah-
ren oder ähnliche Praktiken,
die der Gewährung einer
Ausfuhrprämie gleichkom-
men.

c) Inländische Transport- und
Frachtgebühren auf den
Auslandsversand, die vom
Staat zu Bedingungen fest-
gesetzt oder vorgeschrieben
werden, die günstiger sind
als für den Inlandsversand.

d) Bereitstellung eingeführter
oder inländischer Waren
oder Dienstleistungen
durch den Staat oder staat-
liche Stellen zur Verwen-
dung bei der Erzeugung
von Waren für die Ausfuhr
zu Bedingungen, die gün-
stiger sind als für die Be-
reitstellung gleichartiger
oder direkt konkurrieren-
der Waren oder Dienst-
leistungen zur Verwendung
bei der Erzeugung von
Waren für den inländischen
Verbrauch, wenn (bei Wa-
ren) diese Bedingungen
günstiger sind als die Be-
dingungen, die ihre Expor-
teure auf den Weltmärkten
kommerziell erlangen kön-
nen.

e) Vollständige oder teilweise
Freistellung und vollstän-
diger oder teilweiser Erlaß
oder Aufschub von direk-
ten Steuern 1) oder Sozial-
abgaben, die von Industrie-
oder Handelsunternehmun-
gen gezahlt wurden oder
zu zahlen sind, soweit die
Freistellung, der Erlaß oder
der Aufschub spezifisch aus-
fuhrgebunden sind 2).

f) Besondere Freibeträge in
unmittelbarem Zusammen-
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hang mit der Ausfuhr oder
Ausfahrleistung bei der Be-
rechnung der Bemessungs-
grundlage für direkte Steu-
ern, soweit diese Freibe-
träge neben den Freibe-
trägen für die zum inländi-
schen Verbrauch bestimmte
Erzeugung gewährt wer-
den.

g) Freistellung oder Erlaß von
indirekten Steuern 1) auf
die Erzeugung und Vertei-
lung von Waren für die
Ausfuhr in einem Umfang,
der über das hinausgeht,
was an indirekten Steuern
auf die Erzeugung und
Verteilung gleichartiger,
zum inländischen Ver-
brauch verkaufter Waren
erhoben wird.

h) Freistellung, Erlaß oder
Aufschub von kumulativen
indirekten, auf einer Vor-
stufe erhobenen Steuern 1)
auf Waren oder Dienstlei-
stungen in Verbindung mit
der Erzeugung von Waren
für die Ausfuhr, wenn der
Betrag über die Freistellung,
den Erlaß oder den Auf-
schub von gleichartigen ku-
mulativen indirekten, auf
einer Vorstufe erhobenen
Steuern auf Waren oder
Dienstleistungen in Ver-
bindung mit der Erzeugung
gleichartiger Waren für den
inländischen Verbrauch hin-
ausgeht; jedoch können die
Freistellung, der Erlaß oder
der Aufschub von kumula-
tiven indirekten, auf einer
Vorstufe erhobenen Steu-
ern für Waren für die Aus-
fuhr selbst dann gewährt
werden, wenn dies für
gleichartige, für den in-
ländischen Verbrauch ver-
kaufte Waren nicht der
Fall ist, sofern die kumula-
tiven indirekten, auf einer
Vorstufe erhobenen Steu-
ern Waren betreffen, die
materiell in der ausgeführten
Ware verarbeitet worden
sind (wobei normaler
Schwund berücksichtigt
wird) 3).
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i) Erlaß oder Rückerstattung
von Eingangsabgaben 1) in
einem Umfang, der über
das hinausgeht, was an
Eingangsabgaben auf ein-
geführte Waren erhoben
wird, die materiell in der
ausgeführten Ware verar-
beitet worden sind (wobei
normaler Schwund berück-
sichtigt wird); jedoch kann
ein Unternehmen, um in
den Genuß dieser Bestim-
mung zu kommen, in Son-
derfällen ersatzweise Waren
des Inlandsmarktes in glei-
cher Menge und von glei-
cher Qualität und Beschaf-
fenheit wie die eingeführten
Waren verwenden, sofern
die Einfuhr- und die ent-
sprechenden Ausfuhrge-
schäfte innerhalb eines an-
gemessenen Zeitraumes
stattfinden, der in der Regel
zwei Jahre nicht überstei-
gen darf.

j) Einführung von Program-
men für Exportkreditgaran-
tien oder -versicherungen
durch den Staat (oder von
ihm kontrollierte Sonder-
einrichtungen), von Ver-
sicherungs- oder Garantie-
programmen zum Schutz
vor Preissteigerungen bei
Waren für die Ausfuhr 4)
oder von Programmen zur
Abdeckung von Währungs-
risiken zu Prämiensätzen,
die offensichtlich nicht aus-
reichen, um die Betriebs-
kosten und Verluste bei
der Ausführung der be-
treffenden Programme auf
lange Sicht zu decken 5).

k) Gewährung von Ausfuhr-
krediten durch den Staat
(oder von ihm kontrollierte
und/oder ihm unterstellte
Sondereinrichtungen) zu
Sätzen, die unter jenen
liegen, welche die Expor-
teure zahlen müssen, um
sich die Mittel zu verschaf-
fen, die sie dafür aufwenden
(oder zahlen müßten, wenn
sie internationale Kapital-
märkte in Anspruch näh-
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men, um Gelder derselben
Fälligkeit und auf dieselbe
Währung wie der Export-
kredit lautend zu erhalten),
oder staatliche Übernahme
aller oder eines Teils der
Kosten, die den Exporteu-
ren oder den Finanzinsti-
tuten bei der Beschaffung
von Krediten erwachsen,
soweit sie dazu dienen, auf
dem Gebiet der Ausfuhr-
kreditbedingungen einen
wesentlichen Vorteil zu er-
langen.

Wenn jedoch ein Unter-
zeichner Partei einer inter-
nationalen Verpflichtung
auf dem Gebiet der öffent-
lichen Ausfuhrkredite ist,
an der am 1. Jänner 1979
mindestens zwölf der ur-
sprünglichen Unterzeich-
ner 6) dieses Übereinkom-
mens beteiligt sind (oder
wenn diese ursprünglichen
Unterzeichner eine Nach-
folgeverpflichtung einge-
gangen sind), oder wenn
ein Unterzeichner in der
Praxis die Zinssatzbestim-
mungen dieser Verpflich-
tung anwendet, gilt eine
bei Ausfuhrkrediten ange-
wandte Praxis, die mit die-
sen Bestimmungen im Ein-
klang steht, nicht als eine
durch dieses Übereinkom-
men verbotene Ausfuhr-
subvention.

1) Jede andere Belastung der
Staatskasse, die eine Aus-
fuhrsubvention im Sinne
von Artikel XVI des All-
gemeinen Abkommens dar-
stellt.

Anmerkungen
1) Im Sinne dieses Übereinkommens

bedeutet der Ausdruck „direkte
Steuern" die Steuern auf Löhne,
Gewinne, Zinsen, Mieten, Lizenzge-
bühren und alle anderen Einkommens-
formen sowie die Steuern auf Grund-
besitz;

bedeutet der Ausdruck „Eingangs-
abgaben" die Zölle sowie die sonsti-
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gen, in dieser Anmerkung nicht ander-
weit angeführten Abgaben und Steu-
ern, die bei der Einfuhr erhoben
werden;

bedeutet der Ausdruck „indirekte
Steuern" die Verkaufssteuern, Ver-
brauchssteuern, Umsatzsteuern, Mehr-
wertsteuern, Konzessionssteuern,
Transfersteuern, Stempel-, Inventar-
und Ausrüstungsabgaben, Grenzab-
gaben und alle Steuern, die nicht zu
den direkten Steuern und Eingangs-
abgaben zählen;

sind indirekte, „auf einer Vorstufe"
erhobene Steuern die Steuern, die
auf Güter oder Dienstleistungen er-
hoben werden, die mittelbar oder
unmittelbar bei der Herstellung der
Ware verwendet werden;

sind „kumulative" indirekte Steu-
ern Mehrphasensteuern, die erhoben
werden, wenn es keinen Mechanismus
für die nachfolgende Anrechnung der
Steuer in Fällen gibt, in denen die in
einem bestimmten Produktionssta-
dium besteuerbaren Güter oder Dienst-
leistungen in einem späteren Produk-
tionsstadium verwendet werden;

umfaßt „Erlaß" von Steuern, die
Rückerstattung von Steuern oder den
Steuerrabatt.

2) Die Unterzeichner erkennen an,
daß ein Aufschub z. B. dann keine
Ausfuhrsubvention darstellen muß,
wenn angemessene Zinsen gezahlt
werden. Die Unterzeichner erkennen
ferner an, daß dieser Text in keinem
Punkt die Behandlung der im GATT-
Dokument L/4422 aufgeworfenen
spezifischen Fragen durch die Ver-
tragsparteien präjudiziert

Die Unterzeichner bekräftigen er-
neut den Grundsatz, daß die Preise
für Waren im Rahmen von Geschäften
zwischen Ausfuhrunternehmen und
ausländischen Käufern, die unter
ihrer Kontrolle oder unter der gleichen
Kontrolle wie sie stehen, für Steuer-
zwecke diejenigen Preise sein sollten,
die zwischen unabhängigen, selbstän-
dig handelnden Unternehmen berech-
net würden. Jeder Unterzeichner kann
einen anderen Unterzeichner auf ad-
ministrative oder andere Praktiken
hinweisen, die diesem Grundsatz zu-
widerlaufen und die zu einer beträcht-
lichen Ersparnis an direkten Steuern
bei Ausfuhrgeschäften führen. Unter
solchen Umständen werden sich die
Unterzeichner in der Regel um Bei-
legung ihrer Differenzen bemühen,
indem sie die Möglichkeiten bestehen-
der bilateraler Steuerabkommen oder
anderer spezifischer internationaler
Mechanismen in Anspruch nehmen,
ohne daß dadurch die Rechte und
Pflichten der Unterzeichner aus dem
Allgemeinen Abkommen einschließ-
lich des im vorstehenden Satz ge-
schaffenen Rechts auf Konsultation
berührt würden.
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Mit lit. e) wird nicht beabsichtigt,
einen Unterzeichner an Maßnahmen
zu hindern, durch die die Doppelbe-
steuerung von Einkommen aus aus-
ländischen Quellen, die von seinen
Unternehmen oder den Unternehmen
eines anderen Unterzeichners erzielt
werden, vermieden werden soll.

Liegen Maßnahmen vor, die mit
den Bestimmungen von lit. e) unver-
einbar sind, und hindern größere
praktische Schwierigkeiten den be-
troffenen Unterzeichner daran, diese
Maßnahmen innerhalb kürzester Frist
mit dem Übereinkommen in Einklang
zu bringen, so prüft der betroffene
Unterzeichner unbeschadet der Rechte
der anderen Unterzeichner aus dem
Allgemeinen Abkommen oder aus
diesem Übereinkommen, auf welche
Weise sich diese Maßnahmen inner-
halb einer angemessenen Frist mit
diesem Übereinkommen in Einklang
bringen lassen.

In diesem Zusammenhang hat die
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft
erklärt, daß Irland beabsichtigt, sein
durch den Corporation Tax Act von
1976 geschaffenes System der steuer-
lichen Begünstigung von Ausfuhren
am 1. Jänner 1981 abzuschaffen,
dennoch aber seinen während der
Geltungsdauer dieses Systems ein-
gegangenen rechtsverbindlichen Ver-
pflichtungen auch in Zukunft nachzu-
kommen.

3) Lit. h) findet auf Mehrwert-
steuersysteme und an deren Stelle
bestehenden steuerlichen Grenzaus-
gleich keine Anwendung; das Pro-
blem der Übererstattung von Mehr-
wertsteuern wird ausschließlich durch
lit. g) geregelt.

4) Die Unterzeichner sind sich
darin einig, daß diese lit. in keinem
Punkt die Beratungen der vom Rat
des GATT am 6. Juni 1978 einge-
setzten Sondergruppe (C/M/126) be-
rührt oder beeinflußt.

5) Für die Feststellung, ob die
Prämiensätze, Kosten und Verluste
von Versicherungsprogrammen lang-
fristig angemessen sind, werden . im
Prinzip nur solche Verträge berück-
sichtigt, die nach dem Inkrafttreten
dieses Übereinkommens abgeschlossen
wurden.

6) Ein „ursprünglicher Unterzeich-
ner dieses Übereinkommens" ist ein
Unterzeichner, der dem Überein-
kommen am 30. Juni 1979 oder
früher ad referendum beitritt.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifika-
tionsurkunde wurde am 28. Mai 1980 hinterlegt; das Vertragswerk ist gemäß Art. 19 Z. 4 des Über-
einkommens für Österreich am 27. Juni 1980 in Kraft getreten.

Kreisky
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327.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages, dessen Art. 4 Abs. 1 lit. ii, Art. 6 Abs. 5 und
Art. 14 Abs. 1 verfassungsändernd sind, wird genehmigt.

(Übersetzung)

ÜBEREINKOMMEN
zur Durchführung von Arti-
kel VI des Allgemeinen
Zoll- und Handelsabkom-

mens

Die Vertragsparteien dieses
Übereinkommens (im folgenden
„die Vertragsparteien" genannt)

IN DER ERKENNTNIS, daß
die Methoden der Dumping-
abwehr den internationalen Han-
del nicht ungerechtfertigt be-
hindern sollten, und daß Anti-
dumpingzölle nur dann zum
Schutz gegen Dumping erhoben
werden dürfen, wenn dieses
Dumping eine bedeutende Schä-
digung eines bestehenden Wirt-
schaftszweiges verursacht oder
zu verursachen droht oder wenn
es die Errichtung eines Wirt-
schaftszweiges erheblich verzö-
gert;

IN DER ERWÄGUNG, daß
es wünschenswert ist, gerechte
und offene Verfahrensregeln als
Grundlage für eine vollständige
Untersuchung von Dumping-
fällen vorzusehen;

IN ANBETRACHT der be-
sonderen Handels-, Entwick-
lungs- und Finanzbedürfnisse
der Entwicklungsländer;

IN DEM WUNSCH, Arti-
kel VI des Allgemeinen Zoll-
und Handelsabkommens (im fol-
genden „Allgemeines Abkom-
men" oder „GATT" genannt)
auszulegen und Vorschriften für
seine Anwendung auszuarbeiten,
um eine größere Einheitlichkeit
und Rechtssicherheit bei seiner
Durchführung zu erreichen; und

IN DEM WUNSCH, Streitig-
keiten, die sich aus die-
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sem Übereinkommen ergeben,
schnell, wirksam und gerecht
beizulegen —

KOMMEN wie folgt ÜBER-
EIN:

TEIL I

ANTIDUMPING-KODEX

Artikel 1

Grundsätze

Die Erhebung eines Anti-
dumpingzolls ist eine Maßnahme,
die nur unter den in Artikel VI
des Allgemeinen Abkommens
vorgesehenen Umständen und
aufgrund von Untersuchungen
getroffen werden darf, die gemäß
den Bestimmungen dieses Kodex
eingeleitet 1) und durchgeführt
wurden. Die folgenden Bestim-
mungen regeln die Anwendung
des Artikels VI des Allgemeinen
Abkommens in den Fällen, in
denen Maßnahmen aufgrund von
Antidumpinggesetzen oder ver-
ordnungen getroffen werden.

Artikel 2

Feststellung des Dumpings

1. Im Sinne dieses Kodex gilt
eine Ware als Gegenstand eines
Dumpings, das heißt, als unter
ihrem normalen Wert auf den
Markt eines Einfuhrlandes ge-
bracht, wenn ihr Ausfuhrpreis
im Handelsverkehr von einem
Land in ein anderes niedriger
ist als der vergleichbare Preis
einer zum Verbrauch im Aus-
fuhrland bestimmten gleicharti-
gen Ware im normalen Handels-
verkehr.

1) Der Begriff „eingeleitet" bezeich-
net nachstehend die verfahrensmäßigen
Schritte, durch die eine Vertragspartei
eine Untersuchung nach Artikel 6
Absatz 6 formell beginnt.
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2. In diesem Kodex ist unter
dem Begriff „gleichartige Ware"
("like product", "produit simi-
laire") eine Ware zu verstehen,
die mit der betreffenden Ware
identisch ist, das heißt, ihr in
jeder Hinsicht gleicht, oder in
Ermangelung einer solchen Ware
eine andere Ware, die zwar der
betreffenden Ware nicht in jeder
Hinsicht gleicht, aber charakte-
ristische Merkmale aufweist, die
denen der betreffenden Ware
sehr ähnlich sind.

3. Werden Waren nicht un-
mittelbar aus dem Ursprungs-
land eingeführt, sondern aus
einem Drittland in das Einfuhr-
land ausgeführt, so wird der
Preis, zu dem diese Waren vom
Ausfuhrland in das Einfuhrland
verkauft werden, in der Regel
mit dem vergleichbaren Preis
im Ausfuhrland verglichen. Es
kann jedoch auch ein Vergleich
mit dem Preis im Ursprungsland
angestellt werden, zum Beispiel
wenn die Waren durch das
Ausfuhrland nur durchgeführt
oder im Ausfuhrland nicht her-
gestellt werden oder wenn es
dort keinen vergleichbaren Preis
für sie gibt.

4. Werden gleichartige Waren
auf dem Inlandsmarkt des Aus-
fuhrlandes nicht im. normalen
Handelsverkehr verkauft oder
lassen solche Verkäufe wegen der
besonderen Marktlage keinen
passenden Vergleich zu, so wird
die Dumpingspanne entweder
durch Vergleich mit einem ver-
gleichbaren Preis der in ein
Drittland ausgeführten gleich-
artigen Ware bestimmt, wobei
dieser Preis der höchste Aus-
fuhrpreis sein kann, aber ein
repräsentativer Preis sein sollte,
oder durch Vergleich mit den
Herstellungskosten im Ur-
sprungsland zuzüglich eines an-
gemessenen Betrages für Ver-
waltungs-, Verkaufs- und son-
stige Kosten sowie für den
Gewinn. In der Regel darf der
Gewinnaufschlag nicht den Ge-
winn übersteigen, der üblicher-
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weise bei Verkäufen von Waren
der gleichen allgemeinen Art
auf dem Inlandsmarkt des Ur-
sprungslandes erzielt wird.

5. Liegt kein Ausfuhrpreis vor
oder sind die zuständigen Be-
hörden 2) der Ansicht, daß der
Ausfuhrpreis wegen einer ge-
schäftlichen Verbindung oder
einer Ausgleichsvereinbarung
zwischen dem Exporteur und
dem Importeur oder einem Drit-
ten keinen zuverlässigen Preis-
vergleich gestattet, so kann der
Ausfuhrpreis auf der Grundlage
des Preises errechnet werden,
zu dem die eingeführten Waren
erstmals an einen unabhängigen
Käufer weiterverkauft werden,
oder, wenn die Waren nicht an
einen unabhängigen Käufer oder
nicht in dem Zustand weiter-
verkauft werden, in dem sie
eingeführt wurden, auf einer
von den Behörden festzusetzen-
den angemessenen Grundlage.

6. Um den Ausfuhrpreis mit
dem Inlandspreis des Ausfuhr-
landes (oder des Ursprungs-
landes) oder gegebenenfalls mit
dem nach Artikel VI Absatz 1 b)
des Allgemeinen Abkommens
festgesetzten Preis richtig ver-
gleichen zu können, werden
beide Preise auf der gleichen
Handelsstufe miteinander ver-
glichen, und zwar grundsätzlich
auf der Stufe ab Werk und unter
Zugrundelegung von Verkäufen,
die zu möglichst nahe beieinan-
derliegenden Zeitpunkten vor-
genommen wurden. Die Unter-
schiede in den Verkaufsbedin-
gungen, in der Besteuerung und
in den sonstigen die Vergleich-
barkeit der Preise beeinflussen-
den Umständen werden jedesmal
nach der Lage des Falles ge-
bührend berücksichtigt. In den
im Absatz 5 genannten Fällen
sollten auch zwischen Einfuhr
und Weiterverkauf entstandene
Kosten, einschließlich Zölle und
Steuern, sowie anfallende Ge-
winne berücksichtigt werden.

2) In diesem Kodex sind unter
„Behörden" solche auf angemessen
höherer Ebene zu verstehen.



2418 128. Stück — Ausgegeben am 24. Juli 1980 — Nr. 327

7. Dieser Artikel gilt unbe-
schadet der in Anlage I zum
Allgemeinen Abkommen ent-
haltenen zweiten ergänzenden
Bestimmung zu dessen Artikel VI
Absatz 1.

Artikel 3

Feststellung der Schädi-
gung 3)

1. Die Feststellung, daß eine
Schädigung im Sinne des Arti-
kels VI des Allgemeinen Ab-
kommens vorliegt, wird auf
positive Beweise gestützt und
erfordert eine objektive Prüfung
a) des Umfanges der Dumping-
einfuhren und ihrer Auswirkung
auf die Preise gleichartiger Waren
auf dem Inlandsmarkt und b)
der Folgen der Einfuhren für die
inländischen Erzeuger dieser Wa-
ren.

2. Bezüglich des Umfanges der
Dumpingeinfuhren prüfen die
untersuchenden Behörden, ob
eine erhebliche Erhöhung dieser
Einfuhren entweder absolut oder
im Verhältnis zur Erzeugung
oder zum Verbrauch im Ein-
fuhrland stattgefunden hat. Be-
züglich der Auswirkung der
Dumpingeinfuhren auf die Preise
prüfen die untersuchenden Be-
hörden, ob eine erhebliche Preis-
unterschreitung dutch die Dum-
pingeinfuhren im Vergleich zum
Preis einer gleichartigen Ware
des Einfuhrlandes eingetreten
ist oder ob diese Einfuhren in
anderer Form einen erheblichen
Druck auf die Preise bewirken
oder wesentlich zur Verhinde-
rung von Preiserhöhungen bei-
tragen, die sonst eingetreten
wären. Weder eines noch mehrere

3) Soweit nichts anderes bestimmt
ist, bedeutet der Begriff „Schädi-
gung" im Sinne dieses Kodex, daß
ein inländischer Wirtschaftszweig be-
deutend geschädigt wird oder bedeu-
tend geschädigt zu werden droht
oder daß die Errichtung eines inlän-
dischen Wirtschaftszweiges erheblich
verzögert wird, und ist gemäß den
Bestimmungen dieses Artikels auszu-
legen.
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dieser Kriterien sind notwendi-
gerweise für die Beurteilung
maßgebend.

3. Die Prüfung der Auswir-
kungen auf den betroffenen Wirt-
schaftszweig umfaßt eine Be-
urteilung aller relevanten Wirt-
schaftsfaktoren und -indizes, die
die Lage dieses Wirtschafts-
zweiges beeinflussen, wie tat-
sächliche und potentielle Ver-
ringerung der Erzeugung, des
Absatzes, des Marktanteils, der
Gewinne, der Produktivität, der
Investitionserträge oder der Ka-
pazitätsauslastung; Faktoren, die
die inländischen Preise beein-
flussen; tatsächliche und poten-
tielle negative Auswirkungen auf
Cash-flow, Lagerhaltung, Be-
schäftigung, Löhne, Wachstum,
Investirions- und Kapitalbeschaf-
fungsmöglichkeiten. Diese Liste
ist nicht erschöpfend, und weder
eines noch mehrere dieser Kri-
terien sind notwendigerweise für
die Entscheidung ausschlagge-
bend.

4. Es muß nachgewiesen wer-
den, daß die Dumpingeinfuhren
durch die Auswirkungen 4) des
Dumpings eine Schädigung im
Sinne dieses Kodex verursachen.
Es kann andere Faktoren 5) ge-
ben, die gleichzeitig den Wirt-
schaftszweig schädigen, und die
Schädigungen, die durch andere
Faktoren verursacht werden, dür-
fen nicht den Dumpingeinfuhren
zur Last gelegt werden.

4) Gemäß Absatz 2 und 3.

5) Zu diesen Faktoten gehören
unter anderem Umfang und Preise
der nicht zu Dumpingpreisen erfol-
genden Einfuhren, Rückgang der
Nachfrage oder Änderungen in den
Verbrauchsgewohnheiten, restriktive
Handelspraktiken der inländischen und
ausländischen Erzeuger und Wett-
bewerb zwischen inländischen und
ausländischen Erzeugern, Entwicklung
in der Technologie und Ausruhrlei-
stung und Produktivität des inländi-
schen Wirtschaftszweiges.

231
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5. Die Auswirkung der Dum-
pingeinfuhren wird in bezug
auf die inländische Erzeugung
der gleichartigen Ware bewertet,
wenn die verfügbaren Unter-
lagen eine Abgrenzung dieser
Produktion anhand von Krite-
rien, wie Produktionsverfahren,
Produktionsleistung oder Ge-
winn, erlauben. Läßt sich die
inländische Erzeugung der gleich-
artigen Ware nicht nach diesen
Kriterien abgrenzen, so wird die
Auswirkung der Dumpingein-
fuhren an ihrem Einfluß auf
die Erzeugung der kleinsten,
die gleichartige Ware mitein-
schließenden Gruppe oder Reihe
von Waren gemessen, für die
die erforderlichen Angaben er-
hältlich sind.

6. Die Feststellung, daß eine
Schädigung droht, muß auf Tat-
sachen und nicht lediglich auf
Behauptungen, Vermutungen
oder entfernten Möglichkeiten
beruhen. Das Eintreten von
Umständen, unter denen das
Dumping eine Schädigung ver-
ursachen würde, muß klar vor-
auszusehen sein und unmittelbar
bevorstehen 6).

7. In den Fällen, in denen
Dumpingeinfuhren eine Schä-
digung zu verursachen drohen,
ist die Frage der Anwendung
von Antidumpingmaßnahmen
mit besonderer Sorgfalt zu unter-
suchen und zu entscheiden.

Artikel 4

Bestimmung des Begriffes
„Wirtschaftszweig"

1. Bei der Feststellung einer
Schädigung bezeichnet der Be-
griff „inländischer Wirtschafts-
zweig" alle inländischen Erzeu-
ger gleichartiger Waren oder
diejenigen unter ihnen, deren
Erzeugung insgesamt einen er-
heblichen Anteil an der gesamten

6) Ein Beispiel, wenn auch kein
entscheidendes, ist gegeben, wenn
überzeugende Gründe für die Annahme
bestehen, daß in unmittelbarer Zukunft
die Einfuhren der betreffenden Ware
zu Dumpingpreisen erheblich zuneh-
men werden.
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Inlandsproduktdon dieser Ware
ausmacht; dabei gilt jedoch fol-
gendes :

i) sind Erzeuger mit den
Exporteuren oder Impor-
teuren geschäftlich verbun-
den 7) oder selbst Impor-
teur der Ware, die angeb-
lich Gegenstand eines
Dumpings ist, so ist es
zulässig, unter dem Begriff
„Wirtschaftszweig" nur die
übrigen Erzeuger zu ver-
stehen;

ii) unter außergewöhnlichen
Umständen kann das Ge-
biet einer Vertragspartei
hinsichtlich der betreffen-
den Erzeugung in zwei
oder mehrere Wettbewerbs-
märkte eingeteilt und kön-
nen die Erzeuger in jedem
einzelnen Markt als ein
eigener Wirtschaftszweig
angesehen werden, wenn
a) die Erzeuger in einem
solchen Markt die Gesamt-
heit oder fast die Gesamt-
heit ihrer Erzeugung der
betreffenden Ware auf die-
sem Markt absetzen und
b) die Nachfrage auf diesem
Markt nicht zu einem we-
sentlichen Teil von Er-
zeugern der betreffenden
Ware gedeckt wird, die
ihren Standort in einem
anderen Teil des Gebietes
haben. Unter diesen Um-
ständen kann die Fest-
stellung einer Schädigung
sogar getroffen werden,
wenn ein wesentlicher Teil
des gesamten inländischen
Wirtschaftszweiges nicht
geschädigt wird, sofern es
zu einer Konzentration von
Dumpingeinfuhren in einem
solchen isolierten Markt
kommt und sofern die
Dumpingeinfuhren eine
Schädigung der Erzeuger
der gesamten oder fast
der gesamten Erzeugung
in einem solchen Markt
verursachen.

7) Die Vertragsparteien sollten sich
auf eine einheitliche Auslegung des
Begriffes „geschäftlich verbunden",
wie er in diesem Übereinkommen
verwendet wird, einigen.
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2. Werden die Erzeuger eines
bestimmten Gebietes, das heißt
eines Marktes im Sinne des
Absatzes 1 ii), als eigener Wirt-
schaftszweig angesehen, so wer-
den Antidumpingzölle nur auf
die zum Endverbrauch in diesem
Gebiet bestimmten Waren er-
hoben 8). Ist nach den verfas-
sungsrechtlichen Bestimmungen
des Einfuhrlandes die Erhebung
von Antidumpingzöllen auf die-
ser Grundlage nicht zulässig,
so darf die einführende Ver-
tragspartei Antidumpingzölle
ohne Beschränkung nur erheben,
wenn 1. den Exporteuren Ge-
legenheit gegeben worden ist,
die Ausfuhren zu Dumping-
preisen in das betreffende Gebiet
einzustellen oder Zusicherungen
nach Artikel 7 abzugeben, und
derartige Zusicherungen nicht
innerhalb kürzester Frist und
in ausreichender Form erfolgt
sind, und 2. wenn diese Zölle
nicht allein auf Waren bestimm-
ter Produzenten, die das betref-
fende Gebiet beliefern, erhoben
werden können.

3. Haben zwei oder mehr Län-
der im Rahmen des Artikels
XXIV Absatz 8 a) des Allge-
meinen Abkommens einen sol-
chen Integrationsgrad erreicht,
daß sie die Merkmale eines
einzigen einheitlichen Marktes
aufweisen, so gelten die Produ-
zenten des gesamten Integra-
tionsgebietes als Wirtschafts-
zweig im Sinne des Absatzes 1.

4. Artikel 3 Absatz 5 findet
auf diesen Artikel Anwendung.

Artikel 5

Einleitung des Verfahrens
und anschließende Prüfung

1. Eine Untersuchung zur Fest-
stellung des Vorliegens, des

8) In diesem Kodex bedeutet der
Ausdruck „erheben" die endgültige
oder abschließende Festsetzung oder
Einhebung eines Zolles oder einer
Abgabe.
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Ausmaßes und der Auswirkung
eines behaupteten Dumpings
wird normalerweise aufgrund
eines schriftlichen Antrages ein-
geleitet, der von dem betroffenen
Wirtschaftszweig 9) oder in sei-
nem Namen gestellt wird. Der
Antrag muß ausreichende Be-
weismittel für das Vorliegen a)
eines Dumpings, b) einer Schä-
digung im Sinne des Artikels VI
des Allgemeinen Abkommens in
der Auslegung durch diesen
Kodex und c) eines Kausal-
zusammenhanges zwischen den
Dumpingeinfuhren und der be-
haupteten Schädigung enthalten.
Beschließen unter besonderen
Umständen die betreffenden Be-
hörden, eine Untersuchung ein-
zuleiten, ohne daß ein solcher
Antrag gestellt worden ist, so
führen sie diese nur dann durch,
wenn sie genügend Beweise zu
allen unter a) bis c) genannten
Punkten haben.

2. Bei der Einleitung und im
Verlauf einer Untersuchung soll-
ten die Beweismittel für das
Dumping und die dadurch ver-
ursachte Schädigung gleichzeitig
geprüft werden. In jedem Fall
sind die Beweismittel für das
Vorliegen eines Dumpings und
einer Schädigung gleichzeitig zu
prüfen a) bei der Entscheidung
über die Einleitung einer Unter-
suchung und b) danach im
Verlauf der Untersuchung, be-
ginnend in einem Zeitpunkt,
der nicht nach dem frühesten
Zeitpunkt liegen darf, von dem
an gemäß diesem Kodex vor-
läufige Maßnahmen angewendet
werden dürfen, ausgenommen
in den im Artikel 10 Absatz 3
vorgesehenen Fällen, in denen
die Behörden dem Antrag der
Exporteure stattgeben.

3. Sind die zuständigen Be-
hörden überzeugt, daß die Be-
weise für das Dumping oder
für die Schädigung nicht aus-
reichen, um die Fortsetzung
des Verfahrens zu rechtfertigen,
so wird der Antrag umgehend
abgewiesen und die Unter-
suchung umgehend eingestellt.

9) Wie im Artikel 4 definiert.
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Ist die Dumpingspanne oder
der Umfang der tatsächlichen
oder möglichen Dumpingein-
fuhren oder die Schädigung
geringfügig, so sollte die Unter-
suchung umgehend eingestellt
werden.

4. Ein Antidumpingverfahren
steht der Zollabfertigung nicht
entgegen.

5. Wenn keine besonderen Um-
stände eintreten, werden Unter-
suchungen innerhalb eines Jahres
nach ihrer Einleitung abgeschlos-
sen.

Artikel 6

Beweise

1. Ausländische Lieferer und
alle anderen interessierten Par-
teien erhalten ausreichend Ge-
legenheit, schriftlich alle Beweis-
mittel vorzulegen, deren Ver-
wendung in der anhängigen
Antidumping-Untersuchung sie
für zweckdienlich halten. Sie
haben auch Anspruch darauf,
sofern besondere Gründe dies
rechtfertigen, ihre Beweismittel
mündlich vorzubringen.

2. Die betreffenden Behörden
geben dem Antragsteller, den
bekanntermaßen betroffenen Im-
porteuren und Exporteuren so-
wie den Regierungen der Aus-
fuhrländer Gelegenheit, alle für
die Darlegung ihres Standpunk-
tes erheblichen Unterlagen ein-
zusehen, die von den Behörden
in einer Antidumping-Untersu-
chung verwendet werden und
nicht im Sinne des Absatzes 3
vertraulich sind, sowie aufgrund
dieser Unterlagen Stellungnah-
men vorzubereiten.

3. Alle Auskünfte, die ihrer
Natur nach vertraulich sind (bei-
spielsweise weil ihre Preisgabe
einem Konkurrenten erhebliche
Wettbewerbsvorteile verschaffen
würde oder für den Auskunft-
geber oder die Person, von der
er die Auskünfte erhalten hat,
von erheblichem Nachteil wäre)
oder von den Parteien für eine
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Antidumping-Untersuchung ver-
traulich zur Verfügung gestellt
werden, sind bei entsprechender
Begründung von den unter-
suchenden Behörden vertraulich
zu behandeln. Diese Auskünfte
dürfen nicht ohne die ausdrück-
liche Genehmigung der Partei,
die sie erteilt hat, preisgegeben
werden 10). Parteien, die ver-
trauliche Auskünfte erteilen,
können ersucht werden, eine
nichtvertrauliche Zusammenfas-
sung dieser Auskünfte zur Ver-
fügung zu stellen. Erklären diese
Parteien, daß sich die Auskünfte
nicht für eine Zusammenfassung
eignen, so sind die Gründe
anzugeben, die eine Zusammen-
fassung unmöglich machen.

4. Ist jedoch nach Ansicht der
betreffenden Behörden ein An-
trag auf vertrauliche Behandlung
nicht gerechtfertigt und ist der
Auskunftgeber weder bereit, die
Angaben bekanntzugeben noch
ihrer Bekanntgabe in großen
Zügen oder in gekürzter Form
zuzustimmen, so können die
Behörden diese Angaben unbe-
rücksichtigt lassen, sofern ihnen
nicht aus geeigneter Quelle über-
zeugend nachgewiesen wird, daß
sie zutreffen 11).

5. Zur Nachprüfung oder Er-
gänzung der erhaltenen An-
gaben können die Behörden
erforderlichenfalls in anderen
Ländern Untersuchungen anstel-
len, vorausgesetzt, daß sie die
Zustimmung der betroffenen
Unternehmen erhalten, die Ver-
treter der Regierung des betrof-
fenen Landes offiziell unterrich-
ten und diese keine Einwendun-
gen gegen die Untersuchung
erheben.

6. Sind die zuständigen Behör-
den davon überzeugt, daß die

10) Die Vertragsparteien sind sich
bewußt, daß im Gebiet gewisser Ver-
tragsparteien die Preisgabe aufgrund
von enggefaßten Schutzbestimmungen
verlangt werden kann.

11) Die Vertragsparteien sind sich
darüber einig, daß Ersuchen um ver-
trauliche Behandlung von Auskünften
nicht willkürlich abgelehnt werden
sollten.
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Beweismittel ausreichen, um die
Einleitung einer Antidumping-
Untersuchung nach Artikel 5
zu rechtfertigen, so erhalten
die Vertragsparteien, deren Wa-
ren Gegenstand einer solchen
Untersuchung sind, und die
Importeure und Exporteure, von
denen den untersuchenden Be-
hörden bekannt ist, daß sie an
der Untersuchung interessiert
sind, sowie die Beschwerdefüh-
rer eine Mitteilung, und es
wird eine Bekanntmachung ver-
öffentlicht.

7. Während der Antidumping-
Untersuchung haben alle Par-
teien uneingeschränkt Gelegen-
heit, ihre Interessen zu verteidi-
gen. Zu diesem Zweck geben
die zuständigen Behörden allen
unmittelbar interessierten Par-
teien auf Antrag Gelegenheit,
mit den Parteien zusammen-
zutreffen, die entgegengesetzte
Interessen vertreten, damit
widersprechende Ansichten ge-
äußert und Gegenargumente vor-
gebracht werden können. Dabei
ist der notwendigen Vertrau-
lichkeit und den praktischen
Bedürfnissen der Parteien Rech-
nung zu tragen. Eine Partei ist
nicht verpflichtet, an einer sol-
chen Zusammenkunft teilzuneh-
men, und ihre Abwesenheit ist
ihrer Sache nicht abträglich.

8. Verweigert eine interessierte
Partei den Zugang zu erforder-
lichen Angaben oder stellt sie
erforderliche Angaben nicht in-
nerhalb eines angemessenen Zeit-
raums zur Verfügung oder be-
hindert sie erheblich das Ver-
fahren, so können vorläufige
und endgültige Feststellungen 12)
bejahender oder verneinender
Art aufgrund der verfügbaren
Tatsachen getroffen werden.

9. Die Bestimmungen dieses
Artikels sollen die Behörden
einer Vertragspartei nicht daran

12) Wegen der unterschiedlichen
Ausdrücke, die im Rahmen unter-
schiedlicher Systeme in einzelnen
Ländern verwendet werden, wird der
Ausdruck „Feststellung" („finding")
nachstehend in der Bedeutung von
formelle Entscheidung oder formelle
Feststellung gebraucht.
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hindern, gemäß den einschlägi-
gen Bestimmungen dieses Kodex,
ohne Verzögerung Untersuchun-
gen einzuleiten, vorläufige oder
endgültige Feststellungen beja-
hender oder verneinender Art
zu treffen oder vorläufige oder
endgültige Maßnahmen anzu-
wenden.

Artikel 7

Verpflichtungen bezüglich
der Preise

1. Ein Verfahren kann 13) ohne
Anwendung von vorläufigen
Maßnahmen oder Antidumping-
zöllen ausgesetzt oder beendet
werden, wenn sich der Expor-
teur freiwillig und in zufrieden-
stellender Form verpflichtet, sei-
ne Preise zu ändern odes die
Ausfuhr zu Dumpingpreisen in
das betreffende Gebiet zu unter-
lassen, sodaß die untersuchenden
Behörden überzeugt sind, daß
die schädigende Auswirkung des
Dumpings beseitigt ist. Preis-
erhöhungen aufgrund solches
Verpflichtungen dürfen nur so
hoch sein, wie dies zum Aus-
gleich der Dumpingspanne not-
wendig ist.

2. Preisverpflichtungen dürfen
von den Exporteuren weder
verlangt noch angenommen wer-
den, sofern die Behörden des
Einfuhrlandes nicht eine Unter-
suchung gemäß Artikel 5 dieses
Kodex eingeleitet haben. Ange-
botene Verpflichtungen brauchen
nicht angenommen zu werden,
wenn die Behörden die Annahme
für schwer durchführbar halten,
zum Beispiel wenn die Zahl
der tatsächlichen oder möglichen
Exporteure zu groß ist, oder
wenn andere Gründe dagegen-
sprechen.

3. Werden Verpflichtungen an-
genommen, so ist die Unter-
suchung der Schädigung trotz-
dem abzuschließen, wenn der

13) Das Wort „kann" ist nicht so
auszulegen, daß eine Fortsetzung des
Verfahrens bei gleichzeitiger Erfüllung
von Preisverpflichtungen gestattet ist;
ausgenommen sind Fälle, in denen
Absatz 3 gilt.
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Exporteur dies wünscht oder
die Behörden dies beschließen.
Wird in einem solchen Fall
festgestellt, daß keine Schädi-
gung vorliegt oder droht, so
wird die Verpflichtung auto-
matisch hinfällig, sofern nicht
die Feststellung, daß keine Schä-
digung droht, weitgehend auf
das Bestehen einer Preisver-
pflichtung zurückzuführen ist;
in solchen Fällen können die
betreffenden Behörden verlan-
gen, daß eine Verpflichtung über
einen angemessenen Zeitraum
im Einklang mit diesem Kodex
aufrechterhalten wird.

4. Preisverpflichtungen können
von den Behörden des Einfuhr-
landes vorgeschlagen werden,
aber kein Exporteur ist gezwun-
gen, eine solche Verpflichtung
einzugehen. Die Tatsache, daß
die Exporteure solche Verpflich-
tungen nicht anbieten oder einer
Aufforderung zu solchen Ver-
pflichtungen nicht nachkommen,
darf sich nicht nachteilig auf
die Prüfung des Falls auswirken.
Den Behörden steht es jedoch
frei, festzustellen, daß eine dro-
hende Schädigung eher ein-
treten wird, wenn die Dumping-
einfuhren andauern.

5. Die Behörden eines Ein-
fuhrlandes können von jedem
Exporteur, dessen Verpflichtun-
gen sie angenommen haben,
verlangen, daß er regelmäßig
Angaben über die Erfüllung
dieser Verpflichtungen macht
und die Nachprüfung sachdien-
licher Daten zuläßt. Bei Nicht-
erfüllung der Verpflichtungen
können die Behörden des Ein-
fuhrlandes aufgrund dieses
Kodex und in Übereinstimmung
mit seinen Bestimmungen ohne
Verzögerung Maßnahmen tref-
fen, die in der umgehenden
Anwendung von vorläufigen
Maßnahmen auf der Grundlage
der besten zur Verfügung ste-
henden Angaben bestehen kön-
nen. In solchen Fällen können
gemäß diesem Kodex auf Waren,
die nicht mehr als 90 Tage vor
Anwendung solcher vorläufigen
Maßnahmen zum freien Verkehr
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abgefertigt worden sind, end-
gültige Zölle erhoben werden;
die rückwirkende Zollfestsetzung
gilt jedoch nicht für Einfuhren,
die vor der Nichterfüllung der
Verpflichtung abgefertigt wor-
den sind.

6. Die Dauer der Verpflich-
tungen darf die nach diesem
Kodex mögliche Dauer der Er-
hebung von Antidumpingzöllen
nicht überschreiten. Die Be-
hörden eines Einfuhrlandes über-
prüfen die Notwendigkeit der
Aufrechterhaltung einer Preis-
verpflichtung gegebenenfalls von
sich aus oder auf Antrag interes-
sierter Importeure oder Expor-
teure der betreffenden Ware,
wenn diese den Nachweis für
die Notwendigkeit einer Über-
prüfung erbringen.

7. Jede Aussetzung oder Be-
endigung einer Antidumping-
Untersuchung nach Absatz 1
und jede Beendigung einer Ver-
pflichtung wird offiziell noti-
fiziert und muß veröffentlicht
werden. Solche Bekanntmachun-
gen enthalten zumindest die
wesentlichen Schlußfolgerungen
und eine Zusammenfassung der
Gründe.

Artikel 8

Festsetzung und Erhebung
von Antidumpingzöllen

1. Die Entscheidung darüber,
ob beim Vorliegen aller Vor-
aussetzungen ein Antidumping-
zoll festgesetzt werden soll und
ob ein solcher in voller Höhe
der Dumpingspanne oder nied-
riger festzusetzen ist, obliegt
den Behörden des Einfuhrlandes
oder Einfuhrzollgebiets. Es ist
wünschenswert, daß in allen
Ländern oder Zollgebieten, die
Vertragsparteien dieses Überein-
kommens sind, die Festsetzung
fakultativ und der Zoll niedriger
als die Dumpingspanne ist, wenn
dieser niedrigere Zoll ausreicht,
um die Schädigung des inlän-
dischen Wirtschaftszweiges zu
beseitigen.
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2. Der für eine Ware festge-
setzte Antidumpingzoll wird in
der jedem Einzelfall angemesse-
nen Höhe ohne Diskriminierung
auf alle Einfuhren dieser Ware,
gleich welcher Herkunft, er-
hoben, sofern festgestellt wird,
daß sie Gegenstand eines Dum-
pings sind und eine Schädigung
verursachen, ausgenommen Ein-
fuhren aus solchen Quellen, von
denen aufgrund der Bestimmun-
gen dieses Kodex Verpflichtun-
gen bezüglich der Preise ange-
nommen worden sind. Die Be-
hörden nennen den oder die
Lieferer der betreffenden Ware.
Sind jedoch mehrere Lieferer
desselben Landes betroffen und
ist es aus praktischen Gründen
nicht möglich, alle Lieferer zu
nennen, so können die Behörden
das Lieferland nennen. Sind
mehrere Lieferer aus mehreren
Ländern betroffen, so können
die Behörden entweder alle be-
troffenen Lieferer oder, wenn
dies aus praktischen Gründen
nicht möglich ist, alle beteiligten
Lieferländer nennen.

3. Der Betrag des Antidum-
pingzolles darf die nach Arti-
kel 2 festgestellte Dumping-
spanne nicht überschreiten. Wird
nach Anwendung des Anti-
dumpingzolles festgestellt, daß
der erhobene Zoll die tatsäch-
liche Dumpingspanne überschrei-
tet, so wird der die Spanne
überschreitende Teil des Zoll-
beträges so rasch wie möglich
erstattet.

4. Im Rahmen eines Basis-
preissystems gelten die folgenden
Regeln, sofern ihre Anwendung
mit den sonstigen Bestimmungen
dieses Kodex vereinbar ist.

Sind mehrere Lieferer aus
einem oder mehreren Ländern
betroffen, so können hinsichtlich
der aus diesem Land oder diesen
Ländern erfolgenden Einfuhren
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der betreffenden Ware, von, der
festgestellt wurde, daß sie Ge-
genstand eines Dumpings ist
und eine Schädigung verursacht,
Antidumpingzölle festgesetzt
werden; der Zoll hat dem Betrag
zu entsprechen, um den der
Ausfuhrpreis unter dem zu die-
sem Zweck festgesetzten Basis-
preis liegt, der nicht höher sein
darf als der niedrigste normale
Preis in dem oder den Liefer-
ländern, in denen normale Wett-
bewerbsbedingungen herrschen.
Für Waren, die unter diesem
bereits festgesetzten Basispreis
verkauft werden, wird in jedem,
Einzelfall eine neue Antidum-
ping-Untersuchung durchge-
führt, wenn die interessierten
Parteien es beantragen und der
Antrag sich auf einschlägige
Beweismittel stützt. In den Fäl-
len, in denen kein Dumping
festgestellt wird, weiden die
erhobenen Antidumpingzölle so
rasch wie möglich rückerstattet.
Kann festgestellt werden, daß
der erhobene Zoll die tatsäch-
liche Dumpingspanne überschrei-
tet, so wird der die Spanne
überschreitende Teil des Zoll-
betrages ebenfalls so rasch wie
möglich rückerstattet.

5. Jede vorläufige oder end-
gültige Feststellung bejahender
oder verneinender Art sowie
die Aufhebung einer Feststel-
lung wird bekanntgemacht.
Bei einer bejahenden Feststellung
enthält die Bekanntmachung die
Feststellungen und Schlußfolge-
rungen in. bezug auf alle von
den untersuchenden Behörden
als erheblich erachteten Sach-
und Rechtsfragen sowie die
Gründe und Grundlagen dafür.
Bei einer ablehnenden Feststellung
enthält die Bekanntmachung zu-
mindest die wesentlichen Schluß-
folgerungen und eine Zusam-
menfassung der Gründe. Alle
Bekanntmachungen von Feststel-
lungen werden der oder den
Vertragsparteien, deren Waren
Gegenstand der Feststellung sind,
und den Exporteuren, von denen
bekannt ist, daß sie daran interes-
siert sind, übermittelt.
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Artikel 9

Geltungsdauer von Anti-
dumpingzöllen

1. Ein Antidumpingzoll bleibt
nur so lange und nur in dem
Umfang in Kraft, wie dies
notwendig ist, um das schädi-
gende Dumping unwirksam zu
machen.

2. Die untersuchenden Behör-
den überprüfen gegebenenfalls
die Notwendigkeit der weiteren
Erhebung eines Zolles von sich
aus oder auf Antrag der interes-
sierten Parteien, wenn diese den
Nachweis für die Notwendigkeit
einer Überprüfung erbringen.

Artikel 10

Vorläufige Maßnahmen

1. Vorläufige Maßnahmen dür-
fen nur getroffen werden, wenn
eine bejahende vorläufige Fest-
stellung ergeben hat, daß ein
Dumping vorliegt und im Sinne
des Artikels 5 Absatz 1 a) bis c)
eine Schädigung hinreichend be-
wiesen ist. Vorläufige Maßnah-
men dürfen nur angewendet
werden, wenn die zuständigen
Behörden sie für notwendig
halten, um eine Schädigung
während der Dauer des Ver-
fahrens zu verhindern.

2. Vorläufige Maßnahmen kön-
nen darin bestehen, daß ein
vorläufiger Zoll erhoben oder,
was vorzuziehen ist, Sicherheits-
leistung durch Barhinterlegung
oder Bürgschaft in Höhe des
vorläufig geschätzten Antidum-
pingzolles gefordert wird, wobei
die vorläufig geschätzte Dum-
pingspanne nicht überschritten
werden darf. Die Aussetzung
der endgültigen Verzollung ist
eine angemessene vorläufige
Maßnahme, sofern der tarif-
mäßige Zoll und der geschätzte
Betrag des Antidumpingzolles
angegeben werden und die Aus-
setzung der endgültigen Ver-
zollung denselben Bedingungen
unterliegt wie andere vorläufige
Maßnahmen.
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3. Vorläufige Maßnahmen sind
auf einen möglichst kurzen Zeit-
raum zu beschränken; dieser
darf vier Monate oder — wenn
die zuständigen Behörden auf
Antrag von Exporteuren, die
einen wesentlichen Prozentsatz
des betroffenen Handels bestrei-
ten, dies beschließen — sechs
Monate nicht überschreiten.

4. Bei der Anwendung vor-
läufiger Maßnahmen werden die
einschlägigen Bestimmungen des
Artikels 8 befolgt.

Artikel 11

Rückwirkung

1. Antidumpingzölle und vor-
läufige Maßnahmen werden nur
auf Waren angewendet, die nach
dem Zeitpunkt, zu dem die
nach Artikel 8 Absatz 1 bzw.
Artikel 10 Absatz 1 getroffene
Entscheidung in Kraft tritt, zum
freien Verkehr abgefertigt wer-
den; es gilt jedoch folgendes:

i) Wird endgültig festgestellt,
daß eine Schädigung (je-
doch nicht eine drohende
Schädigung oder eine er-
hebliche Verzögerung der
Errichtung eines Wirt-
schaftszweigs) vorliegt,
oder hätten im Falle der
endgültigen Feststellung
einer drohenden Schädi-
gung die Auswirkungen
der Dumpingeinfuhren zur
Feststellung einer Schädi-
gung geführt, wenn die
vorläufigen Maßnahmen
unterblieben wären, so kön-
nen Antidumpingzölle rück-
wirkend für den Zeitraum
erhoben werden, in dem
etwaige vorläufige Maß-
nahmen angewendet wor-
den sind.

Ist der durch endgültige
Entscheidung festgesetzte
Antidumpingzoll höher als
der vorläufig entrichtete
Zoll, so wird der Unter-
schiedsbetrag nicht erho-
ben. Ist der durch end-
gültige Entscheidung fest-
gesetzte Zoll niedriger als
der vorläufig entrichtete
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Zoll oder als der zum
Zweck der Sicherheitslei-
stung geschätzte Betrag,
so wird, je nach Lage des
Falles, der Unterschiedsbe-
trag erstattet oder der Zoll
neu berechnet.

ii) Stellen die Behörden hin-
sichtlich einer Dumping-
ware fest,

a) daß schon früher Dum-
pingeinfuhren eine Schä-
digung verursacht haben
oder daß der Importeur
wußte oder hätte wissen
müssen, daß der Expor-
teur Dumping betreibt
und daß dies eine Schä-
digung verursachen wür-
de, und

b) daß die Schädigung
durch sporadisches
Dumping (massive
Dumpingeinfuhren einer
Ware in einem verhält-
nismäßig kurzen Zeit-
raum) von solchem Aus-
maß verursacht wurde,
daß es zur Verhütung
von Wiederholungen
notwendig erscheint, auf
diese Einfuhren rück-
wirkend einen Antidum-
pingzoll zu erheben,

so kann der Zoll auf Waren
erhoben werden, die inner-
halb von 90 Tagen vor
Anwendung der vorläufi-
gen Maßnahmen zum freien
Verkehr abgefertigt worden
sind.

2. Außer bei Anwendung des
Absatzes 1 darf bei Feststellung
einer drohenden Schädigung
oder einer wesentlichen Verzöge-
rung (ohne daß eine Schädigung
schon eingetreten wäre) ein end-
gültiger Antidumpingzoll erst
ab dem Zeitpunkt der Fest-
stellung einer drohenden Schädi-
gung oder einer wesentlichen
Verzögerung erhoben werden;
während der Anwendungsdauer
der vorläufigen Maßnahmen hin-
terlegte Beträge werden ohne
Verzögerung erstattet oder Bürg-
schaften ohne Verzögerung frei-
gegeben.
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3. Im Falle einer endgültigen
verneinenden Feststellung werden
während der Anwendungsdauer
der vorläufigen Maßnahmen hin-
terlegte Beträge ohne Verzöge-
rung erstattet oder Bürgschaften
ohne Verzögerung freigegeben.

Artikel 12

Antidumpingmaßnahmen
zugunsten eines Dritt-

landes

1. Ein Antrag auf Antidum-
pingmaßnahmen zugunsten eines
Drittlandes wird von den Be-
hörden des die Maßnahmen
beantragenden Drittlandes ge-
stellt.
2. Ein solcher Antrag wird
auf Preisangaben gestützt, aus
denen sich ergibt, daß Dumping-
einfuhren getätigt werden, sowie
auf ins einzelne gehende Anga-
ben darüber, daß das behauptete
Dumping eine Schädigung des
betroffenen Wirtschaftszweiges
im Drittland verursacht. Die
Regierung des Drittlandes ge-
währt den Behörden des Ein-
fuhrlandes jede Unterstützung
bei der Beschaffung aller weiteren
Angaben, die sie für notwendig
halten.

3. Bei der Prüfung eines sol-
chen Antrages berücksichtigen
die Behörden des Einfuhrlandes
die Auswirkungen, die das be-
hauptete Dumping im Drittland
auf den betroffenen Wirtschafts-
zweig insgesamt hat; mit anderen
Worten wird die Schädigung
weder lediglich nach der Aus-
wirkung, die das behauptete
Dumping auf die Ausfuhren
des Wirtschaftszweiges in das
Einfuhrland hat, noch allein
nach ihrer Auswirkung auf die
Gesamtausfuhren des Wirt-
schaftszweiges beurteilt.

4. Die Entscheidung, ob ein
Prüfungsverfahren eingeleitet
werden soll, liegt beim Einfuhr-
land. Ist dieses bereit, Maßnah-
men zu ergreifen, so obliegt es
ihm, die Zustimmung der VER-
TRAGSPARTEIEN einzuho-
len.
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Artikel 13

Entwicklungsländer

Es wird anerkannt, daß die
entwickelten Länder, wenn sie
Antidumpingmaßnahmen auf-
grund dieses Übereinkommens
erwägen, die spezifische Lage
der Entwicklungsländer beson-
ders in Betracht ziehen. Vor
Anwendung von Antidumping-
zöllen, die die wesentlichen In-
teressen der Entwicklungsländer
berühren würden, sind die Mög-
lichkeiten von konstruktiven Ab-
hilfen, die im Rahmen dieses
Kodex vorgesehen sind, zu prü-
fen.

TEIL II

Artikel 14

Komitee für Antidumping-
praktiken

1. Im Rahmen dieses Überein-
kommens wird ein „Komitee
für Antidumpingpraktiken" (im
folgenden „das Komitee" ge-
nannt) eingesetzt, das aus Vertre-
tern jeder Vertragspartei dieses
Übereinkommens besteht. Das
Komitee wählt seinen Vorsitzen-
den. Es tritt mindestens zweimal
im Jahr sowie auf Antrag einer
Vertragspartei nach Maßgabe
dieses Übereinkommens zusam-
men. Das Komitee erfüllt die
Aufgaben, die ihm aufgrund
dieses Übereinkommens über-
tragen oder von den Vertrags-
parteien zugewiesen werden, und
bietet den Vertragsparteien Ge-
legenheit, über alle das Funktio-
nieren dieses Übereinkommens
oder die Verfolgung seiner Ziele
betreffenden Fragen zu beraten.
Die Sekretariatsgeschäfte des
Komitees werden vom GATT-
Sekretariat wahrgenommen.

2. Das Komitee kann gege-
benenfalls Untergruppen einset-
zen.

3. Bei der Wahrnehmung ihrer
Aufgaben können das Komitee
und die Untergruppen sich mit
jeder ihnen geeignet erscheinen-
den Stelle beraten und von
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dieser Auskünfte einholen. Bevor
jedoch das Komitee oder eine
Untergruppe Auskünfte von
einer Stelle im Gebiet einer
Vertragspartei einholt, wird die
betreffende Vertragspartei davon
in Kenntnis gesetzt. Die Zu-
stimmung der Vertragspartei und
des jeweiligen Unternehmens,
das befragt werden soll, wird
eingeholt.

4. Die Vertragsparteien berich-
ten dem Komitee unverzüglich
über alle von ihnen getroffenen
vorläufigen oder endgültigen
Antidumpingmaßnahmen. Diese
Berichte liegen im GATT-Sekre-
tariat Regierungsvertretern zur
Einsichtnahme auf. Die Ver-
tragsparteien unterbreiten fernes
Halbjahresberichte über die wäh-
rend der vorangegangenen sechs
Monate getroffenen Antidum-
pingmaßnahmen.

Artikel 15 14)

Konsultation, Schlichtung
und Streitbeilegung

1. Jede Vertragspartei prüft
wohlwollend die Vorstellungen
einer anderen Vertragspartei zu
allen das Funktionieren dieses
Kodex betreffenden Fragen und
bietet ausreichend Gelegenheit
zu Konsultationen hierüber.

2. Ist eine Vertragspartei der
Auffassung, daß durch eine
andere Vertragspartei oder durch
andere Vertragsparteien ein ihr
aus diesem Übereinkommen mit-
telbar oder unmittelbar-erwach-
sender Vorteil zunichte gemacht
oder geschmälert oder die Er-
reichung eines Ziels des Über-
einkommens behindert wird, so
kann sie im Hinblick auf eine
allseits zufriedenstellende Lösung

14) Treten zwischen den Vertrags-
parteien Streitigkeiten bezüglich der
Rechte und Verpflichtungen aus diesem
Übereinkommen auf, so sollten ' die
Vertragsparteien die in diesem Über-
einkommen vorgesehenen Möglich-
keiten der Streitbeilegung ausschöpfen,
bevor sie Rechte in Anspruch nehmen,
die ihnen aus dem GATT zustehen.
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der Frage schriftlich um Kon-
sultationen mit der betreffenden
Vertragspartei bzw. den betref-
fenden Vertragsparteien ersu-
chen. Jede Vertragspartei prüft
wohlwollend das Konsultations-
erstichen einer anderen Ver-
tragspartei. Die betroffenen Ver-
tragsparteien leiten innerhalb
kürzester Frist Konsultationen
ein.

3. Ist eine Vertragspartei der
Auffassung, daß die Konsulta-
tionen nach Absatz 2. keine
einvernehmliche Lösung erbracht
haben, und wurden von den
Verwaltungsbehörden des Ein-
fuhrlandes endgültige Maßnah-
men betreffend die Erhebung
endgültiger Antidumpingzölle
oder die Annahme von Ver-
pflichtungen bezüglich der Preise
getroffen, so kann sie die An-
gelegenheit zur Schlichtung dem
Komitee unterbreiten. Hat eine
vorläufige Maßnahme wesent-
liche Auswirkungen und ist die
Vertragspartei der Auffassung,
daß die getroffene Maßnahme
gegen Artikel 10 Absatz 1 ver-
stößt, so kann die Vertragspartei
eine solche Angelegenheit eben-
falls zur Schlichtung dem Komi-
tee unterbreiten. Werden dem
Komitee Angelegenheiten zur
Schlichtung unterbreitet, so tritt
es binnen dreißig Tagen zu deren
Prüfung zusammen und ver-
sucht durch seine guten Dienste
die beteiligten Vertragsparteien
zu einer allseits annehmbaren
Lösung zu bewegen 15).

4. Die Vertragsparteien bemü-
hen sich während der Dauer der
Schlichtung nach besten Kräften,
eine allseits zufriedenstellende
Lösung zu erzielen.

5. Kommt nach genauer Prü-
fung durch das Komitee nach
Absatz 3 binnen drei Monaten
nach dem Schlichtungsersuchen
keine einvernehmliche Lösung
zustande, so setzt das Komitee

15) In diesem Zusammenhang kann
das Komitee die Vertragsparteien auf
Fälle hinweisen, in denen seiner An-
sicht nach die vorgebrachten Behaup-
tungen nicht vernünftig begründet
sind.
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auf Antrag einer Streitpartei
eine Sondergruppe ("panel") ein,
die die Angelegenheit prüft,
aufgrund

a) einer schriftlichen Erklä-
rung der antragstellenden
Partei, in der sie anführt,
in welcher Form ein ihr
aus diesem Übereinkom-
men mittelbar oder un-
mittelbar erwachsender
Vorteil zunichte gemacht
oder geschmälert wurde,
oder daß die Erreichung
der Ziele des Übereinkom-
mens behindert wird, und

b) der den Behörden des Ein-
fuhrlandes in Übereinstim-
mung mit den einschlägigen
inländischen Verfahren 2ur
Verfügung gestellten An-
gaben zum Sachverhalt.

6. Die der Sondergruppe er-
teilten vertraulichen Auskünfte
dürfen ohne formelle Zustim-
mung seitens der diese Auskünfte
liefernden Person oder Behör-
de nicht preisgegeben werden.
Werden derartige Auskünfte von
der Sondergruppe verlangt und
wird ihrer Preisgabe durch die
Sondergruppe nicht zugestimmt,
so wird eine nicht vertrauliche Zu-
sammenfassung dieser Angaben
vorgelegt, der die Person oder
Behörde, die die Auskünfte lie-
fert, zugestimmt hat.

7. Zusätzlich zu Absatz 1 bis 6
gelten für die Streitbeilegung
sinngemäß die Bestimmungen
der Vereinbarung über Notifika-
tion, Konsultation, Streit-
beilegung und Überwachung.
Die Mitglieder der Sondergruppe
sollen einschlägige Erfahrungen
besitzen; sie werden aus dem
Kreis der nicht zu den Streit-
parteien gehörenden Vertrags-
parteien ausgewählt.

TEIL III

Artikel 16

Schlußbestimmungen

1. Spezifische Maßnahmen ge-
gen Dumping von Ausfuhren
einer anderen Vertragspartei
können nur gemäß den Bestim-
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mungen des Allgemeinen Ab-
kommens in der Auslegung
durch dieses Übereinkommen
getroffen werden.16)

Annahme und Beitrit t

2. a) Dieses Übereinkommen
liegt den Regierungen, die
VERTRAGSPARTEIEN
des GATT sind, sowie der
Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft zur Annahme
durch Unterzeichnung oder
in anderer Form auf.

b) Dieses Übereinkommen
liegt den Regierungen, die
dem GATT vorläufig bei-
getreten sind, zur Annahme
durch Unterzeichnung oder
in anderer Form unter Be-
dingungen hinsichtlich der
tatsächlichen Anwendung
der Rechte und Verpflich-
tungen aus diesem Über-
einkommen auf, die den
Rechten und Verpflichtun-
gen in den Urkunden über
ihren vorläufigen Beitritt
Rechnung tragen.

c) Jede andere Regierung kann
diesem Übereinkommen
unter Bedingungen hin-
sichtlich der tatsächlichen
Anwendung der Rechte und
Verpflichtungen aus diesem
Übereinkommen beitreten,
die zwischen der betreffen-
den Regierung und den
Vertragsparteien verein-
bart werden, und zwar
durch Hinterlegung einer
die vereinbarten Bedingun-
gen enthaltenden Beitritts-
urkunde beim Generaldi-
rektor der VERTRAGS-
PARTEIEN des GATT.

d) In bezug auf die Annahme
gilt Artikel XXVI Ab-
satz 5 a) und b) des Allge-
meinen Abkommens.

16) Dies schließt jedoch geeignete
Maßnahmen aufgrund anderer ein-
schlägiger Bestimmungen des All-
gemeinen Abkommens gegebenen-
falls nicht aus.
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Vorbehalte

3. Vorbehalte gegen Bestim-
mungen dieses Übereinkommens
dürfen nicht ohne Zustimmung
der anderen Vertragsparteien ge-
macht werden.

Inkrafttreten

4. Dieses Übereinkommen tritt
am 1. Jänner 1980 für die Re-
gierungen 17), die es bis zu
diesem Zeitpunkt angenommen
haben oder ihm beigetreten sind,
in Kraft. Für jede andere Regie-
rung tritt es am dreißigsten Tage
nach dem Zeitpunkt der An-
nahme oder des Beitritts in
Kraft.

Kündigung des Überein-
kommens von 1967

5. Für die Vertragsparteien des
Übereinkommens zur Durchfüh-
rung von Artikel VI des All-
gemeinen Zoll- und Handelsab-
kommens, das in Genf am
30. Juni 1967 unterzeichnet
wurde und am 1. Juli 1968 in
Kraft trat, bedeutet die Annahme
dieses Übereinkommens gleich-
zeitig die Kündigung des Über-
einkommens aus dem Jahre 1967.
Eine solche Kündigung wird für
jede Vertragspartei dieses Über-
einkommens zu dem Zeitpunkt
wirksam, an dem es für sie in
Kraft tritt.

Innerstaatliche
Rechtsvorschriften

6. a) Jede Regierung, die dieses
Übereinkommen annimmt
oder ihm beitritt, unter-
nimmt alle erforderlichen
Sehritte allgemeiner oder
besonderer Art, um sicher-
zustellen, daß spätestens
in dem Zeitpunkt, in dem
dieses Übereinkommen für
sie in Kraft tritt, ihre Ge-

17) Im Sinne dieses Übereinkommens
umfaßt der Begriff „Regierung" auch
die zuständigen Organe der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft.
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setze, Verordnungen und
Verwaltungsverfahren mit
den Bestimmungen dieses
Übereinkommens, soweit
diese auf die betreffende
Vertragspartei Anwendung
finden, übereinstimmen.

b) Jede Vertragspartei unter-
richtet das Komitee über
alle Änderungen ihrer Ge-
setze und Verordnungen in
bezug auf dieses Überein-
kommen sowie alle Ände-
rungen in ihrer Anwen-
dung.

Überprüfung

7. Das Komitee überprüft jähr-
lich unter Berücksichtigung der
Ziele dieses Übereinkommens
dessen Durchführung und Funk-
tionieren. Das Komitee unter-
richtet die VERTRAGSPAR-
TEIEN des GATT jährlich über
die Entwicklungen während des
Überprüfungszeitraumes.

Änderungen

8. Die Vertragsparteien können
dieses Übereinkommen unter an-
derem aufgrund der bei seiner
Durchführung gewonnenen Er-
fahrungen ändern. Eine Ände-
rung, der die Vertragsparteien
gemäß den vom Komitee fest-
gelegten Verfahren zugestimmt
haben, tritt für jede Vertrags-
partei erst in Kraft, wenn sie von
ihr angenommen worden ist.

Rücktr i t t

9. Jede Vertragspartei kann
von diesem Übereinkommen zu-
rücktreten. Der Rücktritt wird
mit Ablauf von sechzig Tagen
nach Eingang der schriftlichen
Rücktrittsanzeige beim General-
direktor der VERTRAGSPAR-
TEIEN des Allgemeinen Ab-
kommens wirksam. Jede Ver-
tragspartei kann im Falle einer
solchen Notifikation verlangen,
daß das Komitee umgehend
zusammentritt.
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Nichtanwendung dieses
Übereinkommens zwi-
schen bestimmten Ver-

tragsparteien

10. Dieses Übereinkommen fin-
det keine Anwendung zwischen
zwei Vertragsparteien, wenn eine
der beiden Vertragsparteien zu
dem Zeitpunkt, in dem eine von
ihnen das Übereinkommen an-
nimmt oder ihm beitritt, dee
Anwendung seine Zustimmung
versagt.

Sekretariat

11. Die Sekretariatsgeschäfte
für dieses Übereinkommen wer-
den vom GATT-Sekretariat
wahrgenommen.

Hinterlegung

12. Dieses Übereinkommen
wird beim Generaldirektor der
VERTRAGSPARTEIEN des
GATT hinterlegt, der jeder Ver-
tragspartei dieses Übereinkom-
mens und jeder Vertragspartei
des GATT innerhalb kürzester
Frist eine beglaubigte Abschrift
dieses Übereinkommens und je-
der Änderung desselben nach
Absatz 8 übermittelt sowie jede
Annahme dieses Übereinkom-
mens oder jeden Beitritt hiezu
nach Absatz 2 und jeden Rück-
tritt von diesem Übereinkom-
men nach Absatz 9 notifiziert.

Registrierung

13. Dieses Übereinkommen
wird gemäß den Bestimmungen
von Artikel 102 der Charta der
Vereinten Nationen registriert.

Geschehen zu Genf am
12. April neunzehnhundertneun-
undsiebzig in einer Urschrift in
englischer, französischer und spa-
nischer Sprache, wobei jeder
Wortlaut gleichermaßen authen-
tisch ist.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifika-
tionsurkunde wurde am 28. Mai 1980 hinterlegt; das Übereinkommein ist gemäß seinem Art. 16 Z. 4
für Österreich am 27. Juni 1980 in Kraft getreten.

Kreisky
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328.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages, dessen Art. VI Abs. 4 verfassungsändernd ist,
wird genehmigt.

(Übersetzung)

ÜBEREINKUNFT
über Rindfleisch

Präambel

IN DER ÜBERZEUGUNG,
daß eine stärkere internationale
Zusammenarbeit so durchge-
führt werden sollte, daß zu einer
größeren Liberalisierung, Stabi-
lität und Ausweitung im inter-
nationalen Handel mit Fleisch
und lebenden Tieren beigetragen
wird;

UNTER BERÜCKSICHTI-
GUNG der Notwendigkeit, ern-
ste Störungen im internationalen
Handel mit Rindfleisch und le-
benden Rindern zu vermeiden;

IN DER ERKENNTNIS der
Bedeutung der Erzeugung von
Rindfleisch und lebenden Rin-
dern und des Handels mit diesen
Erzeugnissen für die Wirtschaft
vieler Länder, insbesondere be-
stimmter entwickelter Länder
und Entwicklungsländer;

EINGEDENK ihrer Ver-
pflichtungen hinsichtlich der
Grundsätze und Ziele des All-
gemeinen Zoll- und Handelsab-
kommens — im folgenden „All-
gemeines Abkommen" oder
„GATT" genannt 1);

ENTSCHLOSSEN, bei der
Verfolgung der Ziele dieser
Übereinkunft die Grundsätze und
Ziele zu verwirklichen, die in
der Tokio-Erklärung der Mi-
nister vom 14. September 1973
betreffend die Multilateralen Han-

1) Diese Erwägung gilt nur zwi-
schen Teilnehmern, die Vertragspar-
teien des GATT sind.
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delsverhandlungen vereinbart
wurden, insbesondere hinsicht-
lich der besonderen und günsti-
geren Behandlung der Entwick-
lungsländer —

Sind die Teilnehmer an dieser
Übereinkunft durch ihre Ver-
treter wie folgt übereingekom-
men:

TEIL I

ALLGEMEINE
BESTIMMUNGEN

Artikel I

Ziele

Die Ziele dieser Übereinkunft
sind,

1. die Ausweitung, immer wei-
tergehende Liberalisierung und
Stabilität des internationalen
Fleisch- und Viehmarktes durch
Erleichterung des fortschreiten-
den Abbaus der Hemmnisse
und Beschränkungen im Welt-
handel mit Rindfleisch und' le-
benden Rindern einschließlich
der Maßnahmen, die eine Auf-
teilung dieses Handels bewirken,
und durch Verbesserung des
internationalen Rahmens des
Welthandels 2um Nutzen von
Verbrauchern und Erzeugern
wie von Einfuhr- und Ausfuhr-
ländern zu fördern;

2. eine stärkere internationale
Zusammenarbeit in allen Fra-
gen des Handels mit Rindfleisch
und lebenden Rindern, insbe-
sondere im Hinblick auf eine
stärkere Rationalisierung und
eine wirksamere Verteilung der
Ressourcen in der internationa-
len Fleischwirtschaft, zu ermu-
tigen;

3. für den Außenhandel der
Entwicklungsländer mit Rind-
fleisch und lebenden Rindern
zusätzliche Vorteile sicherzu-
stellen, indem für diese Länder
unter anderem durch folgende
Maßnahmen die Möglichkeiten
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verbessert werden, an der Aus-
weitung des Welthandels mit
diesen Erzeugnissen teilzuhaben:

a) Förderung einer langfristi-
gen Preisstabilität im Rah-
men eines sich ausweiten-
den Weltmarktes für Rind-
fleisch und lebende Rinder
und

b) Förderung der Aufrechter-
haltung und Verbesserung
der Erlöse der Rindfleisch
und lebende Rinder aus-
führenden Entwicklungs-
länder

und dies, um durch Sicherung
langfristiger Stabilität der Märkte
für Rindfleisch und lebende Rin-
det zusätzliche Erlöse zu erzielen;

4. den Handel auf der Basis
des Wettbewerbes weiter auszu-
weiten, wobei die traditionelle
Stellung leistungsfähiger Erzeu-
ger in Betracht zu ziehen ist

Artikel II

Erfaßte Erzeugnisse

Diese Übereinkunft gilt für
Rindfleisch. Im Sinne dieser
Übereinkunft schließt der Be-
griff „Rindfleisch" folgende Er-
zeugnisse ein:
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Artikel III

Information und Markt-
überwachung

1. Die Teilnehmer übermitteln
dem Rat regelmäßig und inner-
halb kürzester Frist die Angaben,
die es ihm erlauben, die Ge-
samtlage des Weltfleischmarktes
und die Lage auf dem Welt-
markt für jede einzelne Fleisch-
art zu überwachen und zu be-
urteilen.

2. Die teilnehmenden Entwick-
lungsländer übermitteln die An-
gaben, über die sie verfügen.
Um diesen Ländern eine Ver-
besserung ihrer Datenerfassungs-
systeme zu ermöglichen, prüfen
die teilnehmenden entwickelten
Länder sowie diejenigen teil-
nehmenden Entwicklungsländer,
die hierzu in der Lage sind,
wohlwollend jedes an sie ge-
richtete Ersuchen um technische
Hilfe.

3. Die Angaben, die die Teil-
nehmer gemäß Absatz 1 ent-
sprechend den vom Rat fest-
zulegenden Modalitäten über-
mitteln werden, umfassen An-
gaben über die bisherige Ent-
wicklung und die gegenwärtige
Lage sowie eine Beurteilung
der Aussichten der Erzeugung
(einschließlich der Entwicklung
der Zusammensetzung der Vieh-
bestände), des Verbrauchs, der
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Preise, der Vorräte und des
Handels bei den Erzeugnissen
des Artikels II sowie alle son-
stigen vom Rat für notwendig
erachteten Angaben, insbeson-
dere über konkurrierende Er-
zeugnisse. Des weiteren über-
mitteln die Teilnehmer Angaben
über ihre internen Politiken und
ihre Handelsmaßnahmen ein-
schließlich bilateraler und pluri-
lateraler Verpflichtungen im
Rindfleischsektor und teilen jede
Änderung dieser Politiken und
Maßnahmen, die sich auf den
internationalen Handel mit Rind-
fleisch und lebenden Rindern
auswirken könnte, frühestmög-
lich mit. Die Bestimmungen
dieses Absatzes verpflichten die
Teilnehmer nicht zur Übermitt-
lung vertraulicher Angaben, de-
ren Preisgabe die Durchführung
von Gesetzen behindern oder
in sonstiger Weise dem öffent-
lichen Interesse zuwiderlaufen
oder die berechtigten Handels-
interessen öffentlicher oder pri-
vater Unternehmen schädigen
würde.

4. Das Sekretariat der Über-
einkunft überwacht Verände-
rungen in den Marktgegeben-
heiten insbesondere Größe der
Viehbestände, Vorräte, Schlach-
tungen sowie inländische und
internationale Preise, um früh-
zeitig etwaige Anzeichen eines
ernsten Ungleichgewichts in der
Angebots- und Nachfragesitua-
tion feststellen zu können. Das
Sekretariat unterrichtet den Rat
fortlaufend über bedeutsame
Entwicklungen auf den Welt-
märkten sowie über die Aus-
sichten der Erzeugung, des Ver-
brauchs, der Ausfuhren und der
Einfuhren.

Anmerkung: Aufgrund dieses Ar-
tikels erteilt der Rat dem Sekretariat
Weisung, eine Bestandsaufnahme aller
Maßnahmen, die sich auf den Handel
mit Rindfleisch und lebenden Rindern
auswirken, einschließlich aller Ver-
pflichtungen aus bilateralen, plurilate-
ralen und multilateralen Verhandlun-
gen, zu erstellen und auf dem laufenden
zu halten.
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Artikel IV

Aufgaben des Internatio-
nalen Fleischrates und Zu-
sammenarbeit zwischen den
Teilnehmern an dieser Über-

einkunft

1. Der Rat tritt zusammen, um

a) auf der Grundlage einer
auslegenden Analyse der
gegenwärtigen Lage und
der voraussichtlichen Ent-
wicklungen, die das Sekre-
tariat der Übereinkunft an-
hand der gemäß Artikel III
übermittelten Angaben ein-
schließlich der Angaben
über die Durchführung der
internen und Handelspoli-
tiken sowie aller sonstigen
verfügbaren Angaben er-
stellt, die Lage und die
Aussichten von Angebot
und Nachfrage auf dem
Weltmarkt zu beurteilen;

b) das Funktionieren dieser
Übereinkunft umfassend
zu prüfen;

c) Gelegenheit zu regelmäßi-
gen Konsultationen übet
alle den internationalen
Rindfleischhandel betref-
fenden Fragen zu bieten,

2. Stellt der Rat nach der in
Absatz 1 a) erwähnten Beurtei-
lung der Angebots- und Nach-
fragesituationauf dem Weltmarkt
oder nach Prüfung aller ein-
schlägigen Angaben gemäß Ar-
tikel IQ Absatz 3 fest, daß auf
dem internationalen Fleischmarkt
ein ernstes Ungleichgewicht be-
steht oder zu entstehen droht,
so bemüht er sich, unter beson-
derer Berücksichtigung der Lage
in den Entwicklungsländern im
Wege des Konsens zur Prüfung
durch die Regierungen Ab-
hilfemöglichkeiten aufzuzeigen,
die mit den Grundsätzen und
Vorschriften des GATT ver-
einbar sind.
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3. Je nachdem; ob die in Ab-
satz 2 genannte Situation nach
Ansicht des Rates vorübergehen-
der oder mehr dauerhafter Art
ist, können die in Absatz 2
erwähnten Maßnahmen kurz-,
mittel- und langfristige Maß-
nahmen der Einfuhr- wie der
Ausfuhrländer umfassen, die im
Einklang mit den Zielen dieser
Übereinkunft, insbesondere
dem Ziel der Ausweitung, immer
weitergehenden Liberalisierung
und Stabilität der internatio-
nalen Fleisch- und Viehmärkte,
zu einer Verbesserung der Ge-
samtlage des Weltmarktes bei-
tragen.

4. Bei der Prüfung der gemäß
Absätze 2 und 3 vorgeschlage-
nen Maßnahmen wird, wo mög-
lich und zweckmäßig, die be-
sondere und günstigere Be-
handlung der Entwicklungs-
länder gebührend in Betracht
gezogen.

5. Die Teilnehmer werden in
größtmöglichem Ausmaß zur
Verwirklichung der in Artikel Ï
aufgestellten Ziele dieser Über-
einkunft beitragen. Zu diesem
Zweck und im Einklang mit
den Grundsätzen und Vorschrif-
ten des Allgemeinen Abkom-
mens nehmen die Teilnehmer
regelmäßig die in Artikel IV
Absatz 1 c) vorgesehenen Be-
ratungen auf, um die Möglich-
keiten zu erkunden, die Ziele
dieser Übereinkunft, insbeson-
dere das Ziel des weiteren Ab-
baus der Hemmnisse im Welt-
handel mit Rindfleisch und le-
benden Rindern, zu verwirk-
lichen. Diese Beratungen sollten
den Weg für eine anschließende
Prüfung von im Einklang mit
den Grundsätzen und Vorschrif-
ten des GATT stehenden mög-
lichen Lösungen der Handels-
probleme, die von allen be-
troffenen Parteien in einem aus-
gewogenen Verhältnis gegensei-
tiger Vorteile gemeinsam ange-
nommen werden können, ebnen.
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6. Jeder Teilnehmer kann unter
anderem für die gleichen Zwecke
die in Absatz 2 genannt sind,
jede diese Übereinkunft be-
treffende Frage 2) vor den Rat
bringen. Der Rat tritt auf Antrag
eines Teilnehmers binnen läng-
stens 15 Tagen zusammen, um
jede diese Übereinkunft be-
treffende Frage 2) zu prüfen,

TEIL II

Artikel V

Verwaltung der Überein-
kunft

1. Internationaler Fleisch-
rat

Es wird ein Internationaler
Fleischrat im Rahmen des GATT
eingesetzt. Der Rat, dem Ver-
treter aller Teilnehmer an dieser
Übereinkunft angehören, erfüllt
die Aufgaben, die zur Durch-
führung der Bestimmungen die-
ser Übereinkunft notwendig
sind. Dem Rat stehen die Dienste
des GATT-Sekretariats zur Ver-
fügung. Der Rat gibt sich seine
eigenen Verfahrensregeln und
legt insbesondere die Modali-
täten für die in Artikel IV vor-
gesehenen Konsultationen fest.

2. Ordentliche Sitzungen
und Sondersitzungen

Der Rat tritt normalerweise
mindestens zweimal im Jahr
zusammen. Der Vorsitzende
kann jedoch von sich aus oder
auf Antrag eines Teilnehmers
an dieser Übereinkunft eine Son-
dersitzung einberufen.

2) Anmerkung: Es wird bestätigt,
daß der Begriff „Frage" in diesem
Absatz alle Fragen umfaßt, die Gegen-
stand von im Rahmen der Multilatera-
len Handelsverhandlungen ausgehan-
delten multilateralen Übereinkommen,
insbesondere über Ausfuhr- und Ein-
fuhrmaßnahmen, sind. Es wird ferner
bestätigt, daß die Bestimmungen des
Artikels IV Absatz 6 und diese Fuß-
note die Rechte und Pflichten der Par-
teien solcher Übereinkommen nicht
berühren.

232
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3. Beschlußfassung

Die Beschlüsse des Rates kom-
men durch Konsens zustande.
Ein Beschluß des Rates übet
eine zur Prüfung vorgelegte
Frage gilt als gefaßt, wenn
kein Mitglied des Rates einen
formellen Einwand gegen die
Annahme eines Vorschlages er-
hebt.

4. Zusammenarbeit mit an-
deren Organisationen

Der Rat trifft alle geeigneten
Vorkehrungen für Konsultatio-
nen und die Zusammenarbeit
mit zwischenstaatlichen und
nichtstaatlichen. Organisationen.

5. Zulassung von Beob-
achtern

a) Der Rat kann jedes Nicht-
Teilnehmerland einladen,
sich auf einer Sitzung des
Rates als Beobachter ver-
treten zu lassen.

b) Der Rat kann auch jede
Organisation im Sinne von
Absatz 4 einladen, einer
Sitzung als Beobachter bei-
zuwohnen.

TEIL III

Artikel VI

Schlußbestimmungen

1. Annahme 3)

a) Diese Übereinkunft liegt
den Regierungen der Mit-
glieder der Organisation
der Vereinten Nationen
oder einer ihrer Sonder-
organisationen und der
Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft zur Annahme
durch Unterzeichnung oder
in anderer Form auf.

3) Die in diesem Artikel verwende-
ten Begriffe „Annahme" oder „ange-
nommen" umfassen den Abschluß
aller innerstaatlichen Verfahren, die
zur Durchführung der Bestimmungen
dieser Übereinkunft notwendig sind.
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b) Jede Regierung 4), die
diese Übereinkunft an-
nimmt, kann bei der An-
nahme einen Vorbehalt be-
züglich der Annahme einet
Bestimmung dieser Über-
einkunft machen. Dieser
Vorbehalt bedarf der Zu-
stimmung der Teilnehmer.

c) Diese Übereinkunft wird
beim Generaldirektor der
VERTRAGSPARTEIEN
des GATT hinterlegt, der
innerhalb kürzester Frist
jedem Teilnehmer eine be-
glaubigte Abschrift davon
und eine Notifikation jeder
Annahme übermittelt. Der
englische, der französische
und der spanische Wort-
laut dieser Übereinkunft
sind gleichermaßen ver-
bindlich.

d) Mit dem Inkrafttreten dieser
Übereinkunft wird die In-
ternational Meat Consul-
tative Group aufgelöst.

2. Vorläufige Anwendung

Jede Regierung kann beim
Generaldirektor der VER-
TRAGSPARTEIEN des Allge-
meinen Abkommens eine Er-
klärung über die vorläufige An-
wendung dieser Übereinkunft
hinterlegen. Jede Regierung, die
eine solche Erklärung hinter-
legt, wendet diese Übereinkunft
vorläufig an und gilt vorläufig
als Teilnehmer an dieser Über-
einkunft.

3. Inkrafttreten

Diese Übereinkunft tritt für
diejenigen Teilnehmer, die sie
angenommen haben, am 1. Jän-
ner 1980 in Kraft. Für Teilneh-
mer, die diese Übereinkunft
nach diesem Zeitpunkt anneh-
men, gilt sie vom Tage ihrer
Annahme an.

4) Im Sinne dieser Übereinkunft um-
faßt der Begriff „Regierung" auch die
zuständigen Organe der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft.
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4. Geltungsdauer

Diese Übereinkunft wird für
die Dauer von drei Jahren ge-
schlossen. Ihre Geltungsdauer
verlängert sich jeweils um drei
weitere Jahre, sofern der Rat
nicht mindestens achtzig Tage
vor dem Ende des jeweiligen
Geltungszeitraumes anders be-
schließt.

5. Änderung

Soweit nicht an anderer Stelle
dieser Übereinkunft Änderungs-
bestimmungen enthalten sind,
kann der Rat eine Änderung
der Bestimmungen dieser Über-
einkunft empfehlen. Vorgeschla-
gene Änderungen treten durch
Annahme durch die Regierun-
gen aller Teilnehmer in Kraft.

6. Verhältnis der Überein-
kunft zum GATT

Die Bestimmungen dieser
Übereinkunft berühren nicht die
Rechte und Verpflichtungen der
Teilnehmer aus dem GATT 5).

7. Rücktri t t

Jeder Teilnehmer kann von
dieser Übereinkunft zurücktre-
ten. Der Rücktritt wird mit Ab-
lauf von sechzig Tagen nach
Eingang der schriftlichen Rück-
trittsanzeige beim Generaldirek-
tor der VERTRAGSPAR-
TEIEN des GATT wirksam.

5) Diese Bestimmung gilt nur zwi-
schen Teilnehmern, die Vertragspar-
teien des GATT sind.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifika-
tionsurkunde wurde am 28. Mai 1980 hinterlegt; die Übereinkunft ist gemäß ihrem Art. VI Z. 3 für
Österreich an demselben Tag in Kraft getreten.

Kreisky
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329.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages, dessen

Art. II Abs. 2, Art. IV Abs. 4, Art. VII Abs. 2 lit. b, Art. VIII Abs. 4;
sowie im Anhang I: Art. 3 Abs. 3 lit. a und b, Art. 3 Abs. 5, Art. 7, Art. 8;
im Anhang II: Art. 3 Abs. 3 lit. a und b, Art 7, Art. 8 und
im Anhang III: Art. 3 Abs. 3 lit. a und b, Art. 7 Abs. 1, Art. 8

verfassungsändernd sind, samt Anhängen wird genehmigt.

(Übersetzung)

INTERNATIONALE
ÜBEREINKUNFT ÜBER

MILCHERZEUGNISSE

Präambel

IN DER ERKENNTNIS der
Bedeutung der Milch und der
Milcherzeugnisse für die Wirt-
schaft zahlreicher Länder 1) un-
ter dem Gesichtspunkt von Er-
zeugung, Handel und Verbrauch;

IN DER ERKENNTNIS der
Notwendigkeit, im gegenseiti-
gen Interesse der Produzenten
und Verbraucher wie der Ex-
porteure und Importeure, Über-
schüsse und Mangelsituationen
zu vermeiden und ein ange-
messenes Preisniveau aufrecht-
zuerhalten;

IN ANBETRACHT der Ver-
schiedenartigkeit der Milcher-
zeugnisse und ihres Zusammen-
hangs untereinander;

IN ANBETRACHT der Lage
auf dem Markt für Milcherzeug-
nisse, die durch extreme Schwan-
kungen und eine Vielzahl von
Einfuhr- und Ausfuhrmaßnah-
men gekennzeichnet ist;

IN DER ERWÄGUNG, daß
eine verbesserte Zusammenar-
beit im Sektor Milcherzeugnisse
dazu beiträgt, die angestrebte
Ausweitung und Liberalisierung
des Welthandels zu erreichen und

1) In dieser Übereinkunft und in
den beigefügten Protokollen umfaßt
der Begriff „Land" auch die Europä-
ische Wirtschaftsgemeinschaft.
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die Grundsätze und Ziele be-
treffend die Entwicklungsländer,
die in der Tokio-Erklärung der
Minister vom 14. September 1973
betreffend die Multilateralen
Handelsverhandlungen verein-
bart wurden, zu verwirklichen;

ENTSCHLOSSEN, die
Grundsätze und Ziele des All-
gemeinen Zoll- und Handelsab-
kommens — im folgenden „All-
gemeines Abkommen" oder
„GATT" genannt — zu beach-
ten 2) und bei der Verfolgung
der Ziele dieser Übereinkunft
die in der genannten Erklärung
aufgestellten Grundsätze und
Ziele zu verwirklichen —

Sind die Teilnehmer an dieser
Übereinkunft durch ihre Ver-
treter wie folgt übereingekom-
men:

TEIL I

ALLGEMEINE
BESTIMMUNGEN

Artikel I

Ziele

Die Ziele dieser Übereinkunft
sind, gemäß den in der Tokio-
Erklärung der Minister vom
14. September 1973 betreffend
die Multilateralen Handelsver-
handlungen vereinbarten Grund-
sätzen und Zielen

— eine Ausweitung und immer
weitergehende Liberalisie-
rung des Welthandels mit
Milcherzeugnissen unter mög-
lichst stabilen Marktbedin-
gungen auf der Grundlage
gegenseitiger Vorteile für die
Ausfuhr- und Einfuhrländer
zu bewirken;

— die wirtschaftliche und soziale
Entwicklung der Entwick-
lungsländer zu fördern.

2) Diese Erwägung gilt nur zwischen
Teilnehmern, die Vertragsparteien des
GATT sind.



128. Stück — Ausgegeben am 24. Juli 1980 — Nr. 329 2457

Artikel II

Erfaßte Erzeugnisse

1. Diese Übereinkunft gilt für
den Sektor Milcherzeugnisse. Im
Sinne dieser Übereinkunft
schließt der Begriff „Milcher-
zeugnisse" folgende Erzeugnisse
nach der Definition der Nomen-
klatur des Rates für die Zu-
sammenarbeit auf dem Gebiete
des Zollwesens (NRZZ) ein:

2. Der nach Artikel VH Ab-
satz la) dieser Übereinkunft
eingesetzte Internationale Rat
für Milcherzeugnisse — im fol-
genden „der Rat" genannt —
kann beschließen, daß diese
Übereinkunft auch für andere Er-
zeugnisse, die Milcherzeugnisse
im Sinne von Absatz 1 enthalten,
gilt, wenn er dies für die Ver-
wirklichung der Ziele und Be-
stimmungen dieser Übereinkunft
für notwendig erachtet.

Artikel III

Information

1. Die Teilnehmer übermitteln
dem Rat regelmäßig und inner-
halb kürzester Frist die Angaben,
die dieser benötigt, um die Ge-
samtlage auf dem Weltmarkt
für Milcherzeugnisse und die
Lage auf dem Weltmarkt für
jedes einzelne Milcherzeugnis
überwachen und beurteilen zu
können.

2. Die teilnehmenden Entwick-
lungsländer übermitteln die An-
gaben, über die sie verfügen. Um
diesen Ländern eine Verbesse-
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rung ihrer Datenerfassungssy-
steme zu ermöglichen, prüfen die
teilnehmenden entwickelten Län-
der sowie diejenigen teilnehmen-
den Entwicklungsländer, die
hierzu in der Lage sind, wohl-
wollend jedes an sie gerichtete
Ersuchen um technische Hilfe.

3. Die Angaben, die die Teil-
nehmer gemäß Absatz 1 ent-
sprechend den vom Rat festzu-
legenden Modalitäten übermit-
teln werden, umfassen Angaben
über die bisherige Entwicklung,
die gegenwärtige Lage und die
Aussichten der Erzeugung, des
Verbrauchs, der Preise, der Vor-
räte und des Handels, einschließ-
lich anderer als normaler kom-
merzieller Geschäfte, bei den
Erzeugnissen des Artikels II so-
wie alle sonstigen vom Rat für
notwendig erachteten Angaben.
Des weiteren übermitteln die
Teilnehmer Angaben über ihre
internen Politiken und Handels-
maßnahmen sowie über ihre
bilateralen, plurilateralen oder
multilateralen Verpflichtungen
im Sektor Milcherzeugnisse und
teilen jede Änderung dieser Po-
litiken und Maßnahmen, die sich
auf den internationalen Handel
mit Milcherzeugnissen auswirken
könnte, möglichst früh mit. Die
Bestimmungen dieses Absatzes
verpflichten die Teilnehmer nicht
zur Übermittlung vertraulicher
Angaben, deren Preisgabe die
Durchführung von Gesetzen be-
hindern oder in sonstiger Weise
dem öffentlichen Interesse zu-
widerlaufen oder die berechtig-
ten Handelsinteressen öffentlicher
oder privater Unternehmen schä-
digen würde.

Anmerkung: Aufgrund dieses Ar-
tikels erteilt der Rat dem Sekretariat
Weisung, eine Bestandsaufnahme aller
Maßnahmen, die sich auf den Handel
mit Milcherzeugnissen auswirken, ein-
schließlich aller Verpflichtungen aus
bilateralen, plurilateralen und multi-
lateralen Verhandlungen zu erstellen
und auf dem neuesten Stand zu halten.
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Artikel IV

Aufgaben des Internatio-
nalen Rates für Milcher-
zeugnisse und Zusammen-
arbeit zwischen den Teil-
nehmern an dieser Über-

einkunft

1. Der Rat tritt zusammen, um

a) auf der Grundlage eines
Lageberichts, den das Se»
kretariat anhand der von den
Teilnehmern gemäß Arti-
kel III übermittelten Unter-
lagen, der Angaben auf-
grund der Anwendung des
Protokolle des Artikels VI
und aller anderen ihm ver-
fügbaren Angaben erstellt,
die Lage und die Aussich-
ten auf dem Weltmarke
für Milcherzeugnisse zu
beurteilen;

b) das Funktionieren dieses
Übereinkunft zu überprü-
fen.

2. Stellt der Rat nach Beurtei-
lung der Lage und der Aussich-
ten auf dem Weltmarkt gemäß
Absatz 1 a) fest, daß bei Milch-
erzeugnissen insgesamt oder bei
einem oder mehreren bestimm-
ten Milcherzeugnissen ein ern-
stes Marktungleichgewicht ent-
steht oder zu entstehen droht,
das den internationalen Handel
beeinträchtigt oder beeinträch-
tigen kann, so bemüht er sich,
unter besonderer Berücksichti-
gung der Lage in den Entwick-
lungsländern Lösungsmöglich-
keiten zur Prüfung durch die
Regierungen aufzuzeigen.

3. Je nachdem, ob die in Ab-
satz 2 genannte Situation nach
Ansicht des Rates vorübergehen-
der oder mehr dauerhafter Art
ist, können die in Absatz 2 er-
wähnten Maßnahmen kurz-, mit-
tel- und langfristige Maßnahmen
umfassen, die zu einer Verbesse-
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rung der Gesamtlage des Welt-
marktes beitragen.

4. Bei der Prüfung der Maß-
nahmen, die nach den Absätzen 2
und 3 getroffen werden könnten,
ist, wo möglich und zweckmäßig,
die den Entwicklungsländern zu
gewährende besondere und gün-
stigere Behandlung gebührend
zu berücksichtigen.

5. Jeder Teilnehmer kann unter
anderem für die gleichen Zwecke,
die in Absatz 2 genannt sind,
jede diese Übereinkunft betref-
fende Frage 3) vor den Rat brin-
gen. Jeder Teilnehmer willigt
unverzüglich in Konsultationen
über alle diese Übereinkunft be-
treffenden Fragen 3) ein.

6. Betrifft die Frage die An-
wendung der Bestimmungen der
Protokolle im Anhang, so kann
jeder Teilnehmer, der der Auf-
fassung ist, daß seine Handels-
interessen ernstlich bedroht sind,
und der mit dem oder den ande-
ren betroffenen Teilnehmern
nicht zu einer allseits befriedi-
genden Lösung gelangen kann,
den Vorsitzenden des nach Ar-
tikel VII Absatz 2 a) eingesetzten
Komitees für das betreffende Pro-
tokoll ersuchen, im Dringlich-
keitswege eine Sondersitzung
des Komitees einzuberufen, um
so rasch wie möglich und, so-
weit beantragt, binnen vier Ar-
beitstagen die Abhilfemaßnah-
men zu bestimmen, die notwen-
dig sein könnten. Kann eine zu-

3) Es wird bestätigt, daß der Begriff
„Frage" in diesem Absatz alle Fragen
umfaßt, die Gegenstand von im Rah-
men der Multilateralen Handelsver-
handlungen ausgehandelten Überein-
kommen, insbesondere über Ausfuhr-
und Einfuhrmaßnahmen, sind. Es
wird ferner bestätigt, daß die Bestim-
mungen von Artikel IV Absatz 5
und diese Fußnote die Rechte und
Verpflichtungen der Vertragsparteien
solcher Übereinkommen nicht be-
rühren.
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friedenstellende Lösung nicht
gefunden werden, so tritt der
Rat auf Antrag des Vorsitzenden
des Komitees für das betreffende
Protokoll binnen längstens 15
Tagen zusammen, um die Frage
im Interesse der Erleichterung
einer zufriedenstellenden Lösung
zu prüfen.

Artikel V

Nahrungsmittelhilfe und
andere als normale kom-

merzielle Geschäfte

1. Die Teilnehmer

a) tragen in Zusammenarbeit
mit der FAO und anderen
interessierten Organisatio-
nen dazu bei, daß der Wert
der Milcherzeugnisse für
die Verbesserung des Er-
nährungsstandards und die
Mittel und Wege, wie diese
Erzeugnisse den Entwick-
lungsländern zugänglich ge-
macht werden können, bes-
ser erkannt werden;

b) liefern gemäß den Zielen
dieser Übereinkunft ent-
sprechend ihren Möglich-
keiten den Entwicklungs-
ländern Milcherzeugnisse im
Rahmen der Nahrungsmit-
telhilfe. Die Teilnehmer
sollten dem Rat jedes Jahr
im voraus, soweit möglich,
Umfang, Mengen und Be-
stimmung der von ihnen
in Aussicht genommenen
Nahrungsmittelhilfe be-
kanntgeben. Weiterhin soll-
ten die Teilnehmer dem
Rat nach Möglichkeit alle
beabsichtigten Änderungen
des bekanntgegebenen Pro-
gramms im voraus mit-
teilen. Beiträge zur Nah-
rungsmittelhilfe können in
Form bilateraler Maßnah-
men, im Rahmen gemein-
samer Vorhaben oder über
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multilaterale Programme,
insbesondere das Welter-
nährungsprogramm, gelei-
stet werden;

c) führen in der Erkenntnis,
daß eine Abstimmung ihrer
Bemühungen auf diesem
Gebiet wünschenswert ist
und schädigende Eingriffe
in das normale Gefüge der
Erzeugung, des Verbrauchs
und des internationalen
Handels vermieden werden
müssen, im Rat Ausspra-
chen über die zugesagten
und beantragten Lieferun-
gen von Milcherzeugnissen
im Rahmen der Nahrungs-
mittelhilfe oder zu Vorzugs-
bedingungen.

2. Unentgeltliche Ausführen
nach Entwicklungsländern, Aus-
fuhren zu Zwecken der Hilfe
oder Wohlfahrt in Entwicklungs-
ländern sowie andere Geschäfte,
die keine normalen kommerziel-
len Geschäfte sind, erfolgen ge-
mäß den von der FAO aufge-
stellten „Principles of Surplus
Disposal and Consultative Ob-
ligations". Der Rat arbeitet da-
her eng mit dem „Consultative
Sub-Committee on Surplus Dis-
posal" zusammen.

3. Gemäß den von ihm fest-
zulegenden Bedingungen und
Modalitäten erörtert der Rat
auf Antrag alle Geschäfte, die
keine normalen kommerziellen
Geschäfte sind und nicht unter
das Übereinkommen über die
Auslegung und Anwendung der
Artikel VI, XVI und XXIII des
Allgemeinen Zoll- und Handels-
abkommens fallen, und führt
hierüber Konsultationen.
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TEIL II

BESONDERE
BESTIMMUNGEN

Artikel VI

Protokolle

Unbeschadet der Artikel I
bis V gelten für die nachstehen-
den Erzeugnisse die Bestimmun-
gen der Protokolle im Anhang
zu dieser Übereinkunft:

Anhang I — Protokoll betref-
fend bestimmte Milch-
pulverarten

Milchpulver und Rahmpulver,
ausgenommen Molkepulver

Anhang II — Protokoll betref-
fend Milchfett

Milchfett

Anhang III — Protokoll betref-
fend bestimmte Käsearten
Bestimmte Käsearten

TEIL III
Artikel VII

Verwaltung der
Übereinkunft

1. Internationaler Rat für
Milcherzeugnisse

a) Es wird ein Internationaler
Rat für Milcherzeugnisse im
Rahmen des GATT einge-
setzt. Der Rat, dem Ver-
treter aller Teilnehmer an
dieser Übereinkunft ange-
hören, erfüllt die Aufgaben,
die zur Durchführung der
Bestimmungen dieser Über-
einkunft notwendig sind.
Dem Rat stehen die Dienste
des GATT-Sekretariates zur
Verfügung. Der Rat gibt
sich seine eigenen Ver-
fahrensregeln.

b) Ordentliche Sitzungen
und Sondersitzungen
Der Rat tritt normaler-
weise mindestens zweimal
im Jahr zusammen. Der
Vorsitzende kann jedoch
von sich aus oder auf An-
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trag eines der nach Ab-
satz 2 a) eingesetzten Ko-
mitees oder auf Antrag
eines Teilnehmers an dieser
Übereinkunft eine Sonder-
sitzung einberufen.

c) Beschlußfassung
Die Beschlüsse des Rates
kommen durch Konsens
zustande. Ein Beschluß des
Rates über eine zur Prü-
fung vorgelegte Frage gilt
als gefaßt, wenn kein Mit-
glied des Rates einen for-
mellen Einwand gegen die
Annahme eines Vorschlags
erhebt.

d) Zusammenarbeit mit
anderen Organisatio-
nen
Der Rat trifft alle ge-
eigneten Vorkehrungen für
Konsultationen und die Zu-
sammenarbeit mit zwischen-
staatlichen und nichtstaat-
lichen Organisationen.

e) Zulassung von Beob-
achtern
i) Der Rat kann jedes

Nicht-Teilnehmerland
einladen, sich auf einer
Sitzung des Rates als
Beobachter vertreten zu
lassen.

ii) Der Rat kann auch jede
Organisation im Sinne
von Absatz 1 d) ein-
laden, einer Sitzung als
Beobachter beizuwoh-
nen.

2. Komitees
a) Der Rat setzt ein Komitee

zur Wahrnehmung aller
notwendigen Aufgaben für
die Durchführung der Be-
stimmungen des Protokolls
betreffend bestimmte Milch-
pulverarten, ein Komitee
zur Erfüllung aller not-
wendigen Aufgaben für die
Durchführung der Bestim-
mungen des Protokolls be-
betreffend Milchfett und
ein Komitee zur Wahrneh-
mung aller notwendigen
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Aufgaben für die Durch-
führung der Bestimmungen
des Protokolls betreffend
gewisse Käsearten ein. Je-
dem dieser Komitees ge-
hören Vertreter aller Teil-
nehmer an dem betreffen-
den Protokoll an. Den
Komitees stehen die Dienste
des GATT-Sekretariats zur
Verfügung. Die Komitees
erstatten dem Rat Bericht
über die Wahrnehmung
ihrer Aufgaben.

b) Prüfung der Marktlage

Der Rat legt die Modali-
täten der nach Artikel DI
zu übermittelnden Anga-
ben fest und trifft die not-
wendigen Vorkehrungen,
damit

— das Komitee des Pro-
tokolls betreffend be-
stimmte Milchpulverar-
ten die Lage und die
Entwicklung auf dem
internationalen Markt
für die unter das Pro-
tokoll fallenden Erzeug-
nisse sowie die Bedin-
gungen, unter denen
die Bestimmungen des
Protokolls von den Teil-
nehmern angewendet
werden, unter Berück-
sichtigung der Entwick-
lung der Preise im inter-
nationalen Handel mit
jedem der übrigen
Milcherzeugnisse, die
Einfluß auf den Handel
mit den unter das Pro-
tokoll fallenden Erzeug-
nissen haben, ständig
verfolgen kann;

— das Komitee des Pro-
tokolls betreffend Milch-
fett, die Lage und die
Entwicklung auf dem
internationalen Markt
für die unter das Pro-
tokoll fallenden Erzeug-
nisse sowie die Bedin-
gungen, unter denen
die Bestimmungen des
Protokolls von den Teil-
nehmern angewendet
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werden, unter Berück-
sichtigung der Entwick-
lung der Preise im inter-
nationalen Handel mit
jedem der übrigen
Milcherzeugnisse, die
Einfluß auf den Handel
mit den unter das Pro-
tokoll fallenden Erzeug-
nissen haben, ständig
verfolgen kann;

— das Komitee des Pro-
tokolls betreffend be-
stimmte Käsearten, die
Lage und die Entwick-
lung auf dem interna-
tionalen Markt für die
unter das Protokoll fal-
lenden Erzeugnisse so-
wie die Bedingungen,
unter denen die Be-
stimmungen des Proto-
kolls von den Teilneh-
mern angewendet wer-
den, unter Berücksich-
tigung der Entwicklung
der Preise im internatio-
nalen Handel mit jedem
der übrigen Milcher-
zeugnisse, die Einfluß
auf den Handel mit den
unter das Protokoll fal-
lenden Erzeugnissen
haben, ständig verfol-
gen kann.

c) Ordentliche Sitzungen
und Sondersitzungen

Jedes Komitee tritt nor-
malerweise mindestens ein-
mal im Vierteljahr zusam-
men. Der Vorsitzende jedes
Komitees kann jedoch von
sich aus oder auf Antrag
eines Teilnehmers eine Son-
dersitzung des betreffenden
Komitees einberufen.

d) Beschlußfassung

Die Beschlüsse der Ko-
mitees kommen durch Kon-
sens zustande. Ein Be-
schluß des Komitees über
eine zur Prüfung vorge-
legte Frage gilt als gefaßt,
wenn kein Mitglied des
Komitees einen formellen
Einwand gegen die An-
nahme eines Vorschlags er-
hebt.
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TEIL IV

Artikel VIII

Schlußbestimmungen

1. Annahme 4)

a) Diese Übereinkunft liegt
den Regierungen der Mit-
glieder der Organisation
der Vereinten Nationen
oder einer ihrer Sonderor-
ganisationen und der Euro-
päischen Wirtschaftsge-
meinschaft zur Annahme
durch Unterzeichnung oder
in anderer Form auf.

b) Jede Regierung 5), die diese
Übereinkunft annimmt,
kann bei der Annahme ei-
nen Vorbehalt bezüglich
der Annahme eines der
Protokolle im Anhang zu
der Übereinkunft machen.
Dieser Vorbehalt bedarf
der Zustimmung der Teil-
nehmer.

c) Diese Übereinkunft wird
beim Generaldirektor der
VERTRAGSPARTEIEN
des GATT hinterlegt, der
jedem Teilnehmer inner-
halb kürzester Frist eine
beglaubigte Abschrift da-
von und eine Notifikation
jeder Annahme übermittelt.
Der französische, der eng-
lische und der spanische
Wortlaut dieser Überein-
kunft sind gleichermaßen
verbindlich.

4) Die in diesem Artikel verwendeten
Begriffe „Annahme" oder „angenom-
men" umfassen den Abschluß aller
innerstaatlichen Verfahren, die zur
Durchführung der Bestimmungen
dieser Übereinkunft notwendig sind.

5) Im Sinne dieser Übereinkunft
umfaßt der Begriff „Regierung" auch
die zuständigen Organe der Europä-
ischen Wirtschaftsgemeinschaft.



2468 128. Stück — Ausgegeben am 24. Juli 1980 — Nr. 329

d) Die Annahme dieser Über-
einkunft bedeutet die Kün-
digung der in Genf am
12. Januar 1970 geschlos-
senen und am 14. Mai 1970
in Kraft getretenen Ver-
einbarung über bestimmte
Milcherzeugnisse für dieje-
nigen Teilnehmer, die diese
Vereinbarung angenommen
haben, und die Kündigung
des in Genf am 2. April
1973 geschlossenen und am
14. Mai 1973 in Kraft ge-
tretenen Protokolls über
Milchfett für diejenigen
Teilnehmer, die dieses Pro-
tokoll angenommen haben.
Diese Kündigung wird mit
dem Tag des Inkrafttretens
dieser Übereinkunft wirk-
sam.

2. Vorläufige Anwendung

Jede Regierung kann beim
Generaldirektor der VER-
TRAGSPARTEIEN des GATT
eine Erklärung über die vor-
läufige Anwendung dieser Über-
einkunft hinterlegen. Jede Re-
gierung, die eine solche Erklä-
rung hinterlegt, wendet diese
Übereinkunft vorläufig an und
gilt vorläufig als Teilnehmer an
dieser Übereinkunft.

3. Inkrafttreten

a) Diese Übereinkunft tritt
für diejenigen Teilnehmer,
die sie angenommen haben,
am 1. Jänner 1980 in Kraft.
Für Teilnehmer, die diese
Übereinkunft nach diesem
Zeitpunkt annehmen, gilt
sie vom Tag ihrer Annahme
an.

b) Die Gültigkeit von Ver-
trägen, die vor Inkrafttre-
ten dieser Übereinkunft
wirksam geworden sind,
wird durch diese Überein-
kunft nicht berührt.
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4. Geltungsdauer

Diese Übereinkunft wird für
die Dauer von drei Jahren ge-
schlossen. Ihre Geltungsdauer
verlängert sich jeweils um drei
weitere Jahre, sofern der Rat
nicht mindestens 80 Tage vor
dem Ende des jeweiligen Gel-
tungszeitraumes anders be-
schließt.

5. Änderung

Soweit nicht an anderer Stelle
dieser Übereinkunft Änderungs-
bestimmungen enthalten sind,
kann der Rat eine Änderung der
Bestimmungen dieser Überein-
kunft empfehlen. Vorgeschla-
gene Änderungen treten durch
Annahme durch die Regierungen
aller Teilnehmer in Kraft.

6. Verhältnis der Über-
einkunft zu den Anhängen

Vorbehaltlich der Bestimmun-
gen von Absatz 1 b) gelten als
Bestandteil dieser Übereinkunft:

— die Protokolle, die in Artikel
VI genannt und in den An-
hängen I, II und III enthal-
ten sind;

— die Verzeichnisse der Refe-
renzorte, die in Artikel 2 des
Protokolls betreffend be-
stimmte Milchpulverarten,
Artikel 2 des Protokolls be-
treffend Milchfett und Ar-
tikel 2 des Protokolls be-
treffend bestimmte Käsearten
genannt und in den Anhän-
gen I a, II a bzw. III a) ent-
halten sind;

— die Tabellen der Preisunter-
schiede nach dem Milchfett-
gehalt, die in Artikel 3 Ab-
satz 4 Anmerkung 3 des
Protokolls betreffend be-
stimmte Milchpulverarten
und Artikel 3 Absatz 4 An-
merkung 1 des Protokolls
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betreffend Milchfett erwähnt
und in den Anhängen I b)
bzw. II b) enthalten sind;

— das Verzeichnis der Verfah-
ren und Kontrollmaßnahmen,
das in Artikel 3 Absatz 5
des Protokolls betreffend be-
stimmte Milchpulverarten ge-
nannt und in Anhang I c)
enthalten ist.

7. Verhältnis der Über-
einkunft zum GATT

Die Bestimmungen dieser
Übereinkunft berühren nicht die
Rechte und Verpflichtungen dec
Teilnehmer aus dem GATT. 6)

8. Rücktri t t

a) Jeder Teilnehmer kann von
dieser Übereinkunft zurück-
treten. Der Rücktritt wird
mit Ablauf von sechzig
Tagen nach Eingang der
schriftlichen Rücktrittsan-
zeige beim Generaldirektor
der VERTRAGSPARTEI-
EN des GATT wirksam.

b) Unter den von den Teil-
nehmern zu beschließenden
Bedingungen kann jeder
Teilnehmer von jedem der
Protokolle im Anhang zu
dieser Übereinkunft zu-
rücktreten. Der Rücktritt
wird mit Ablauf von sech-
zig Tagen nach Eingang
der schriftlichen Rücktritts-
anzeige beim Generaldirek-
tor des GATT wirksam.

Geschehen zu Genf, am
zwölften April eintausendneun-
hundertneunundsiebzig.

6) Diese Bestimmung gilt nur
zwischen Teilnehmern, die Vertrags-
parteien des GATT sind.
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ANHANG I

Protokoll betreffend
bestimmte Milchpulverarten

TEIL I

Artikel 1

Erfaßte Erzeugnisse

Dieses Protokoll gilt für Milch-
pulver und Rahmpulver der
Tarifnummer 04.02 der Nomen-
klatur des Rates für die Zu-
sammenarbeit auf dem Gebiete
des Zollwesens, ausgenommen
Molkepulver.

TEIL II

Artikel 2

Leiterzeugnisse

Für die Anwendung dieses
Protokolls werden für die Leiter-
zeugnisse, die den folgenden
Definitionen entsprechen, Min-
destausfuhrpreise festgesetzt:

a) Bezeichnung: Mager-
milchpulver

Milchfettgehalt: höchstens
1,5 Gewichtsprozente

Wassergehalt: höchstens
5 Gewichtsprozente

b) Bezeichnung: Vollmilch-
pulver

Milchfettgehalt: 26 Ge-
wichtsprozente

Wassergehalt: höchstens
5 Gewichtsprozente

c) Bezeichnung: Butter-
milchpulver 1)

Milchfettgehalt: höchstens
11 Gewichtsprozente

Wassergehalt: höchstens
5 Gewichtsprozente

1) Erzeugnis, das aus der Gewin-
nung von Butter und wasserfreiem
Milchfett stammt.
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Verpackung: In handelsüblichen
Verpackungen mit einem Min-
destgewicht des Inhalts von
25 kg bzw. 50 lbs.

Verkaufsbedingungen: fob
Hochseeschiff Ausfuhrland
oder frei Grenze Ausfuhrland.

Abweichend von dieser Be-
stimmung werden für die in
Anhang I a genannten Länder
Referenzorte festgelegt. Das
nach Artikel VII Absatz 2 a)
der Übereinkunft eingesetzte
Komitee — im folgenden
„das Komitee" genannt —
kann den Inhalt des Anhangs
ändern.

Prompte Zahlung gegen
Dokumente.

Artikel 3

Mindestpreise

Höhe und Einhaltung des
Mindestpreise

1. Die Teilnehmer werden die
notwendigen Vorkehrungen tref-
fen um sicherzustellen, daß
die Ausfuhrpreise der in Artikel 2
dieses Protokolls definierten Er-
zeugnisse nicht niedriger sind
als die aufgrund dieses Protokolls
anwendbaren Mindestpreise.
Werden die Erzeugnisse in Form
von Waren ausgeführt, in denen
sie enthalten sind, so treffen
die Teilnehmer die notwendigen
Vorkehrungen, um eine Um-
gehung der Preisvorschriften
dieses Protokolls zu vermeiden.

2. a) Die in diesem Artikel fest-
gelegten Mindestpreise be-
rücksichtigen insbesondere
die derzeitige Marktlage,
die Preise für Milcher-
zeugnisse in den teilneh-
menden Erzeugerländern,
die Notwendigkeit der
Sicherstellung eines ange-
messenen Verhältnisses zwi-
schen den in den Proto-
kollen zu dieser Überein-
kunft festgelegten Mindest-
preisen, die Notwendigkeit
der Sicherstellung ange-
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messener Preise für die
Verbraucher und die er-
wünschte Aufrechterhal-
tung eines Mindesterlöses
für die leistungsfähigsten
Erzeuger zur Sicherstellung
einer längerfristigen Ver-
sorgungsstabilität.

b) Die in Absatz 1 vorge-
sehenen Mindestpreise, die
bei Inkrafttreten dieses Pro-
tokolls gelten, werden wie
folgt festgesetzt:

i) 425 US-Dollar je metri-
sche Tonne für Mager-
milchpulver entspre-
chend der Definition
in Artikel 2 dieses Pro-
tokolls;

ii) 725 US-Dollar je metri-
sche Tonne für Voll-
milchpulver entspre-
chend der Definition
in Artikel 2 dieses Pro-
tokolls;

iii) 425 US-Dollar je metri-
sche Tonne für Butter-
milchpulver entspre-
chend der Definition
in Artikel 2 dieses Pro-
tokolls.

3. a) Die in diesem Artikel fest-
gesetzten Mindestpreise
können vom Komitee unter
Berücksichtigung der Er-
gebnisse der Anwendung
des Protokolls einerseits
und der Entwicklung der
Lage auf dem internationa-
len Markt andererseits ge-
ändert werden.

b) Die in diesem Artikel fest-
gesetzten Mindestpreise
werden mindestens einmal
jährlich vom Komitee über-
prüft. Das Komitee tritt
zu diesem Zweck im Sep-
tember eines jeden Jahres
zusammen. Bei dieser Über-
prüfung zieht das Komitee
in dem angemessenen und
notwendigen Umfang ins-
besondere die von den
Erzeugern zu tragenden
Kosten, sonstige einschlä-
gige Wirtschaftsfaktoren
des Weltmarktes, die Not-
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wendigkeit, den leistungs-
fähigsten Erzeugern einen
langfristigen Mindesterlös
zu erhalten, die Notwen-
digkeit, die Versorgungs-
stabilität aufrechtzuerhalten
und den Verbrauchern an-
nehmbare Preise zu sichern
sowie die jeweilige Lage
auf dem Markt in Betracht
und beachtet die wün-
schenswerte Verbesserung
des Verhältnisses zwischen
der Höhe der in Absatz 2 b)
festgesetzten Mindestpreise
und der Höhe der Stützung
der Milcherzeugung in den
wichtigsten teilnehmenden
Erzeugerländern.

Anpassung der Mindestpreise

4. Weichen die tatsächlich aus-
geführten Erzeugnisse von den
Leiterzeugnissen bezüglich Fett-
gehalt, Verpackung oder Ver-
kaufsbedingungen ab, so werden
die Mindestpreise nach Maßgabe
der folgenden Bestimmungen
so angepaßt, daß die Mindest-
preise, wie sie in diesem Proto-
koll für die in dessen Artikel 2
definierten Erzeugnisse festge-
legt sind, gewahrt werden.

Milchfettgehalt: Weicht der
Milchfettgehalt der in Artikel 1
dieses Protokolls definierten
Milchpulverarten, ausgenommen
Buttermilchpulver 2) von dem
Milchfettgehalt der in Artikel 2
a) und b) dieses Protokolls
definierten Leiterzeugnisse ab,
so wird der Mindestpreis für
jeden vollen Gewichtsprozent
Milchfett ab 2 Gewichtspro-
zenten im Verhältnis zu dem
Unterschied zwischen den Min-
destpreisen für die in Artikel 2 a)
und b) dieses Protokolls definier-
ten Leiterzeugnisse nach oben
angepaßt. 3)

2) Entsprechend der Definition in
Artikel 2 c) dieses Protokolls.

3) Siehe Anhang I b „Tabelle der
Preisunterschiede nach dem Milch-
fettgehalt".
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Verpackung: Werden die Er-
zeugnisse anders als in handels-
üblichen Verpackungen mit ei-
nem Gewicht des Inhalts von
mindestens 25 kg bzw. 50 lbs
angeboten, so werden die Min-
destpreise so angepaßt, daß sie
den Kostenunterschied zwischen
der tatsächlichen Verpackung
und der oben definierten Ver-
packung widerspiegeln.

Verkaufsbedingungen: Erfolgt
der Verkauf zu anderen Bedin-
gungen als fob Ausfuhrland
oder frei Grenze Ausfuhrland 4),
so werden die Mindestpreise auf
der Grundlage der in Absatz 2 b)
festgesetzten fob-Mindestpreise
zuzüglich der tatsächlichen und
berechtigten Kosten der einge-
schlossenen Leistungen errech-
net; schließen die Verkaufsbe-
dingungen die Einräumung eines
Kredits ein, so werden dessen
Kosten zu den im betreffenden
Land vorherrschenden kommer-
ziellen Zinssätzen berechnet.

Ausfuhren und Einfuhren von
Magermilchpulver und Butter-
milchpulver zu Futterzwecken

5. Abweichend von den Be-
stimmungen der Absätze 1 bis 4
können die Teilnehmer unter
den nachstehend festgelegten Be-
dingungen Magermilchpulver
und Buttermilchpulver zu Fut-
terzwecken unter den in diesem
Protokoll für die genannten
Erzeugnisse vorgesehenen Min-
destpreisen ausführen bzw. ein-
führen. Die Teilnehmer können
von dieser Möglichkeit nur Ge-
brauch machen, wenn sie die
ausgeführten bzw. eingeführten
Erzeugnisse den Verfahren und
Kontrollmaßnahmen unterwer-
fen, die im Ausfuhr- bzw. Be-
stimmungsland angewendet wer-
den, um sicherzustellen, daß das
auf diese Weise ausgeführte bzw.
eingeführte Magermilchpulver
und Buttermilchpulver aus-
schließlich zu Futterzwecken
verwendet wird. Diese Verfah-

4) Siehe Artikel 2.
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ren und Kontrollmaßnahmen be-
dürfen der Zustimmung des
Komitees und der Eintragung in
ein vom Komitee gefühltes Re-
gister. 5) Teilnehmer, die von
den Bestimmungen dieses Ab-
satzes Gebrauch machen möch-
ten, teilen ihre Absicht im vor-
aus dem Komitee mit, das auf
Antrag eines Teilnehmers zu-
sammentritt, um die Marktlage
zu prüfen. Die Teilnehmer über-
mitteln die notwendigen Anga-
ben über ihre Geschäfte mit
Magermilchpulver und Butter-
milchpulver zu Futterzwecken,
damit das Komitee die Entwick-
lung in diesem Sektor verfolgen
und in regelmäßigen Abständen
Vorausschätzungen über die Ent-
wicklung dieses Handels anstel-
len kann.

Besondere Verkaufsbedin-
gungen

6. Die Teilnehmer werden im
Rahmen ihrer institutionellen
Möglichkeiten sicherstellen, daß
Praktiken der in Artikel 4 dieses
Protokolls erwähnten Art nicht
zur Folge haben, die Ausfuhr-
preise der unter die Mindest-
preisvorschriften fallenden Er-
zeugnisse mittelbar oder unmit-
telbar unter die vereinbarten
Mindestpreise zu senken.

Anwendungsbereich

7. Für jeden Teilnehmer findet
dieses Protokoll Anwendung auf

5) Siehe Anhang I c „Register der
Verfahren und Kontrollmaßnahmen".
Die Exporteure können Magermilch-
pulver und Buttermilchpulver zu
Futterzwecken in unverändertem Zu-
stand an Importeure liefern, deren
Verfahren und Kontrollmaßnahmen in
dem Register eingetragen sind. In
diesem Fall haben die Exporteure das
Komitee von ihrer Absicht in Kenntnis
zu setzen, Magermilchpulver und/oder
Buttermilchpulver zu Futterzwecken in
unverarbeitetem Zustand an solche
Importeure zu liefern, deren Verfahren
und Kontrollmaßnahmen registriert
worden sind.
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die Ausfuhren der in Artikel 1
dieses Protokolls definierten Er-
zeugnisse, die in seinem Zoll-
gebiet hergestellt oder umge-
packt wurden.

Andere Geschäfte als normale
kommerzielle Geschäfte

8. Die Bestimmungen der Ab-
sätze 1 bis 7 finden keine An-
wendung auf unentgeltliche Aus-
fuhren nach Entwicklungslän-
dern oder auf Ausfuhren, die für
Zwecke der Hilfe, der ernäh-
rungsbezogenen Entwicklung
oder der Wohlfahrt in Entwick-
lungsländern bestimmt sind.

Artikel 4

Übermitt lung
von Angaben

Nähern sich die Preise im
internationalen Handel mit den
unter Artikel 1 dieses Protokolls
fallenden Erzeugnissen den in
Artikel 3 Absatz 2 b) dieses Pro-
tokolls erwähnten Mindestprei-
sen, so notifizieren die Teilneh-
mer dem Komitee unbeschadet
der Bestimmungen des Artikels
III der Übereinkunft alle für die
Beurteilung ihrer Marktlage maß-
geblichen Elemente, insbeson-
dere Kredit- oder Darlehens-
praktiken, Koppelungs-, Tausch-
oder Dreiecksgeschäfte, Rück-
erstattungen oder Rabatte, Aus-
schließlichkeitsverträge, Ver-
packungskosten und Einzelhei-
ten der Verpackung, damit das
Komitee eine Überprüfung vor-
nehmen kann.

Artikel 5

Pflichten der ausführenden
Teilnehmer

Die ausführenden Teilnehmer
unternehmen entsprechend ihren
institutionellen Möglichkeiten
alles in ihrer Macht Stehende,
um vorrangig den normalen
kommerziellen Bedarf der teil-
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nehmenden einführenden Ent-
wicklungsländer, insbesondere
den Bedarf für ernährungsbe-
zogene Entwicklungszwecke und
für Wohlfahrtszwecke, zu be-
friedigen.

Artikel 6

Zusammenarbeit der ein-
führenden Teilnehmer

1. Die Teilnehmer, die unter
Artikel 1 dieses Protokolls fallen-
de Erzeugnisse einführen, wer-
den insbesondere

a) bei der Verwirklichung der
Mindestpreisziele dieses
Protokolls zusammenarbei-
ten und soweit möglich
sicherstellen, daß die unter
Artikel 1 dieses Protokolls
fallenden Erzeugnisse nicht
unter dem Zollwert ein-
geführt werden, der den
vorgeschriebenen Mindest-
preisen entspricht;

b) unbeschadet der Bestim-
mungen des Artikels IQ der
Übereinkunft und des Ar-
tikels 4 dieses Protokolls
Angaben über Einfuhren
von unter Artikel 1 dieses
Protokolls fallenden Er-
zeugnissen aus Nicht-Teil-
nehmerländern übermit-
teln;

c) Vorschläge für geeignete
Abhilfemaßnahmen für den
Fall, daß Einfuhren zu
Preisen, die mit den Min-
destpreisen nicht vereinbar
sind, die Anwendung dieses
Protokolls gefährden, wohl-
wollend prüfen.

2. Absatz 1 findet keine An-
wendung auf Einfuhren von
Magermilchpulver and Butter-
milchpulver zu Futterzwecken,
sofern diese Einfuhren den in
Artikel 3 Absatz 5 dieses Proto-
kolls vorgesehenen Maßnahmen
und Verfahren unterworfen
werden.
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TEIL III

Artikel 7

Ausnahmen

Auf Antrag eines Teilnehmers
ist das Komitee befugt, Ausnah-
men von den Bestimmungen des
Artikels 3 Absätze 1 bis 5 dieses
Protokolls zuzulassen, um
Schwierigkeiten zu beheben, die
die Einhaltung der Mindest-
preise bestimmten Teilnehmern
verursachen könnte. Das Ko-
mitee befindet über den Antrag
binnen drei Monaten nach An-
tragstellung.

Artikel 8

Dringlichkeitsmaßnahmen

Jeder Teilnehmer, der der Auf-
fassung ist, daß seine Interessen
durch ein an dieses Protokoll
nicht gebundenes Land ernsthaft
bedroht sind, kann den Vor-
sitzenden des Komitees ersu-
chen, binnen zwei Arbeitstagen
eine Dringlichkeitssitzung des
Komitees einzuberufen, um über
etwaige notwendige Maßnahmen
zur Behebung der Lage zu ent-
scheiden. Kann eine solche Sit-
zung nicht binnen zwei Arbeits-
tagen einberufen werden und
droht den Handelsinteressen des
betreffenden Teilnehmers bedeu-
tender Schaden, so kann er ein-
seitig Schutzmaßnahmen ergrei-
fen, sofern jeder andere Teil-
nehmer, der voraussichtlich da-
von betroffen wird, sofort in
Kenntnis gesetzt wird. Der Vor-
sitzende des Komitees ist eben-
falls offiziell und umgehend über
alle Umstände der Angelegen-
heit zu unterrichten und aufzu-
fordern, zum frühest möglichen
Zeitpunkt eine Sondersitzung
des Komitees einzuberufen.

ANHANG I a

Protokoll betreffend bestimmte
Milchpulverarten

Verzeichnis der
Referenzorte

Gemäß Artikel 2 dieses Pro-
tokolls werden für die nach-
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stehend angeführten Länder fol-
gende Referenzorte festgelegt:

Österreich: Antwerpen, Ham-
burg, Rotterdam

Finnland: Antwerpen, Ham-
burg, Rotterdam

Norwegen: Antwerpen, Ham-
burg, Rotterdam

Schweden: Antwerpen, Ham-
burg, Rotterdam

Polen: Antwerpen, Hamburg,
Rotterdam

ANHANG I b

Protokoll betreffend
bestimmte Milchpulverarten

Tabelle der Preisunter-
schiede nach dem Milch-

fettgehalt
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ANHANG I c

Protokoll betreffend
bestimmte Milchpulverarten

Register der Verfahren und
Kontrollmaßnahmen

Im Einklang mit den Bestim-
mungen von Artikel 3 Absatz 5
dieses Protokolls werden die
folgenden Verfahren und Kon-
trollmaßnahmen für die unten
angeführten Teilnehmer ge-
billigt:

Australien

Magermilchpulver 6) kann aus
dem Zollgebiet Australiens in
dritte Länder ausgeführt werden:

A. entweder nachdem die zu-
ständigen australischen Behör-
den sich vergewissert haben,
daß das Magermilchpulver in
einem der folgenden Verfahren
denaturiert worden ist:

1. Je 100 kg Magermilchpulver
Zusatz von 2,5 kg Luzerne-
grünmehl oder Grasgrünmehl
mit einem Anteil von minde-
stens 70% Partikeln, die 300 Mi-
kron nicht überschreiten, gleich-
mäßig in der Mischung verteilt.

2. Zusatz von fein gemahlenem
Luzernemehl (98% müssen ein
60er Sieb bzw. nach US-Norm
ein 50er Sieb passieren) im
Verhältnis von 2 bis 4 Teilen

6) Diese Verfahren und Kontroll-
maßnahmen gelten für Buttermilch-
pulver sowie Magermilchpulver zu
Futterzwecken.
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je 100 und von Phenolphtalein
im Verhältnis 1:20000 (1 g auf
20 kg Milch).

3. Zusatz von 20 Gewichts-
prozenten, bezogen auf das be-
handelte Erzeugnis (80 Ge-
wichtsprozente Milchpulver und
20 Gewichtsprozente Denaturie-
rungsmittel), einer Mischung aus
80% Kleie und 20% Kartoffel-
mehl, Reismehl oder anderer
gewöhnlicher Stärke (mindestens
10% müssen ein 60er Sieb bzw.
nach US-Norm ein 50er Sieb
passieren) sowie von Phenol-
phtalein im Verhältnis 1:20000.

4. Je 100 kg Magermilchpulver
Zusatz von mindestens 35 kg
nichtdesodoriertem Fischmehl
und 200 g Eisenkarbonat oder
Eisensulfat sowie

a) 1,5 kg Aktivkohle;

b) oder 100 g einer Mischung,
die zu vier Fünftel aus
Tartrazin-Gelb (E 102) und
zu einem Fünftel aus Pa-
tentblau V (E 131) be-
steht;

c) oder 20 g Cochenillerot A
(E 124);

d) oder 40 g Patentblau V
(E 131).

5. Je 100 kg Magermilchpulver
Zusatz von mindestens 40 kg
nichtdesodoriertem Fischmehl
und 300 g Eisenkarbonat oder
Eisensulfat.

6. Je 100 kg Magermilchpulver
Zusatz von mindestens 4,5 kg
Fischöl oder Lebertran und 300g
Eisenkarbonat oder Eisensulfat.

Das in den Verfahren 4 und 5
genannte Fischmehl muß min-
destens 25% Partikel von we-
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niger als 80 Mikron enthalten.
Die Eisensalze in den Verfahren
4, 5 und 6 müssen mindestens
30% Partikel von weniger als
80 Mikron enthalten. Die Farb-
stoffe müssen folgende Anteile
an reinem Farbstoff enthalten s

— Cochenillerot A (E 124) min-
destens 30%

— andere Farbstoffe mindestens
25% ; Farbstoffe müssen min-
destens 30% Partikel von
weniger als 80 Mikron ent-
halten. Der Säuregehalt des
Fischöls, gerechnet in Öl-
säure, muß mindestens 10%
betragen.

Die dem Magermilchpulver
in den Verfahren 4, 5 und 6
zugesetzten Stoffe, insbesondere
die Aktivkohle, die Eisensalze
und die Farbstoffe, müssen
gleichmäßig verteilt sein. Zwei
einer Warenmenge von 25 kg
entnommene Stichproben von
je 50 g müssen bei der chemi-
schen Analyse innerhalb der für
die verwendete Analysemethode
zulässigen Fehlergrenze die glei-
chen Ergebnisse erbringen.

7. Je 100 Gallonen Milch Zu-
satz von 2 bis 3 Unzen Farb-
stoff zur flüssigen Magermilch
vor dem Trocknen (je Hekto-
liter 12,5 bis 18,7 g). Folgende
Farbstoffe können verwendet
werden:

233
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8. Zusatz von Fleisch- und
Knochenmehl im Verhältnis von
2 zu 4 Teilen Magermilchpulver.

Die Säcke oder Behälter, in
denen das denaturierte Pulver
verpackt ist, müssen die Auf-
schrift „Nur zu Futterzwecken"
tragen.

B. oder nach Beimengung in
Mischfutter der zu Nr. 23.07 der
Nomenklatur des Rates für die
Zusammenarbeit auf dem Ge-
biete des Zollwesens gehörenden
Art.

Österreich

Magermilchpulver 7) kann aus
dem Zollgebiet Österreichs in
dritte Länder ausgeführt werden,

A. entweder nachdem die zu-
ständigen österreichischen Be-
hörden sich vergewissert haben,
daß das Magermilchpulver in
einem der folgenden Verfahren
denaturiert worden ist:

1. Je 100 kg Magermilchpulver
Zusatz von 2,5 kg Luzernegrün-
mehl oder Grasgrünmehl mit
einem Anteil von mindestens
70% Partikeln, die 300 Mikron
nicht überschreiten, gleichmäßig
in der Mischung verteilt.

2. Zusatz von fein gemahlenem
Luzernemehl (98% müssen ein
60er Sieb bzw. nach US-Norm
ein 50er Sieb passieren) im Ver-
hältnis von 2 bis 4 Teilen je
100 und von Phenolphtalein
im Verhältnis 1:20000 (1 g auf
20 kg Milch).

3. Zusatz von 20 Gewichts-
prozenten, bezogen auf das
behandelte Erzeugnis (80 Ge-

7) Diese Verfahren und Kontroll-
maßnahmen gelten für Buttermilch-
pulver sowie Magermilchpulver zu
Futterzwecken.
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wichtsprozente Milchpulver und
20 Gewichtsprozente Denatu-
rierungsmittel), einer Mischung
aus 80% Kleie und 20% Kar-
toffelmehl, Reismehl oder an-
derer gewöhnlicher Stärke (min-
destens 10% müssen ein 60er
Sieb bzw. nach US-Norm ein
50er Sieb passieren) sowie von
Phenolphtalein im Verhältnis
1:20000.

4. Je 100 kg Magermilchpulver
Zusatz von mindestens 35 kg
nichtdesodoriertem Fischmehl
und 200 g Eisenkarbonat oder
Eisensulfat sowie

a) 1,5 kg Aktivkohle;

b) oder 100 g einer Mischung,
die zu vier Fünftel aus
Tartrazin-Geld (E 102) und
zu einem Fünftel aus Pa-
tentblau V (E 131) besteht;

c) oder 20 g Cochenillerot A
(E 124);

d) oder 40 g Patentblau V
(E 131).

5. Je 100 kg Magermilchpulver
Zusatz von mindestens 40 kg
nichtdesodoriertem Fischmehl
und 300 g Eisenkarbonat oder
Eisensulfat.

6. Je 100 kg Magermilchpulver
Zusatz von mindestens 4,5 kg
Fischöl oder Lebertran und
300 g Eisenkarbonat oder Eisen-
sulfat.

Das in den Verfahren 4 und 5
genannte Fischmehl muß min-
destens 25% Partikel von weni-
ger als 80 Mikron enthalten. Die
Eisensalze in den Verfahren 4,
5 und 6 müssen mindestens 30%
Partikel von weniger als
80 Mikron enthalten. Die Farb-
stoffe müssen folgende Anteile
an reinem Farbstoff enthalten:
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— Cochenilllerot A (E 124) min-
destens 30%

— andere Farbstoffe mindestens
25%; Farbstoffe müssen min-
destens 30% Partikel von
weniger als 80 Mikron ent-
halten. Der Säuregehalt des
Fischöls, gerechnet in Öl-
säure, muß mindestens 10%
betragen.

Die dem Magermilchpulver
in den Verfahren 4, 5 und 6 zu-
gesetzten Stoffe, insbesondere
die Aktivkohle, die Eisensalze
und die Farbstoffe, müssen
gleichmäßig verteilt sein. Zwei
einer Warenmenge von 25 kg
entnommene Stichproben von
je 50 g müssen bei der chemi-
schen Analyse innerhalb der für
die verwendete Analysemethode
zulässigen Fehlergrenze die
gleichen Ergebnisse erbringen.

7. Je 100 Gallonen Milch Zu-
satz von 2 bis 3 Unzen Farb-
stoff zur flüssigen Magermilch
vor dem Trocknen (je Hekto-
liter 12,5 bis 18,7 g). Folgende
Farbstoffe können verwendet
werden:

8. Zusatz von Fleisch- und
Knochenmehl im Verhältnis von
2 zu 4 Teilen Magermilch-
pulver.

Die Säcke oder Behälter, in
denen das denaturierte Pulver
verpackt ist, müssen die Auf-
schrift „Nur zu Futterzwecken"
tragen.

B. oder nach Beimengung in
Mischfutter der zu Nr. 23.07
der Nomenklatur des Rates für
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die Zusammenarbeit auf dem
Gebiete des Zollwesens gehö-
renden Art.

Kanada

1. Zusatz von fein gemahlenem
Luzernemehl (98% müssen ein
60er Sieb bzw. nach US-Norm
ein 50er Sieb passieren) im
Verhältnis von 2 bis 4 Teilen
je 100 und von Phenolphtalein
im Verhältnis 1:20000 (1 g auf
20 kg Milch).

2. Zusatz von 20 Gewichts-
prozenten, bezogen auf das be-
handelte Erzeugnis (80 Ge-
wichtsprozente Milchpulver und
20 Gewichtsprozente Denatu-
rierungsmittel), einer Mischung
aus 80% Kleie und 20% Kar-
toffelmehl, Reismehl oder an-
derer gewöhnlicher Stärke (min-
destens 10% müssen ein 60er
Sieb bzw. nach US-Norm ein
50er Sieb passieren) sowie von
Phenolphtalein im Verhält-
nis 1:20000.

3. Je 100 kg Magermilchpulver
Zusatz von mindestens 35 kg
nichtdesodoriertem Fischmehl
und 200 g Eisenkarbonat oder
Eiseasulfat sowie

a) 1,5 kg Aktivkohle;

b) oder 100 g einer Mischung,
die zu vier Fünftel aus
Tartrazin-Gelb (E 102) und
zu einem Fünftel aus Patent-
blau V (E 131) besteht;

c) oder 20 g Cochenillerot A
(E 124);

d) oder 40 g Patentblau V
(E 131).

4. Je 100 kg Magermilchpulver
Zusatz von mindestens 40 kg
nichtdesodoriertem Fischmehl
und 300 g Eisenkarbonat oder
Eisensulfat.

5. Je 100 kg Magermilchpulver
Zusatz von mindestens 4,5 kg
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Fischöl oder Lebertran und 300 g
Eisenkarbonat oder Eisensulfat.

Das in den Verfahren 3 und 4
genannte Fischmehl muß min-
destens 25% Partikel von weni-
ger als 80 Mikron enthalten.
Die Eisensalze in den Verfah-
ren 3, 4 und 5 müssen min-
destens 30% Partikel von weni-
ger als 80 Mikron enthalten.
Die Farbstoffe müssen folgende
Anteile an reinem Farbstoff ent-
halten:

— Conchenillerot A (E 124)
mindestens 30%

— andere Farbstoffe mindestens
25%; Farbstoffe müssen min-
destens 30% Partikel von
weniger als 80 Mikron ent-
halten. Der Säuregehalt des
Fischöls, gerechnet in Öl-
säure, muß mindestens 10%
betragen.

Die dem Magermilchpulver
in den Verfahren 3, 4 und 5
zugesetzten Stoffe, insbesondere
die Aktivkohle, die Eisensalze
und die Farbstoffe, müssen
gleichmäßig verteilt sein. Zwei
einer Warenmenge von 25 kg
entnommene Stichproben von
je 50 g müssen bei der chemi-
schen Analyse innerhalb der für
die verwendete Analysemethode
zulässigen Fehlergrenze die
gleichen Ergebnisse erbringen.

6. Je 100 Gallonen Milch Zu-
satz von 2 bis 3 Unzen Farb-
stoff zur flüssigen Magermilch
vor dem Trocknen (je Hekto-
liter 12,5 bis 18,7 g).

Folgende Farbstoffe können
verwendet werden:
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7. Zusatz von Fleisch- und
Knochenmehl im Verhältnis von
2 zu 4 Teilen Magermilchpulver.

8. Je 100 kg Magermilchpulver
Zusatz von 2,5 kg Luzernegrün-
mehl oder Grasgrünmehl mit
einem Anteil von mindestens
70% Partikeln, die 300 Mikron
nicht überschreiten, gleichmäßig
in der Mischung verteilt.

Die Säcke oder Behälter, in
denen das denaturierte Pulver
verpackt ist, müssen die Auf-
schrift „Nur zu Futterzwecken"
tragen.
9. Beimengung von Mager-
milchpulver in Mischfutter der
zu Nr. 23.07 der Nomenklatur
des Rates für die Zusammen-
arbeit auf dem Gebiete des
Zollwesens gehörenden Art.

Europäische Wirtschaftsge-
meinschaft

Magermilchpulver 8) zu Futter-
zwecken kann nach Drittländern
ausgeführt werden:

a) entweder nach Denaturie-
rung im Zollgebiet der Ge-
meinschaft nach Artikel 2
der Verordnung (EWG)
Nr. 990/72 9), zuletzt ge-
ändert durch Verordnung
(EWG) Nr. 804/76 10):

8) Diese Verfahren und Kontroll-
maßnahmen gelten für Buttermilch-
pulver sowie Magermilchpulver zu
Futterzwecken. [Siehe Verordnung
(EWG) Nr. 804/68, Artikel 10, Ab-
satz 1].

9) ABl. L 115 vom 17. Mai 1972,
Seite 1.

10) ABl. L 93 vom 8. April 1976,
Seite 22.
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„Magermilchpulver wird
denaturiert, indem unter
gleichmäßiger Verteilung
im Gemisch je 100 kg
Magermilchpulver 2,5 kg
Luzernegrünmehl oder
Grasgrünmehl mit einem
Anteil von mindestens
70 v. H. Partikeln, die
300 Mikron nicht über-
schreiten, zugesetzt wer-
den."

Dieses Erzeugnis fallt
unter Tarifstelle 04.02 A
II (b) 1 des Gemeinsamen
Zolltarifs;

b) oder nach Beimengung in
„Futter, melassiert oder ge-
zuckert; andere Zube-
reitungen der bei der Füt-
terung verwendeten Art"
der Tarifstelle ex 23.07 B
des Gemeinsamen Zoll-
tarifs, Mager-milchpulver
enthaltend;

c) oder nach Färben in fol-
gendem Färbeverfahren:

Das Färben ist mit den
Farbstoffen vorzunehmen,
die durch die Nummern des
Farbenindex—neueste Aus-
gabe — und die nachste-
hend angeführten Bezeich-
nungen festgelegt sind.

Diese Farbstoffe
— sind allein oder in Ver-

bindung mit anderen
Farbstoffen in Form von
staubfeinem Pulver zu
verwenden

und
— müssen in dem Mager-

milchpulver gleichmä-
ßig und

— in Mindestmengen von
200g/100 kg verteilt sein.

Bezeichnung der Farbstoffe:
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d) oder nach Denaturierung
nach Anhang III der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 2054/
76 12), zuletzt geändert
durch Verordnung (EWG)
Nr. 2823/78 13);
1. Homogene Vermen-
gung der zu denaturie-
renden Erzeugnisse mit
1 y. H. Blutmehl und
1 y. H. nichtdesodoriertem
Fischmehl; beide Stoffe
müssen fein gemahlen sein
und mindestens zu 80 v. H.
die Maschen eines 60er
Siebes der Reihe fine Tyler
oder entsprechender ge-
normter Siebe passieren
(Maschenweite 0,246 mm).

Das Blutmehl muß den
im Handel als löslich gel-
tenden Typen angehören
und folgenden Bedingun-
gen entsprechen: Das zu
10 v. H. in Wasser aufge-
löste Mehl darf nach 15 Mi-
nuten Schütteln und wei-
teren 15 Minuten Schleu-
dern bei 2000 Umdre-
hungen je Minute nicht
mehr als 5 v. H. Sediment
absetzen.

2. Homogene Vermen-
gung der zu denaturieren-
den Erzeugnisse mit
1 v. H. Blutmehl und 1 v.
H. nichtdesodorierten So-
lubles von Fischen.

Das Blutmehl muß die
im ersten Verfahren be-
schriebenen Merkmale auf-
weisen, und die Solubles
von Fischen müssen be-
züglich des Feinheitsgrades
dieselben Merkmale auf-
weisen, wie sie in dem
ersten Verfahren für Blut-
mehl und Fischmehl an-
gegeben sind.

11) Dieser Farbstoff darf nur in
Verbindung mit einem oder mehreren
der Anderen in der Liste enthaltenen
Farbstoffe verwendet werden.

12) ABl. L 228 vom 20. August 1978,
Seite 17.

13) ABl. L 334 vom 1. Dezember
1978, Seite 84.
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Finnland

Magermilchpulver 14) kann
aus dem Zollgebiet Finnlands
in dritte Länder ausgeführt
werden,

A. entweder nachdem die zu-
ständigen finnischen Behörden
sich vergewissert haben, daß das
Magermilchpulver in einem der
folgenden Verfahren denaturiert
worden ist!

1. Je 100 kg Magermilchpulver
Zusatz von 2,5 kg Luzernegrün-
mehl oder Grasgrünmehl mit
einem Anteil von mindestens
70% Partikeln, die 300 Mikron
nicht überschreiten, gleichmäßig
in der Mischung verteilt.

2. Zusatz von fein gemahlenem
Luzernemehl (98% müssen ein
60er Sieb bzw. nach US-Norm
ein 50er Sieb passieren) im Ver-
hältnis von 2 bis 4 Teilen je
100 und von Phenolphtalein im
Verhältnis 1:20000 (1 g auf
20 kg Milch).

3. Zusatz von 20 Gewichts-
prozenten, bezogen auf das be-
handelte Erzeugnis (80 Ge-
wichtsprozente Milchpulver und
20 Gewichtsprozente Denatu-
rierungsmittel), einer Mischung
aus 80% Kleie und 20% Kar-
toffelmehl, Reismehl oder ande-
rer gewöhnlicher Stärke (min-
destens 10% müssen ein 60er
Sieb bzw. nach US-Norm ein
50er Sieb passieren) sowie von
Phenolphtalein im Verhältnis
1:20000.

14) Diese Verfahren und Kontroll-
maßnahmen gelten für Buttermilch-
pulver sowie Magermilchpulver zu
Futterzwecken.
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4. Je 100 kg Magermilchpulver
Zusatz von mindestens 35 kg
nichtdesodoriertem Fischmehl
und 200 g Eisenkarbonat oder
Eisensulfat sowie

a) 1,5 kg Aktivkohle;

b) oder 100 g einer Mischung,
die zu vier Fünftel aus
Tartrazin-Gelb (E 102) und
zu einem Fünftel aus Pa-
tentblau V (E 131) be-
steht;

c) oder 20 g Cochenillerot A
(E 124);

d) oder 40 g Patentblau V
(E 131).

5. Je 100 kg Magermilchpulver
Zusatz von mindestens 40 kg
nichtdesodoriertem Fischmehl
und 300 g Eisenkarbonat oder
Eisensulfat.

6. Je 100 kg Magermilchpulver
Zusatz von mindestens 4,5 kg
Fischöl oder Lebertran und 300 g
Eisenkarbonat oder Eisensulfat

Das in den Verfahren 4 und 5
genannte Fischmehl muß min-
destens 25% -Partikel von weni-
ger als 80 Mikron enthalten.
Die Eisensalze in den Verfahren
4, 5 und 6 müssen mindestens
30% Partikel von weniger als
80 Mikron enthalten. Die Farb-
stoffe müssen folgende Anteile
an reinem Farbstoff enthalten:

— Cochenillerot A (E 124) min-
destens 30%

— andere Farbstoffe mindestens
25% ; Farbstoffe müssen min-
destens 30% Partikel von
weniger als 80 Mikron ent-
halten. Der Säuregehalt des
Fischöls, gerechnet in Öl-
säure, muß mindestens 10%
betragen.
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Die dem Magermilchpulver
in den Verfahren 4, 5 und 6
zugesetzten Stoffe, insbesondere
die Aktivkohle, die Eisensalze
und die Farbstoffe, müssen
gleichmäßig verteilt sein. Zwei
einer Warenmenge von 25 kg
entnommene Stichproben von
je 50 g müssen bei der chemi-
schen Analyse innerhalb der für
die verwendete Analysemethode
zulässigen Fehlergrenze die glei-
chen Ergebnisse erbringen.

7. Je 100 Gallonen Milch Zu-
satz von 2 bis 3 Unzen Farbstoff
zur flüssigen Magermilch vor
dem Trocknen (je Hektoliter
12,5 bis 18,7 g). Folgende Farb-
stoffe können verwendet werden:

8. Zusatz von Fleisch- und
Knochenmehl im Verhältnis von
2 zu 4 Teilen Magermilchpulver.

Die Säcke oder Behälter, in
denen das denaturierte Pulver
verpackt ist, müssen die Auf-
schrift „Nur zu Futterzwecken"
tragen.
B. oder nach Beimengung in
Mischfutter der zu Nr. 23.07 der
Nomenklatur des Rates für die
Zusammenarbeit auf dem Ge-
biete des Zollwesens gehörenden
Art.

Japan
Wer Magermilchpulver un-

ter Zollbefreiung einzuführen
wünscht, um daraus durch
Mischen mit anderen Stoffen
Futtermittel herzustellen, hat auf
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Grund von Artikel 13 des Zoll-
tarifgesetzes wie folgt zu ver-
fahren, um sicherzustellen, daß
das Magermilchpulver nicht zu
anderen als Futterzwecken ver-
wendet werden kann:

1. Er beantragt zunächst beim
Leiter des Zollamtes für seinen
Betrieb eine Erlaubnis zur Her-
stellung von Mischfutter unter
Verwendung von zollfreiem
Magermilchpulver.

2. Wenn er (selbst oder durch
seinen Bevollmächtigten) Ma-
germilchpulver zu Futterzwek-
ken einführt, erfüllt er die not-
wendigen Einfuhrformalitäten,
und die Zollbeamten im Ein-
fuhrhafen registrieren die ein-
geführten Magermilchpulver-
mengen.

3. Er liefert das Magermilch-
pulver sodann an seinen nach
Absatz 1 ermächtigten Betrieb
und mischt es mit Fischmehl,
Chrysalidenmehl oder Solubles
von Fischen.

4. Nach der Herstellung des
Mischfutters legt er dem Zoll-
amt einen Bericht zur Überprü-
fung vor, der unter anderem
darüber Aufschluß gibt, welche
Mengen Magermilchpulver und
andere Stoffe bei der Herstel-
lung verwendet worden sind.
Die Zollbeamten prüfen nach,
wieviel von der bei der Einfuhr
registrierten Menge zur Her-
stellung verwendet worden ist,
und nehmen eine Beschau der
betreffenden Ware vor, bevor
sie die Fabrik verläßt.

Bei Zuwiderhandlungen gegen
die vorerwähnten Kontrollbe-
stimmungen wird die unter Ab-
satz 1 genannte Erlaubnis auf-
gehoben; in diesem Falle werden
die nichterhobenen Zölle nach
den Bestimmungen des Zoll-
tarifgesetzes erhoben. Zusätz-
lich wird gegen die betreffende
Person je nach Fall entsprechend
dem Zollgesetz wegen Zoll-
hinterziehung eine Geld- oder
Gefängnisstrafe verhängt.
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Neuseeland 15)

1. Zusatz von fein gemahlenem
Luzernemehl (98% müssen ein
60er Sieb bzw. nach US-Norm
ein 50er Sieb passieren) im Ver-
hältnis von 2 bis 4 Teilen je
100 und von Phenolphtalein im
Verhältnis 1:20.000 (1 g auf
20 kg Milch).

2. Zusatz von 20 Gewichts-
prozenten, bezogen auf das be-
handelte Erzeugnis (80 Ge-
wichtsprozente Milchpulver und
20 Gewichtsprozente Denaturie-
rungsmittel), einer Mischung aus
80% Kleie und 20% Kartoffel-
mehl, Reismehl oder anderer
gewöhnlicher Stärke (minde-
stens 10% müssen ein 60er Sieb
bzw. nach US-Norm ein 50er
Sieb passieren) sowie von Phe-
nolphtalein im Verhältnis
1:20000.

3. Je 100 kg Magermilchpulver
Zusatz von mindestens 35 kg
nichtdesodoriertem Fischmehl
und 200 g Eisenkarbonat oder
Eisensulfat sowie

a) 1,5 kg Aktivkohle;

b) oder 100 g einer Mischung,
die zu vier Fünfteln aus
Tartrazin-Geld (E 102) und
zu einem Fünftel aus Pa-
tentblau V (E 131) be-
steht;

c) oder 20 g Cochenillerot A
(E 124);

d) oder 40 g Patentblau V
(E 131);

e) oder 20 g Edicol-Kalk
(edicol lime).

4. Je 100 kg Magermilchpulver
Zusatz von mindestens 40 kg
nichtdesodoriertem Fischmehl
und 300 g Eisenkarbonat oder
Eisensulfat.

15) Diese Verfahren und Kontroll-
maßnahmen gelten für Buttermilch-
pulver sowie Magermilchpulver zu
Futterzwecken.
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5. Je 100 kg Magermilchpulver
Zusatz von mindestens 4,5 kg
Fischöl oder Lebertran und 300 g
Eisenkarbonat oder Eisensulfat.

Das in den Verfahren 3 und 4
genannte Fischmehl muß min-
destens 25% Partikel von weni-
ger als 80 Mikron enthalten.
Die Eisensalze in den Verfah-
ren 3, 4 und 5 müssen minde-
stens 30% Partikel von weniger
als 80 Mikron enthalten. Die
Farbstoffe müssen folgende An-
teile an reinem Farbstoff ent-
halten:

— Cochenillerot A (E 124) min-
destens 30%

— andere Farbstoffe mindestens
25%; Farbstoffe müssen min-
destens 30% Partikel von
weniger als 80 Mikron ent-
halten. Der Säuregehalt des
Fischöls, gerechnet in Öl-
säure, muß mindestens 10%
betragen.

Die dem Magermilchpulver,
in den Verfahren 3, 4 und 5
zugesetzten Stoffe, insbesondere
die Aktivkohle, die Eisensalze
und die Farbstoffe, müssen
gleichmäßig verteilt sein. Zwei
einer Warenmenge von 25 kg
entnommene Stichproben von
je 50 g müssen bei der chemi-
schen Analyse innerhalb der für
die verwendete Analysemethode
zulässigen Fehlergrenze die glei-
chen Ergebnisse erbringen.

6. Je 100 Gallonen Milch Zu-
satz von 2 bis 3 Unzen Farbstoff
zur flüssigen Magermilch vor
dem Trocknen (je Hektoliter
12,5 bis 18,7 g).

Folgende Farbstoffe können
verwendet werden:
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7. Zusatz von Fleisch- und
Knochenmehl im Verhältnis von
2 zu 4 Teilen Magermilchpulver.

8. Je 100 kg Magermilchpulver
Zusatz von 2,5 kg Luzernegrün-
mehl oder Grasgrünmehl mit
einem Anteil von mindestens
70% Partikeln, die 300 Mikron
nicht überschreiten, gleichmäßig
in der Mischung verteilt.

Die Säcke oder Behälter, in
denen das denaturierte Pulver
verpackt ist, müssen die Auf-
schrift „Nur zu Futterzwecken"
tragen.
9. Beimengung von Mager-
milchpulver in Mischfutter der
zu Nr. 23.07 der Nomenklatur
des Rates für die Zusammen-
arbeit auf dem Gebiete des Zoll-
wesens gehörenden Art.

Norwegen

Magermilchpulver 16) kann
aus dem Zollgebiet Norwegens
in dritte Länder ausgeführt
werden,

A. entweder nach dem die zu-
ständigen norwegischen Behör-
den sich vergewissert haben, daß
das Magermilchpulver in einem
der folgenden Verfahren dena-
turiert worden ist:

1. Je 100 kg Magermilchpulver
Zusatz von 2,5 kg Luzernegrün-
mehl oder Grasgrünmehl mit

16) Diese Verfahren und Kontroll-
maßnahmen gelten für Buttermilch-
pulver sowie Magermilchpulver zu
Futterzwecken.
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einem Anteil von mindestens
70% Partikeln, die 300 Mikron
nicht überschreiten, gleichmäßig
in der Mischung verteilt.

2. Zusatz von fein gemahlenem
Luzernemehl (98% müssen ein
60er Sieb bzw. nach US-Norm
ein 50er Sieb passieren) im
Verhältnis von 2 bis 4 Teilen
je 100 und von Phenolphtalein
im Verhältnis 1:20000 (1 g
auf 20 kg Milch).

3. Zusatz von 20 Gewichts-
prozenten, bezogen auf das be-
handelte Erzeugnis (80 Ge-
wichtsprozente Milchpulver und
20 Gewichtsprozente Denatu-
rierungsmittel), einer Mischung
aus 80% Kleie und 20% Kar-
toffelmehl, Reismehl oder ande-
rer gewöhnlicher Stärke (min-
destens 10% müssen ein 60er
Sieb bzw. nach US-Norm ein
50er Sieb passieren) sowie von
Phenolphtalein im Verhältnis
1:20000.

4. Je 100 kg Magermilchpulver
Zusatz von mindestens 35 kg
nichtdesodoriertem Fischmehl
und 200 g Eisenkarbonat oder
Eisensulfat sowie

a) 1,5 kg Aktivkohle;

b) oder 100 g einer Mischung
die zu vier Fünftel aus
Tartrazin-Gelb (E 102) und
zu einem Fünftel aus Pa-
tentblau V (E 131) besteht}

c) oder 20 g Cochenillerot A
(E 124);

d) oder 40 g Patentblau V
(E 131).

5. Je 100 kg Magermilchpulver
Zusatz von mindestens 40 kg
nichtdesodoriertem Fischmehl
und 300 g Eisenkarbonat oder
Eisensulfat.
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6. Je 100 kg Magermilchpulver
Zusatz von mindestens 4,5 kg
Fischöl oder Lebertran und 300 g
Eisenkarbonat oder Eisensulfat.

Das in den Verfahren 4 und 5
genannte Fischmehl muß min-
destens 25% Partikel von weni-
ger als 80 Mikron enthalten. Die
Eisensake in den Verfahren 4,
5 und 6 müssen mindestens 30%
Partikel von weniger als 80
Mikron enthalten. Die Farbstoffe
müssen folgende Anteile an
reinem Farbstoff enthalten:

— Cochenillerot A (E 124) min-
destens 30%;

— andere Farbstoffe mindestens
25% ; Farbstoffe müssen min-
destens 30% Partikel von
weniger als 80 Mikron ent-
halten. Der Säuregehalt des
Fischöls, gerechnet in Öl-
säure, muß mindestens 10%
betragen.

Die dem Magermilchpulver
in den Verfahren 4, 5 und 6
zugesetzten Stoffe, insbesondere
die Aktivkohle, die Eisensalze
und die Farbstoffe, müssen
gleichmäßig verteilt sein. Zwei
einer Warenmenge von 25 kg
entnommene Stichproben von
je 50 g müssen bei der chemi-
schen Analyse innerhalb der für
die verwendete Analysemethode
zulässigen Fehlergrenze die glei-
chen Ergebnisse erbringen.
7, Je 100 Gallonen Milch Zu-
satz von 2 bis 3 Unzen Farbstoff
zur flüssigen Magermilch vor
dem Trocknen (je Hektoliter
12,5 bis 18,7 g). Folgende Farb-
stoffe können verwendet werden :
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8. Zusatz von Fleisch- und
Knochenmehl im Verhältnis von
2 zu 4 Teilen Magermilchpulver.

Die Säcke oder Behälter, in
denen das denaturierte Pulver
verpackt ist, müssen die Auf-
schrift „Nur zu Futterzwecken"
tragen.

B. oder nach Beimengung in
Mischfutter der zu Nr. 23.07
der Nomenklatur des Rates für
die Zusammenarbeit auf dem
Gebiete des Zollwesens ge-
hörenden Art.

Spanien

Das von Spanien bei Ein-
fuhren von Magermilchpulver
zu Futterzwecken angewandte
Kontrollsystem wird in den
folgenden beigefügten Texten
erläutert:

1. Rundschreiben Nr. 789 des
Generalzolldirektion betreffend
die Regeln für das Denaturieren
von Milchpulver (Anhang 1);

2. Verfügung des Landwirt-
schaftsministeriums vom 30. Ok-
tober 1976 betreffend die Kon-
trolle und Überwachung von
denaturiertem Milchpulver und
Molkepulver zu Futterzwecken
(Anhang 2).

Ferner gelten weitere Vor-
schriften, wie zum Beispiel die
Anweisung des Finanzministe-
riums vom 22. September 1969,
in der die Verantwortung der
Zollbehörden hinsichtlich der
chemischen Analyse festgelegt
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wird, sowie das Zollrundschrei-
ben Nr. 626 (Amtsblatt vom
17. Oktober 1969) mit den
Einzelheiten betreffend die che-
mische Analyse, die Probe-
nahmen und die Verantwortlich-
keiten der einzelnen Laborato-
rien.

ANHANG 1

Generalzolldirektion

Rundschreiben Nr. 789
(Amtsblatt vom 12. Ok-
tober 1977) betreffend die
Regeln für das Denatu-

rieren von Milchpulver

Das Denaturieren von Mager-
milchpulver hat nach einem der
folgenden zwei Verfahren zu
erfolgen:

1. Homogene Vermengung der
zu denaturierenden Erzeugnisse
mit 1% Blutmehl und 1% Fisch-
mehl 17); beide Stoffe müssen
fein gemahlen und mindestens
zu 80% die Maschen eines
60er Siebes der Reihe fine Tyler
oder entsprechender genormter
Siebe passieren (Maschenweite
0,246 mm).

Das Blutmehl muß den im
Handel als löslich geltenden
Typen angehören und folgenden
Bedingungen entsprechen: Das
zu 10% in Wasser aufgelöste
Mehl darf nach 15 Minuten
Schütteln und weiteren 15 Mi-
nuten Schleudern bei 2000 Um-
drehungen je Minute nicht mehr
als 5% Sediment absetzen.

2. Homogene Vermengung der
zu denaturierenden Erzeugnisse
mit 1% Blutmehl und 1% nicht-
desodorierten Solubles von Fi-
schen.

17) Die spanischen Behörden sind
der Auffassung, daß Fischmehl nicht
desodoriert sein darf.
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Das Blutmehl muß die im
ersten Verfahren beschriebenen
Merkmale aufweisen, die Solub-
les von Fischen müssen bezüg-
lich des Feinheitsgrades dieselben
Merkmale aufweisen, wie sie in
dem ersten Verfahren für Blut-
mehl und Fischmehl angegeben
sind.

ANHANG 2

Ministerium für
Landwirtschaft

Verfügung vom 30. Ok-
tober 1976 zur Kontrolle
und Überwachung von de-
naturiertem Milchpulver
und Molkepulver zu Futter-

zwecken

Die Einfuhr von ausschließlich
zu Futterzwecken bestimmtem
denaturiertem Milchpulver oder
Molkepulver im Rahmen der
Regelung des liberalisierten Han-
dels macht die gesetzliche Rege-
lung der Kontrolle und Über-
wachung der Verwendung not-
wendig, um die Qualität des
Grunderzeugnisses und der De-
naturierungsmittel zu gewähr-
leisten und den ungesetzlichen
Wettbewerb mit inländischen
Milcherzeugnissen zu verhin-
dern.

Qualitätsnormen und Anfor-
derungen für die zur Fütterung
verwendeten Erzeugnisse wur-
den mit Dekret 851/1975 vom
20. März und Verfügung des
Landwirtschaftsministers vom
23. Juni 1973 festgesetzt}
daher ist eine Verfügung über
die Testverfahren zur Prüfung
der erforderlichen Qualität dieser
Erzeugnisse notwendig.

In Ausführung der in Ar-
tikel 21 des genannten Dekrets
enthaltenen Weisungen über die
seitens des Ministeriums für
Landwirtschaft vorzunehmende
Kontrolle und Überwachung der
Behandlung, Beförderung und
Lagerung von Futtermitteln und
auf Grund der Schlußbestimmung
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4 des genannten Dekrets wird
wie folgt verfügt:

Artikel 1

Denaturiertes Milchpulver und
Molkepulver, das eingeführt wer-
den soll, muß den Qualitätsvor-
schriften des Ministererlasses
vom 23. Juni 1976 für solche
Erzeugnisse entsprechen, wobei
etwaige Veränderungen dieser
Merkmale, die sich aus dem De-
naturierungsmittel ergeben kön-
nen, zu berücksichtigen sind.
Als Denaturierungsmittel kön-
nen die Erzeugnisse verwendet
werden, die mit Runderlaß
Nr. 543 der Generalzolldirektion
(BOLETIN OFICIAL DEL
ESTADO vom 28. Juli 1966)
genehmigt wurden, oder andere
Erzeugnisse, die später für die-
sen Zweck zugelassen werden
können.

Die entsprechenden Analysen
werden durch Laboratorien des
Landwirtschaftsministeriums an-
hand von Proben durchgeführt,
die vor der Zollabfertigung
durch die zuständigen Dienst-
stellen den zur Einfuhr ange-
meldeten Warensendungen ent-
nommen werden.

Artikel 2

Um die Erhaltung der Quali-
tät dieser Erzeugnisse zu ge-
währleisten, dürfen sie nur in
Säcken eingeführt werden. Auf
jedem dieser Säcke muß ein
geeignetes Etikett mit allen An-
gaben über die Art des Erzeug-
nisses und das oder die verwen-
deten Denaturierungsmittel an-
gebracht sein. Jeder Sack muß
deutlich sichtbar die Aufschrift
„Nur zu Futterzwecken" tragen.

Artikel 3

Die Zoll-Veterinärdienststellen
des Landwirtschaftsministeriums
entnehmen die erforderlichen
Proben und sorgen dafür, daß
diese dem zuständigen Laborato-
rium zur Analyse übersandt wer-
den.
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Vor Ausstellung der Prü-
fungsbescheinigung werden die
Gesundheitspapiere, die der ein-
zuführenden Warensendung bei-
liegen, geprüft, und vom Im-
porteur werden vollständige An-
gaben über die Verwendung des
betreffenden Erzeugnisses zur
Ergänzung der Angaben auf dem
Einfuhr- und Verwendungsfor-
mular, das die Waren begleiten
soll (Anhang 1), verlangt Dieses
Formular ist vom Importeur oder
von einer durch ihn ermächtig-
ten Person zu unterschreiben.

Gibt es für die eingeführte Wa-
rensendung verschiedene Ver-
wendungszwecke, so hat der
Einführer oder sein Vertreter
für jede Einzelsendung eine Er-
klärung auszufüllen.

Artikel 4

Zwecks späterer Kontrolle die-
ser Erzeugnisse schicken die
Zoll-Veterinärdienststellen eine
Kopie des Einfuhr- und Ver-
wendungsformulars an die zu-
ständige Landwirtschaftsbehörde
der Provinz, so daß die er-
forderlichen Überprüfungen und
Verfahren durch das Amt für Be-
trugsverhinderung und landwirt-
schaftliche Tests und Analysen
durchgeführt werden können.

Artikel 5

Eingeführte denaturierte
Milcherzeugnisse sind ausschließ-
lich zu Futterzwecken zu ver-
wenden und dementsprechend
nach der Zollabfertigung nur an
Hersteller von Futtermitteln oder
Futterzusatzstoffen, Großhänd-
ler oder Viehzuchtbetriebe zu
versenden, die die Papiere, wel-
che die Waren seit ihrem Ein-
gang beim Zoll begleiten, auf-
bewahren. Der Weiterversand
dieser Erzeugnisse ist beschränkt
auf zugelassene Industrie- und
Handelsunternehmen, die dafür
zu sorgen haben, daß den Waren
jederzeit die Unterlagen oder
Rechnungen beiliegen, die den
Ursprung der Waren bescheini-
gen. Der Empfänger der Waren
hält das Original dieser Unter-
lagen ein Jahr lang zur Verfü-
gung der Inspektionsdienststel-
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len, und der Absender bewahrt
die Kopie oder das Stammblatt
ebenfalls ein Jahr lang zum
selben Zweck auf.

Artikel 6

Die Aussonderung oder voll-
ständige oder teilweise Beseiti-
gung der den betreffenden Milch-
erzeugnissen beigemischten De-
naturierungsmittel sowie jedes
andere Verfahren, durch das die
Wirkung solcher Mittel aufge-
hoben wird, sind verboten.

Artikel 7

Die Überwachungsdienststel-
len des Landwirtschaftsministe-
riums sorgen für strengste Ein-
haltung der Bestimmungen die-
ser Verfügung; der Versand oder
der Besitz der betreffenden Er-
zeugnisse unter anderen Be-
dingungen, als sie auf Grund die-
ser Verfügung zulässig sind,
gelten als gesetzwidrig.

Artikel 8

Zuwiderhandlungen werden
gemäß Dekret 2177/1973 vom
12. Juli über Strafen für Betrug
mit landwirtschaftlichen Erzeug-
nissen geahndet,

Artikel 9

Die Generaldirektion für land-
wirtschaftliche Industrie und die
Generaldirektion für landwirt-
schaftliche Produktion werden
hiermit ermächtigt, zusätzliche
Bestimmungen zur Durchfüh-
rung dieser Verfügung zu er-
lassen.

Zu Ihrer Information und ge-
fälligen Verwendung.

Madrid, den 30. Oktober 1976.

Schweiz

Magermilchpulver kann aus
dem Zollgebiet der Schweiz in
dritte Länder ausgeführt werden:
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A. entweder nachdem die zu-
ständigen schweizerischen Be-
hörden sich vergewissert haben,
daß das Magermilchpulver in
einem der folgenden Verfahren
denaturiert worden ist:

1. Je 100 kg Magermilchpulver
Zusatz von 2,5 kg Luzernegrün-
mehl oder Grasgrünmehl mit
einem Anteil von mindestens
70% Partikeln, die 300 Mikron
nicht überschreiten, gleichmä-
ßig in der Mischung verteilt.

2. Zusatz von fein gemahlenem
Luzernemehl (98% müssen ein
60er Sieb bzw. nach US-Norm
ein 50er Sieb passieren) im Ver-
hältnis von 2 bis 4 Teilen je 100
und von Phenolphtalein im Ver-
hältnis 1 :20000 (1 g auf 20 kg
Milch).

3. Zusatz von 20 Gewichtspro-
zenten, bezogen auf das behan-
delte Erzeugnis (80 Gewichts-
prozente Milchpulver und 20
Gewichtsprozente Denaturie-
rungsmittel), einer Mischung aus
80% Kleie und 20% Kartoffel-
mehl, Reismehl oder anderer ge-
wöhnlicher Stärke (mindestens
10% müssen ein 60er Sieb bzw.
nach US-Norm ein 50er Sieb
passieren) sowie von Phenolphta-
lein im Verhältnis 1 :20000.

4. Je 100 kg Magermilchpulver
Zusatz von mindestens 35 kg
nichtdesodoriertem Fischmehl
und 200 g Eisenkarbonat oder
Eisensulfat sowie

a) 1,5 kg Aktivkohle;

b) oder 100 g einer Mischung,
die zu vier Fünftel aus
Tartrazin-Gelb (E 102) und
zu einem Fünftel aus Pa-
tentblau V (E 131) be-
steht;

e) oder 20 g Cochenillerot A
(E 124);
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d) oder 40 g Patentblau V
(E 131).

5. Je 100 kg Magermilchpulver
Zusatz von mindestens 40 kg
nichtdesodoriertem Fischmehl
und 300 g Eisenkarbonat oder
Eisensulfat.

6. Je 100 kg Magermilchpulver
Zusatz von mindestens 4,5 kg
Fischöl oder Lebertran und 300 g
Eisenkarbonat oder Eisensulfat.

Das in den Verfahren 4 und 5
genannte Fischmehl muß min-
destens 25% Partikel von weni-
ger als 80 Mikron enthalten. Die
Eisensalze in den Verfahren 4,
5 und 6 müssen mindestens 30%
Partikel von weniger als 80 Mi-
kron enthalten. Die Farbstoffe
müssen folgende Anteile an rei-
nem Farbstoff enthalten:

— Cochenillerot A (E 124) min-
destens 30%

— andere Farbstoffe mindestens
25% ; Farbstoffe müssen min-
destens 30% Partikel von
weniger als 80 Mikron ent-
halten. Der Säuregehalt des
Fischöls, gerechnet in Öl-
säure, muß mindestens 10%
betragen.

Die dem Magermilchpulver in
den Verfahren 4, 5 und 6 zu-
gesetzten Stoffe, insbesondere
die Aktivkohle, die Eisensalze
und die Farbstoffe, müssen
gleichmäßig verteilt sein. Zwei
einer Warenmenge von 25 kg
entnommene Stichproben von
je 50 g müssen bei der chemi-
schen Analyse innerhalb der für
die verwendete Analysemethode
zulässigen Fehlergrenze die glei-
chen Ergebnisse erbringen.

7. Je 100 Gallonen Milch Zu-
satz von 2 bis 3 Unzen Farbstoff
zur flüssigen Magermilch vor
dem Trocknen (je Hektoliter 12,5



128. Stück — Ausgegeben am 24. Juli 1980 — Nr. 329 2509

bis 18,7 g). Folgende Farbstoffs
können verwendet werden:

8. Zusatz von Fleisch- und
Knochenmehl im Verhältnis von
2 zu 4 Teilen Magermilchpulver.

Die Säcke oder Behälter, in
denen das denaturierte Pulver
verpackt ist, müssen die Auf-
schrift „Nur zu Futterzwecken"
tragen.

B. oder nach Beimengung in
Mischfutter der zu Nr. 23.07 der
Nomenklatur des Rates für die
Zusammenarbeit auf dem Ge-
biete des Zollwesens gehörenden
Art.

ANHANG II

Protokoll betreffend
Milchfett

TEIL I

Artikel 1

Erfaßte Erzeugnisse

Dieses Protokoll gilt für
Milchfett der Tarifnummer 04.03
der Nomenklatur des Rates für
die Zusammenarbeit auf dem
Gebiete des Zollwesens mit ei-
nem Milchfettgehalt von min-
destens 50 Gewichtsprozenten.

TEIL II

Artikel 2

Leiterzeugnisse

Für die Anwendung dieses
Protokolls werden für die Leit-
erzeugnisse, die den folgenden
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Definitionen entsprechen, Min-
destausfuhrpreise festgesetzt:

a) Bezeichnung: wasser-
freies Milchfett
Milchfettgehalt: 99,5 Ge-
wichtsprozente

b) Bezeichnung: Butter
Milchfettgehalt: 80 Ge-
wichtsprozente

Verpackung: In handelsübli-
chen Verpackungen mit einem
Mindestgewicht des Inhalts
von 25 kg bzw. 50 lbs.

Verkaufsbedingungen: fob Aus-
fuhrland oder frei Grenze Aus-
fuhrland.

Abweichend von dieser Be-
stimmung werden für die in
Anhang II a genannten Län-
der Referenzorte festgelegt.
Das nach Artikel VII Ab-
satz 2 a) der Übereinkunft ein-
gesetzte Komitee — im fol-
genden „das Komitee" ge-
nannt — kann den Inhalt des
Anhangs ändern.

Prompte Zahlung gegen Do-
kumente.

Artikel 3

Mindestpreise

Höhe und Einhaltung dec
Mindestpreise

1. Die Teilnehmer werden die
notwendigen Vorkehrungen tref-
fen, um sicherzustellen, daß die
Ausfuhrpreise der in Artikel 2
dieses Protokolls definierten Er-
zeugnisse nicht niedriger sind
als die auf Grund dieses Protokolls
anwendbaren Mindestpreise.
Werden die Erzeugnisse in Form
von Waren ausgeführt, in denen
sie enthalten sind, so treffen die
Teilnehmer die notwendigen
Vorkehrungen, um eine Umge-
hung der Preisvorschriften dieses
Protokolls zu vermeiden.

2. a) Die in diesem Artikel fest-
gelegten Mindestpreise be-
rücksichtigen insbesondere
die derzeitige Marktlage,
die Preise für Milcherzeug-
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nisse in den teilnehmenden
Erzeugerländern, die Not-
wendigkeit der Sicherstel-
lung eines angemessenen
Verhältnisses zwischen den
in den Protokollen zu die-
ser Übereinkunft festgeleg-
ten Mindestpreisen, die Not-
wendigkeit der Sicherstel-
lung angemessener Preise
für die Verbraucher und
die erwünschte Aufrecht-
erhaltung eines Mindester-
löses für die leistungsfähig-
sten Erzeuger zur Sicher-
stellung einer längerfristi-
gen Versorgungsstabilität.

b) Die in Absatz 1 vorgese-
henen Mindestpreise, die
bei Inkrafttreten dieses Pro-
tokolls gelten, werden wie
folgt festgesetzt:

i) 1 100 US-Dollar je me-
trische Tonne für was-
serfreies Milchfett ent-
sprechend der Defini-
tion in Artikel 2 dieses
Protokolls,

ii) 925 US-Dollar je metri-
sche Tonne für Butter
entsprechend der Defi-
nition in Artikel 2 dieses
Protokolls.

3. a) Die in diesem Artikel fest-
gesetzten Mindestpreise
können vom Komitee un-
ter Berücksichtigung der
Ergebnisse der Anwendung
des Protokolls einerseits
und der Entwicklung der
Lage auf dem internatio-
nalen Markt andererseits
geändert werden.

b) Die in diesem Artikel fest-
gesetzten Mindestpreise
werden mindestens einmal
jährlich vom Ausschuß
überprüft. Das Komitee
tritt zu diesem Zweck im
September eines jeden Jah-
res zusammen. Bei dieser
Überprüfung zieht das Ko-
mitee in dem angemessenen
und notwendigen Umfang,
insbesondere die von den
Erzeugern zu tragenden
Kosten, sonstige einschlä-
gige Wirtschaftsfaktoren
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des Weltmarktes, die Not-
wendigkeit, den leistungs-
fähigsten Erzeugern einen
langfristigen Mindesterlös
zu erhalten, die Notwen-
digkeit, die Versorgungs-
stabilität aufrechtzuerhalten
und den Verbrauchern an-
nehmbare Preise zu sichern,
sowie die jeweilige Lage
auf dem Markt in Betracht
und beachtet dabei die
wünschenswerte Verbesse-
rung des Verhältnisses zwi-
schen der Höhe der in Ab-
satz 2 b) festgesetzten Min-
destpreise und der Höhe
der Stützung der Milcher-
zeugung in den wichtigsten
teilnehmenden Erzeuger-
ländern.

Anpassung der Mindestpreise

4. Weichen die tatsächlich aus-
geführten Erzeugnisse von den
Leiterzeugnissen bezüglich Fett-
gehalt, Verpackung oder Ver-
kaufsbedingungen ab, so werden
die Mindestpreise nach Maßgabe
der folgenden Bestimmungen
so angepaßt, daß die Mindest-
preise, wie sie in diesem Proto-
koll für die in dessen Artikel 2
definierten Erzeugnisse festge-
legt sind, gewahrt werden.

Milchfettgehalt: Weicht der
Milchfettgehalt des in Artikel 1
dieses Protokolls definierten Er-
zeugnisses von dem Milchfett-
gehalt der in Artikel 2 dieses
Protokolls definierten Leiter-
zeugnisse ab, so wird der Min-
destpreis für dieses Erzeugnis,
sofern der Milchfettgehalt min-
destens 82% oder weniger als
80% beträgt, für jeden vollen
Gewichtsprozent, um den der
Milchfettgehalt 80 Gewichtspro-
zente über- bzw. unterschreitet,
im Verhältnis zu dem Unter-
schied zwischen den Mindest-
preisen für die in Artikel 2 dieses
Protokolls definierten Leiter-
zeugnisse nach oben bzw. unten
angepaßt. 1)

1) Siehe Anhang II b „Tabelle der
Preisunterschiede nach dem Milch-
fettgehalt".
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Verpackung: Werden die Er-
zeugnisse anders als in handels-
üblichen Verpackungen mit ei-
nem Gewicht des Inhalts von
mindestens 25 kg bzw. 50 lbs.
angeboten, so werden die Min-
destpreise so angepaßt, daß sie
den Kostenunterschied zwischen
der tatsächlichen Verpackung
und der oben definierten Ver-
packung widerspiegeln.

Verkaufsbedingungen : Erfolgt
der Verkauf zu anderen Bedin-
gungen als fob Ausfuhrland oder
frei Grenze Ausfuhrland 2), so
werden die Mindestpreise auf der
Grundlage der in Absatz 2 b)
festgesetzten fob-Mindestpreise
zuzüglich der tatsächlichen und
berechtigten Kosten der ein-
geschlossenen Leistungen errech-
net; schließen die Verkaufsbe-
dingungen die Einräumung eines
Kredits ein, so werden dessen
Kosten zu den im betreffenden
Land vorherrschenden kommer-
ziellen Zinssätzen berechnet.

Besondere
Verkaufsbedingungen

5. Die Teilnehmer werden im
Rahmen ihrer institutionellen
Möglichkeiten sicherstellen,
daß Praktiken der in Artikel 4
dieses Protokolls erwähnten Art
nicht zur Folge haben, die Aus-
fuhrpreise der unter die Min-
destpreisvorschriften fallenden
Erzeugnisse mittelbar oder un-
mittelbar unter die vereinbarten
Mindestpreise zu senken.

Anwendungsbereich

6. Für jeden Teilnehmer findet
dieses Protokoll Anwendung auf
die Ausfuhren der in Artikel 1
dieses Protokolls definierten Er-
zeugnisse, die in seinem Zoll-
gebiet hergestellt oder umge-
packt wurden.

Andere Geschäfte als normale
kommerzielle Geschäfte

7. Die Bestimmungen der Ab-
sätze 1 bis 6 finden keine An-

2) Siehe Artikel 2.
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wendung auf unentgeltliche Aus-
fuhren nach Entwicklungslän-
dern oder auf Ausfuhren, die für
Zwecke der Hilfe, der ernäh-
rungsbezogenen Entwicklung
und der Wohlfahrt in Entwick-
lungsländern bestimmt sind.

Artikel 4

Übermitt lung von Angaben

Nähern sich die Preise im
internationalen Handel mit den
unter Artikel 1 dieses Protokolls
fallenden Erzeugnissen den in
Artikel 3 Absatz 2 b) dieses Pro-
tokolls erwähnten Mindestprei-
sen, so notifizieren die Teilneh-
mer dem Komitee unbeschadet
der Bestimmungen des Arti-
kels III der Übereinkunft alle für
die Beurteilung ihrer Marktlage
maßgeblichen Elemente, insbe-
sondere Kredit- oder Darlehens-
praktiken, Koppelungs-, Tausch-
oder Dreiecksgeschäfte, Rück-
erstattungen oder Rabatte, Aus-
schließlichkeitsverträge, Ver-
packungsskosten und Einzel-
heiten der Verpackung, damit
das Komitee eine Überprüfung
vornehmen kann.

Artikel 5

Pflichten der ausführenden
Teilnehmer

Die ausführenden Teilnehmer
unternehmen entsprechend ihren
institutionellen Möglichkeiten
alles in ihrer Macht Stehende, um
vorrangig den normalen kom-
merziellen Bedarf der teilneh-
menden einführenden Entwick-
lungsländer, insbesondere den
Bedarf für ernährungsbezogene
Entwicklungszwecke und für
Wohlfahrtszwecke, zu befriedi-
gen.

Artikel 6

Zusammenarbeit der ein-
führenden Teilnehmer

Die Teilnehmer, die unter
Artikel 1 dieses Protokolls fal-
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lende Erzeugnisse einführen,
werden insbesondere

a) bei der Verwirklichung der
Mindestpreisziele dieses
Protokolls zusammenarbei-
ten und, soweit möglich, si-
cherstellen, daß die unter
Artikel 1 dieses Protokolls
fallenden Erzeugnisse nicht
unter dem Zollwert einge-
führt werden, der den vor-
geschriebenen Mindestprei-
sen entspricht;

b) unbeschadet der Bestim-
mungen des Artikels III der
Übereinkunft und des Ar-
tikels 4 dieses Protokolls
Angaben über Einfuhren
von unter Artikel 1 dieses
Protokolls fallenden Er-
zeugnissen aus Nicht-Teil-
nehmerländern übermit-
teln;

c) Vorschläge für geeignete
Abhilfemaßnahmen für den
Fall, daß Einfuhren zu
Preisen, die mit den Min-
destpreisen nicht vereinbar
sind, die Anwendung dieses
Protokolls gefährden, wohl-
wollend prüfen.

TEIL III

Artikel 7

Ausnahmen

Auf Antrag eines Teilnehmers
ist das Komitee befugt, Ausnah-
men von den Bestimmungen des
Artikels 3 Absätze 1 bis 4 dieses
Protokolls zuzulassen, um
Schwierigkeiten zu beheben, die
die Einhaltung der Mindest-
preise bestimmten Teilnehmern
verursachen könnte. Das Ko-
mitee befindet über den Antrag
binnen drei Monaten nach An-
tragstellung.

Artikel 8

Dringlichkeits-
maßnahmen

Jeder Teilnehmer, der der
Auffassung ist, daß seine Inter-

234



2516 128. Stück — Ausgegeben am 24. Juli 1980 — Nr. 329

essen durch ein an dieses Pro-
tokoll nicht gebundenes Land
ernsthaft bedroht sind, kann
den Vorsitzenden des Komitees
ersuchen, binnen zwei Arbeits-
tagen eine Dringlichkeitssitzung
des Komitees einzuberufen, um
über etwa notwendige Maßnah-
men zur Behebung der Lage zu
entscheiden. Kann eine solche
Sitzung nicht binnen zwei Ar-
beitstagen einberufen werden
und droht den Handelsinteressen
des betreffenden Teilnehmers be-
deutender Schaden, so kann er
einseitig Schutzmaßnahmen er-
greifen, sofern jeder andere Teil-
nehmer, der voraussichtlich da-
von betroffen wird, sofort in
Kenntnis gesetzt wird. Der Vor-
sitzende des Komitees ist eben-
falls offiziell und sofort über
alle Umstände der Angelegen-
heit zu unterrichten und aufzu-
fordern, zum frühestmöglichen
Zeitpunkt eine Sondersitzung
des Komitees einzuberufen.

ANHANG II a

Protokoll betreffend
Milchfett

Verzeichnis der
Referenzorte

Gemäß Artikel 2 dieses Pro-
tokolls werden für die nachste-
hend angeführten Länder fol-
gende Referenzorte festgelegt:

Österreich: Antwerpen, Ham-
burg, Rotterdam

Finnland: Antwerpen, Ham-
burg, Rotterdam

Basel: für Butterausfuhren nach
der Schweiz

Norwegen : Antwerpen, Ham-
burg, Rotterdam

Schweden: Antwerpen, Ham-
burg, Rotterdam

Basel: für Butterausfuhren nach
der Schweiz
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ANHANG II b

Protokoll betreffend
Milchfett

Tabelle der Preisunter-
schiede nach dem Milch-

fettgehalt

ANHANG III

Protokoll betreffend
bestimmte Käsearten

TEIL I

Artikel 1

Erfaßte Erzeugnisse

Dieses Protokoll gilt für Käse
der Tarifnummer 04.04 der No-
menklatur des Rates für die
Zusammenarbeit auf dem Ge-
biete des Zollwesens mit einem
Fettgehalt in der Trockenmasse
von mindestens 45 Gewichtspro-
zenten und einem Trockenmas-
segehalt von mindestens 50 Ge-
wichtsprozenten.
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TEIL II

Artikel 2

Leiterzeugnis

1. Für die Anwendung dieses
Protokolls wird für das Leit-
erzeugnis, das der folgenden De-
finition entspricht, ein Mindest-
ausfuhrpreis festgesetzt:

Bezeichnung: Käse

Verpackung: In handelsübli-
chen Verpackungen mit einem
Mindestgewicht des Inhalts von
20 kg bzw. 40 lbs.

Verkaufsbedingungen : fob
Ausfuhrland oder frei Grenze
Ausfuhrland.

Abweichend von dieser Be-
stimmung werden für die in An-
hang III a genannten Länder Re-
ferenzorte festgelegt. Das nach
Artikel VH Absatz 2 a) der Über-
einkunft eingesetzte Komitee —
im folgenden „das Komitee"
genannt — kann den Inhalt des
Anhangs ändern.

Prompte Zahlung gegen Do-
kumente.

Artikel 3

Mindestpreis

Höhe und Einhaltung des
Mindestpreises

.1. Die Teilnehmer werden die
notwendigen Vorkehrungen tref-
fen, um sicherzustellen, daß die
Ausfuhrpreise der in den Ar-
tikeln 1 und 2 dieses Protokolls
definierten Erzeugnisse nicht
niedriger sind als der auf Grund
dieses Protokolls anwendbare
Mindestpreis. Werden die Er-
zeugnisse in Form von Waren
ausgeführt, in denen sie ent-
halten sind, so treffen die Teil-
nehmer die notwendigen Vor-
kehrungen, um eine Umgehung
der Preisvorschriften dieses Pro-
tokolls zu vermeiden.

2. a) Der in diesem Artikel fest-
gelegte Mindestpreis be-
rücksichtigt insbesondere
die derzeitige Marktlage,
die Preise für Milcherzeng-
nisse in den teilnehmenden
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Erzeugerländern, die Not-
wendigkeit eines angemes-
senen Verhältnisses zwi-
schen den in den Proto-
kollen zu dieser Überein-
kunft festgelegten Mindest-
preisen, die Notwendigkeit
der Sicherstellung angemes-
sener Preise für die Ver-
braucher und die erwünsch-
te Aufrechterhaltung eines
Mindesterlöses für die lei-
stungsfähigsten Produzen-
ten zur Sicherstellung einer
längerfristigen Versor-
gungsstabilität.

b) Der in Absatz 1 vorgese-
hene Mindestpreis, der bei
Inkrafttreten dieses Proto-
kolls gilt, wird auf 800 US-
Dollar je metrische Tonne
festgesetzt.

3. a) Der in diesem Artikel fest-
gesetzte Mindestpreis kann
vom Komitee unter Berück-
sichtigung der Ergebnisse
der Anwendung des Pro-
tokolls einerseits und der
Entwicklung der Lage auf
dem internationalen Markt
andererseits geändert wer-
den.

b) Der in diesem Artikel fest-
gesetzte Mindestpreis wird
mindestens einmal jährlich
vom Komitee überprüft.
Das Komitee tritt zu diesem
Zweck im September eines
jeden Jahres zusammen.
Bei dieser Überprüfung
zieht das Komitee in dem
angemessenen und notwen-
digen Umfang insbesondere
die von den Produzenten
zu tragenden Kosten, son-
stige einschlägige Wirt-
schaftsfaktoren des Welt-
marktes, die Notwendig-
keit, den leistungsfähigsten
Produzenten einen lang-
fristigen Mindesterlös zu
erhalten, die Notwendig-
keit, die Versorgungsstabi-
lität aufrechtzuerhalten und
den Verbrauchern annehm-
bare Preise zu sichern, so-
wie die jeweilige Lage auf
dem Markt in Betracht und
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beachtet dabei die wün-
schenswerte Verbesserung
des Verhältnisses zwischen
der Höhe des in Absatz 2 b)
festgesetzten Mindestprei-
ses und der Höhe der
Stützung der Milcherzeu-
gung in den wichtigsten
teilnehmenden Erzeuger-
ländern.

Anpassung des Mindestpreises

4. Weichen die tatsächlich aus-
geführten Erzeugnisse von dem
Leiterzeugnis bezüglich Ver-
packung oder Verkaufsbedin-
gungen ab, so wird der Mindest-
preis nach Maßgabe der folgen-
den Bestimmungen so angepaßt,
daß der Mindestpreis, wie er in
diesem Protokoll festgelegt ist,
gewahrt wird.

Verpackung: Werden die Er-
zeugnisse anders als in den in
Artikel 2 angegebenen Verpak-
kungen angeboten, so wird der
Mindestpreis so angepaßt, daß
er den Kostenunterschied zwi-
schen der tatsächlichen Ver-
packung und der oben definier-
ten Verpackung widerspiegelt.

Verkaufsbedingungen : Erfolgt
der Verkauf zu anderen Bedin-
gungen als fob Ausfuhrland oder
frei Grenze Ausfuhrland 1), so
wird der Mindestpreis auf der
Grundlage des in Absatz 2 b)
festgesetzten fob-Mindestpreises
zuzüglich der tatsächlichen und
berechtigten Kosten der einge-
schlossenen Leistungen errech-
net; schließen die Verkaufsbe-
dingungen die Einräumung eines
Kredits ein, so werden dessen
Kosten zu den im betreffenden
Land vorherrschenden kommer-
ziellen Zinssätzen berechnet.

Besondere
Verkaufsbedingungen

5. Die Teilnehmer werden im
Rahmen ihrer institutionellen
Möglichkeiten sicherstellen, daß
Praktiken der in Artikel 4 dieses
Protokolls erwähnten Art nicht
zur Folge haben, die Ausfuhr-

1 Siehe Artikel 2.
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preise der unter die Mindest-
preisvorschriften fallenden Er-
zeugnisse mittelbar oder un-
mittelbar unter den vereinbarten
Mindestpreis zu senken.

Anwendungsbereich

6. Für jeden Teilnehmer findet
dieses Protokoll Anwendung auf
die Ausfuhren der in Artikel 1
dieses Protokolls definierten Er-
zeugnisse, die in seinem Zoll-
gebiet hergestellt oder umge-
packt wurden.

Andere Geschäfte als normale
kommerzielle Geschäfte

7. Die Bestimmungen der Ab-
sätze 1 bis 6 finden keine An-
wendung auf unentgeltliche Aus-
fuhren nach Entwicklungslän-
dern oder auf Ausfuhren, die
für Zwecke der Hilfe, der er-
nährungsbezogenen Entwick-
lung und der Wohlfahrt in
Entwicklungsländern bestimmt
sind.

Artikel 4

Übermitt lung von Angaben

Nähern sich die Preise im
internationalen Handel mit den
unter Artikel 1 dieses Protokolls
fallenden Erzeugnissen dem in
Artikel 3 Absatz 2b) dieses
Protokolls erwähnten Mindest-
preis, so notifizieren die Teil-
nehmer dem Komitee unbe-
schadet der Bestimmungen des
Artikels III der Übereinkunft
alle für die Beurteilung ihres
Marktlage maßgeblichen Ele-
mente, insbesondere Kredit-
oder Darlehenspraktiken, Kop-
pelungs-, Tausch- oder Drei-
ecksgeschäfte, Rückerstattungen
oder Rabatte, Ausschließlich-
keitsverträge, Verpackungsko-
sten und Einzelheiten der Ver-
packung, damit das Komitee
eine Überprüfung vornehmes
kann.
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Artikel 5

Pflichten der ausführenden
Teilnehmer

Die ausführenden Teilneh-
mer unternehmen entsprechend
ihren institutionellen Möglich-
keiten alles in ihrer Macht
Stehende, um vorrangig den
normalen kommerziellen Bedarf
der teilnehmenden einführenden
Entwicklungsländer, insbeson-
dere den Bedarf für ernährungs-
bezogene Entwicklungszwecke
und für Wohlfahrtszwecke, zu
befriedigen.

Artikel 6

Zusammenarbeit der ein-
führenden Teilnehmer

Die Teilnehmer, die unter
Artikel 1 dieses Protokolls fal-
lende Erzeugnisse einführen,
werden insbesondere

a) bei der Verwirklichung der
Mindestpreisziele dieses
Protokolls zusammenarbei-
ten und, soweit möglich,
sicherstellen, daß die unter
Artikel 1 dieses Protokolls
fallenden Erzeugnisse nicht
unter dem Zollwert ein-
geführt werden, der dem
vorgeschriebenen Mindest-
preis entspricht;

b) unbeschadet der Bestim-
mungen des Artikels III der
Übereinkunft und des Ar-
tikels 4 dieses Protokolls
Angaben über Einfuhren
von unter Artikel 1 dieses
Protokolls fallenden Er-
zeugnissen aus Nicht-Teil-
nehmerländern übermitteln ;

c) Vorschläge für geeignete
Abhilfemaßnahmen für den
Fall, daß Einfuhren zu Prei-
sen, die mit den Mindest-
preisen nicht vereinbar
sind, die Anwendung die-
ses Protokolls gefährden,
wohlwollend prüfen.
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TEIL III

Artikel 7

Ausnahmen

1. Auf Antrag eines Teilneh-
mers ist das Komitee befugt,
Ausnahmen von den Bestim-
mungen des Artikels 3 Absätze 1
bis 4 dieses Protokolls zuzu-
lassen, um Schwierigkeiten zu
beheben, die die Einhaltung des
Mindestpreises bestimmten Teil-
nehmern . verursachen könnte.
Das Komitee befindet über den
Antrag binnen dreißig Tagen
nach Antragstellung.

2. Die Bestimmungen des Ar-
tikels 3 Absätze 1 bis 4 gelten
nicht für außergewöhnliche Aus-
fuhren kleiner Mengen von na-
türlichem, nicht weiterverarbei-
tetem Käse, der infolge einet
Qualitätsminderung oder von
Herstellungsfehlern nicht die
normale Exportqualität erreicht.
Teilnehmer, die solchen Käse
ausführen, geben ihre Absicht
dem GATT-Sekretariat im vor-
aus bekannt. Außerdem teilen
die Teilnehmer dem Komitee
vierteljährlich alle im Rahmen
dieses Absatzes getätigten Käse-
verkäufe mit, wobei sie für
jedes Geschäft die jeweiligen
Mengen, Preise und Bestim-
mungsländer angeben.

Artikel 8

Dringlichkeitsmaßnahmen

Jeder Teilnehmer, der der Auf-
fassung ist, daß seine Interessen
durch ein an dieses Protokoll
nicht gebundenes Land ernst-
haft bedroht sind, kann den
Vorsitzenden des Komitees er-
suchen, binnen zwei Arbeitstagen
eine Dringlichkeitssitzung des
Komitees einzuberufen, um über
etwa notwendige Maßnahmen
zur Behebung der Lage zu ent-
scheiden. Kann eine solche Sit-
zung nicht binnen zwei Arbeits-
tagen einberufen werden und
droht den Handelsinteressen des
betreffenden Teilnehmers be-
deutender Schaden, so kann es
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einseitig Schutzmaßnahmen er-
greifen, sofern jeder andere Teil-
nehmer, der voraussichtlich da-
von betroffen wird, sofort in
Kenntnis gesetzt wird. Der Vor-
sitzende des Komitees ist eben-
falls offiziell und sofort über
alle Umstände der Angelegen-
heit zu unterrichten und aufzu-
fordern, zum frühestmöglichen
Zeitpunkt eine Sondersitzung
des Komitees einzuberufen.

ANHANG III a

Protokoll betreffend be-
stimmte Käsearten

Verzeichnis der Referenz-
orte

Gemäß Artikel 2 dieses Proto-
kolls werden für die nachstehend
aufgeführten Länder folgende
Referenzorte festgelegt:

Österreich: Antwerpen, Ham-
burg, Rotterdam

Finnland: Antwerpen, Ham-
burg, Rotterdam

Norwegen: Antwerpen, Ham.
burg, Rotterdam

Schweden: Antwerpen, Ham-
burg, Rotterdam

Polen: Antwerpen, Hamburg.
Rotterdam

ANHANG

Auslegende Erklärungen

Die Vereinigten Staaten wer-
den die wirtschaftlichen Be-
stimmungen dieser Übereinkunft
im Rahmen ihrer institutionel-
len Möglichkeiten in vollem
Umfang anwenden.

Japan wird die Bestimmungen
dieser Übereinkunft im Rahmen
seiner institutionellen Möglich-
keiten in vollem Umfang an-
wenden.

Japan hat Artikel 3 Absatz 5
des Protokolls betreffend be-
stimmte Milchpulverarten unter
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der Bedingung angenommen,
daß eine vorherige Bekanntgabe
seiner Absicht, die Bestimmun-
gen dieses Absatzes in Anspruch
zu nehmen, global für einen
bestimmten Zeitraum erfolgen
kann und nicht gesondert für
jedes Geschäft zu erfolgen
braucht.

Die Nordischen Länder haben
Artikel V Absatz 3 der Überein-
kunft unter der Bedingung an-
genommen, daß er in keiner
Weise ihre Haltung hinsichtlich
der Definition von (anderen als)
normalen kommerziellen Ge-
schäften präjudiziert.

Die Schweiz hat sich das
Recht vorbehalten, für den Fall,
daß dies durch ihre Ausfuhren
notwendig wird, zu einem
späteren Zeitpunkt die Benen-
nung von 2 oder 3 europäischen
Häfen als Referenzorte im Sinne
von Artikel 2 des Protokolls
betreffend bestimmte Milch-
pulverarten zu verlangen.

Neuseeland hat mitgeteilt, daß
die Jahresmengen seiner Aus-
fuhren gemäß Artikel 7 Absatz 2
des Protokolls betreffend be-
stimmte Käsearten normaler-
weise in der Größenordnung
von 1000 metrischen Tonnen
liegen dürften und sich unter
außergewöhnlichen Umständen
auf ungefähr 2000 metrische
Tonnen belaufen könnten.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifika-
tionsurkunde wurde am 28. Mai 1980 hinterlegt; das Vertragswerk ist gemäß Artikel VIII Z. 3
Buchst. a der Übereinkunft für Österreich an demselben Tag in Kraft getreten.

Kreisky

330.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

(Übersetzung)

ÜBEREINKOMMEN

über Einfuhrlizenzverfahren

Präambel

Die Parteien dieses Überein-
kommens über Einfuhrlizenz-
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verfahren — im folgenden „die
Vertragsparteien" und „dieses
Übereinkommen" genannt —

IM HINBLICK auf die multi-
lateralen Handelsverhandlungen,

IN DEM WUNSCH, die
Ziele des Allgemeinen Zoll- und
Handelsabkommens — im fol-
genden das „Allgemeine Ab-
kommen" oder „GATT" ge-
nannt — zu fördern;

IN ANBETRACHT der be-
sonderen Handels-, Entwick-
lungs- und Finanzbedürfnisse
der Entwicklungsländer;

ANERKENNEND, daß auto-
matische Einfuhrlizenzverfahren
für bestimmte Zwecke sinnvoll
sind, aber nicht zur Beschrän-
kung des Handels benutzt wer-
den sollten;

ANERKENNEND, daß Ein-
fuhrlizenzverfahren zur Verwal-
tung von Maßnahmen angewen-
det werden können, die auf
Grund der einschlägigen Bestim-
mungen des GATT erlassen wor-
den sind;

ANERKENNEND, daß die
unangemessene Anwendung von
Einfuhrlizenzverfahren den
internationalen Handel behin-
dern kann;

IN DEM WUNSCH, die Ver-
waltungsverfahren und Verwal-
tungspraktiken im internationa-
len Handel zu vereinfachen und
transparent zu gestalten und
eine angemessene und gerechte
Anwendung und Durchführung
dieser Verfahren und Praktiken
sicherzustellen;

IN DEM WUNSCH, ein
Konsultationsverfahren zu
schaffen und für die rasche,
wirksame und gerechte Beile-
gung von Streitfällen im Rah-
men dieses Übereinkommens zu
sorgen —
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KOMMEN wie folgt ÜBER-
EIN:

Artikel 1

A l l g e m e i n e B e s t i m -
m u n g e n

1. Im Sinne dieses Überein-
kommens sind Einfuhrlizenz-
verfahren die Verwaltungsver-
fahren 1) zur Durchführung von
Einfuhrlizenzregelungen, bei
denen die Vorlage eines Antrags
oder anderer Unterlagen (außer
den für Zollzwecke verlangten
Unterlagen) bei der zuständigen
Behörde als Vorbedingung für
die Einfuhr in das Zollgebiet
des Einfuhrlandes vorgeschrie-
ben ist.

2. Die Vertragsparteien stellen
sicher, daß die Verwaltungsver-
fahren zur Durchführung von
Einfuhrlizenzregelungen mit den
einschlägigen Bestimmungen des
GATT einschließlich seiner An-
lagen und Protokolle in der
Auslegung durch dieses Überein-
kommen übereinstimmen, um
Handelsverzerrungen zu vermei-
den, die sich aus einer unange-
messenen Anwendung dieser
Verfahren ergeben können, wo-
bei die Ziele der wirtschaftli-
chen Entwicklung und die Fi-
nanz- und Handelsbedürfnisse
der Entwicklungsländer in Be-
tracht zu ziehen sind.

3. Die Regeln für Einfuhrli-
zenzverfahren müssen in ihrer
Anwendung neutral sein und in
angemessener und gerechter
Weise gehandhabt werden.

4. Die Regeln und alle Anga-
ben über die Verfahren der An-
tragsstellung einschließlich der
Personen, Firmen und Instituti-
onen, die Anträge stellen kön-
nen, sowie der Listen lizenz-
pflichtiger Waren werden inner-
halb kürzester Frist in einer Art
und Weise veröffentlicht, die

1) Diese Verfahren umfassen „Li-
zenzverfahren" sowie andere ähn-
liche Verwaltungsverfahren.
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den Regierungen und dem Han-
del die Möglichkeit gibt, von
ihnen Kenntnis zu nehmen.
Alle Änderungen der Regeln
für Lizenzverfahren oder der
Liste der einfuhrlizenzpflichti-
gen Waren werden innerhalb
kürzester Frist in der gleichen
Art und Weise veröffentlicht.
Kopien dieser Veröffentlichun-
gen stehen auch dem Sekretariat
des GATT zur Verfügung.

5. Die Antragsformulare und
gegebenenfalls die Verlänge-
rungsformulare werden so ein-
fach wie möglich gestaltet. Do-
kumente und Angaben, die für
unbedingt notwendig für die
ordnungsgemäße Durchführung
der Lizenzregelung gehalten
werden, können bei der Antrag-
stellung verlangt werden.

6. Die Antragsverfahren und
gegebenenfalls die Verlänge-
rungsverfahren werden so ein-
fach wie möglich gestaltet. Die
Antragsteller brauchen sich im
Zusammenhang mit einem An-
trag nur an eine Behörde zu
wenden, die in den in Absatz 4
genannten Regeln im voraus
bezeichnet wird; dafür wird
ihnen eine angemessene Frist ge-
setzt. Die Fälle, in denen es un-
vermeidlich ist, daß sich ein An-
tragsteller im Zusammenhang
mit einem Antrag an mehr als
eine Behörde zu wenden hat,
sind auf das mögliche Mindest-
maß zu beschränken.

7. Anträge dürfen wegen ge-
ringfügiger Fehler in den Un-
terlagen, durch die sich die darin
enthaltenen wesentlichen Anga-
ben nicht ändern, nicht zurück-
gewiesen werden. Bei Unter-
lassung oder Irrtümern im Zu-
sammenhang mit den Unter-
lagen oder Verfahren, die offen-
sichtlich ohne betrügerische Ab-
sicht oder grobe Fahrlässigkeit
entstanden sind, darf keine
schwerere Strafe verhängt wer-
den, als nötig ist, um lediglich
eine Warnung auszudrücken.

8. Lizenzpflichtige Einfuhren
dürfen wegen geringfügiger Ab-
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weichungen des Wertes, der
Menge oder des Gewichts von
den Angaben in der Lizenz
nicht zurückgewiesen werden,
wenn diese Abweichungen wäh-
rend des Transports eingetre-
ten sind oder mit der Massen-
gutladung zusammenhängen
oder wenn es sich um andere,
mit der üblichen Handelspraxis
zu vereinbarende geringfügige
Abweichungen handelt.

9. Die für die Bezahlung von
lizenzpflichtigen Einfuhren be-
nötigten Devisen werden den
Lizenzinhabern auf derselben
Grundlage zur Verfügung ge-
stellt wie Importeuren von
Waren, für die keine Einfuhr-
lizenzen verlangt werden.

10. Im Hinblick auf die Aus-
nahmen zur Wahrung der
Sicherheit gilt Artikel XXI des
GATT.

11. Dieses Übereinkommen
verpflichtet eine Vertragspartei
nicht zur Preisgabe vertrauli-
cher Auskünfte, deren Veröf-
fentlichung die Durchführung
der Rechtsvorschriften behin-
dern oder sonst dem öffentli-
chen Interesse zuwiderlaufen
oder die berechtigten Wirt-
schaftsinteressen bestimmter
öffentlicher oder privater
Unternehmen schädigen würde.

Artikel 2

A u t o m a t i s c h e E in-
f u h r l i z e n z v e r f a h r e n 2)

1. Automatische Einfuhrlizenz-
verfahren sind Einfuhrlizenz-
verfahren, bei denen die An-
träge ohne weiteres bewilligt
werden.

2) Einfuhrlizenzverfahren, bei de-
nen eine Sicherheit verlangt wird,
fallen in den Anwendungsbereich
von Artikel 2 Absatz 1 und 2, so-
fern sie keine einfuhrbeschränkende
Wirkung haben.
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2. Die folgenden Bestimmun-
gen 3) gelten zusätzlich zu Arti-
kel 1 Absätze 1 bis 11 und Arti-
kel 2 Absatz 1 für automatische
Einfuhrlizenzverfahren :

a) Automatische Lizenzver-
fahren dürfen nicht so ge-
handhabt werden, daß sie
beschränkende Auswirkun-
gen auf die unter auto-
matische Lizenzverfahren
fallenden Einfuhren haben.

b) Die Vertragsparteien er-
kennen an, daß automati-
sche Einfuhrlizenzverfah-
ren immer dann notwen-
dig sein können, wenn
andere geeignete Verfah-
ren nicht zur Verfügung
stehen. Automatische Ein-
fuhrlizenzverfahren kön-
nen so lange beibehalten
werden, wie die Um-
stände, die zu ihrer Ein-
führung Anlaß gaben,
fortbestehen oder die
ihnen zugrunde liegenden
Verwaltungszwecke nicht
in einer angemesseneren
Art und Weise erreicht
werden können.

c) Jede Person, Unterneh-
mung oder Institution, die
im Einfuhrland die gesetz-
lichen Voraussetzungen für
die Einfuhr von unter
automatische Lizenzver-
fahren fallenden Waren er-
füllt, ist gleichermaßen be-
rechtigt, Einfuhrlizenzen
zu beantragen und zu er-
halten.

d) Lizenzanträge können an
jedem Arbeitstag vor der

3) Ein Entwicklungsland, das
Vertragspartei ist und bestimmte
Schwierigkeiten mit den Anforde-
rungen gemäß d) und e) hat, kann
durch eine Mitteilung an das in Ar-
tikel 4 Absatz 1 genannte Komitee
die Anwendung dieser Unterabsätze
um höchstens zwei Jahre nach dem
Inkrafttreten dieses Übereinkom-
mens für die betreffende Vertrags-
partei aufschieben.
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Zollabfertigung der Waren
eingereicht werden.

e) Lizenzanträge, die richtig
und vollständig einge-
reicht werden, werden um-
gehend bewilligt, sofern
dies verwaltungsmäßig
durchführbar ist, in jedem
Fall aber innerhalb von
höchstens zehn Arbeits-
tagen.

Artikel 3

Nichtautomatische
Einfuhrlizenzverfah-

ren

Die folgenden Bestimmungen
gehen zusätzlich zu Artikel 1
Absätze 1 bis 11 für nichtauto-
matische Einfuhrlizenzverfah-
ren, das heißt für Einfuhrlizenz-
verfahren, die nicht unter Arti-
kel 2 Absätze 1 und 2 fallen:

a) Lizenzverfahren und Prak-
tiken in Verbindung mit
der Erteilung von Lizen-
zen zur Verwaltung von
Kontingenten und ande-
ren Einfuhrbeschränkun-
gen dürfen — außer der
durch die Verhängung der
Beschränkung verursachten
restriktiven Wirkung —
keine einfuhrbeschrän-
kende Wirkung haben.

b) Die Vertragsparteien er-
teilen auf Ersuchen einer
Vertragspartei, die am
Handel mit einer Ware
interessiert ist, alle ein-
schlägigen Auskünfte
über:
(i) die Verwaltung der

Beschränkungen ;
(ii) die innerhalb eines

nicht weit zurücklie-
genden Zeitraums er-
teilten Einfuhrlizen-
zen;

(iii) die Aufteilung dieser
Lizenzen auf die Lie-
ferländer;
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(iv) soweit durchführ-
bar, Einfuhrstatisti-
ken (d, h. Wert und/
oder Menge) über
die einfuhrlizenz-
pflichtigen Waren.
Von den Entwick-
lungsländern wird
nicht erwartet, daß
sie in dieser Hinsicht
zusätzliche admini-
strative oder finan-
zielle Belastungen auf
sich nehmen.

c) Vertragsparteien, die Li-
zenzverfahren zur Ver-
waltung von Kontingen-
ten anwenden, veröffent-
lichen die Gesamthöhe der
Mengen- und/oder Wert-
kontingente, Beginn und
Ende des Kontingentzeit-
raums und alle eintreten-
den Änderungen.

d) Werden Kontingente unter
Lieferländern aufgeteilt, so
wird die diese Beschrän-
kungen anwendende Ver-
tragspartei alle anderen aa
der Lieferung der betref-
fenden Ware interessierten
Vertragsparteien inner-
halb kürzester Frist über
die den verschiedenen Lie-
ferländern zugeteilten An-
teile der Mengen- oder
Wertkontingente im lau-
fenden Zeitraum unter-
richten und alle für diesen
Zweck nützlichen Anga-
ben veröffentlichen.

e) Ist ein bestimmter Zeit-
punkt angegeben, von
dem an Einfuhrlizenzan-
träge gestellt werden kön-
nen, so sind die in Arti-
kel 1 Absatz 4 genannten
Warenlisten möglichst
lange vor diesem Zeit-
punkt oder unmittelbar
nach der Bekanntgabe des
Kontingents oder einer an-
deren mit einem Einfuhr-
lizenzverfahren verbunde-
nen Maßnahme zu ver-
öffentlichen.

f) Jede Person, Unterneh-
mung oder Institution, die
im Einfuhrland die gesetz-
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lichen Voraussetzungen er-
füllt, ist gleichermaßen
berechtigt, eine Lizenz zu
beantragen und für eine
Bewilligung in Betracht
gezogen zu werden. Wird
ein Lizenzantrag nicht be-
willigt, so sind dem An-
tragsteller auf Ersuchen
die Gründe hierfür mitzu-
teilen; der Antragsteller
hat das Recht, nach Maß-
gabe der innerstaatlichen
Rechtsvorschriften oder
Verfahren des Einfuhrlan-
des Rechtsmittel einzu-
legen.

g) Der Zeitraum für die Be-
arbeitung von Anträgen
hat so kurz wie möglich
zu sein.

h) Die Geltungsdauer der
Lizenz muß angemessen
sein und darf nicht so
kurz sein, daß dadurch
Einfuhren ausgeschlossen
werden. Die Geltungs-
dauer der Einfuhrlizenzen
darf Einfuhren aus ent-
fernten Lieferquellen nicht
ausschließen, es sei denn,
daß in besonderen Fällen
Einfuhren zur Deckung
eines unvorhergesehenen
kurzfristigen Bedarfs not-
wendig sind.

i) Die Vertragsparteien dür-
fen bei der Verwaltung
von Kontingenten nicht
verhindern, daß Einfuhren
entsprechend den erteilten
Lizenzen getätigt werden,
und die volle Ausnutzung
der Kontingente nicht er-
schweren.

j) Bei der Lizenzerteilung
berücksichtigen die Ver-
tragsparteien, das es wün-
schenswert ist, Lizenzen
für die betreffenden Wa-
ren in wirtschaftlich sinn-
vollen Mengen zu ertei-
len.

k) Bei der Zuteilung von Li-
zenzen sollten die Ver-
tragsparteien frühere Ein-
fuhren des Antragstellers
und die Frage in Betracht
ziehen, ob die dem An-
tragsteller erteilten Lizen-
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zen in einem nicht weit
zurückliegenden repräsen-
tativen Zeitraum voll aus-
genutzt worden sind.

l) Es ist auf eine angemes-
sene Zuteilung von Lizen-
zen an neue Importeure
zu achten, wobei zu
berücksichtigen ist, daß es
wünschenswert ist, Lizen-
zen für Waren in wirt-
schaftlich sinnvollen Men-
gen zu erteilen. In dieser
Hinsicht sollten Impor-
teure, die Waren mit Ur-
sprung in Entwicklungs-
ländern und insbesondere
in den am wenigsten ent-
wickelten Ländern einfüh-
ren, besondere Beachtung
finden.

m) Sind durch Lizenzverfah-
ren verwaltete Kontin-
gente nicht unter den Lie-
ferländern aufgeteilt, so
steht es den Lizenzinha-
bern 4) frei, die Ein-
fuhrquellen zu wählen.
Sind die Kontingente
unter den Lieferländern
aufgeteilt, so ist in der
Lizenz eindeutig anzuge-
ben, für welches Land
oder welche Länder sie
gilt.

n) In Anwendung von Ar-
tikel 1 Absatz 8 können
bei späteren Lizenzzutei-
lungen ausgleichende An-
passungen vorgenommen
werden, wenn ein früheres
Lizenzniveau überschritten
wurde,

Artikel 4

I n s t i t u t i o n e n , K o n s u l -
t a t i o n e n u n d S t r e i t -

b e i l e g u n g

1. Im Rahmen dieses Überein-
kommens wird ein Komitee für
Einfuhrlizenzverfahren — im

4) Manchmal als „Kontingentin-
haber" bezeichnet.
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folgenden „das Komitee" ge-
nannt — eingesetzt, das aus
Vertretern jeder Vertragspartei
besteht. Das Komitee wählt
seinen Vorsitzenden, und es tritt
so oft wie notwendig zusam-
men, um den Vertragsparteien
Gelegenheit zu bieten, über alle
das Funktionieren dieses Über-
einkommens oder das Verfolgen
seiner Ziele betreffenden Fragen
zu beraten.

2. Für Konsultationen und für
die Streitbeilegung in allen mit
dem Funktionieren dieses Über-
einkommens zusammenhängen-
den Fragen gelten die Verfahren
der Artikel XXII und XXIII
des GATT.

Artikel 5

S c h l u ß b e s t i m m u n g e n

1. Annahme und Beitritt

a) Dieses Übereinkommen
liegt den Regierungen, die
Vertragsparteien des
GATT sind, sowie der Eu-
ropäischen Wirtschaftsge-
meinschaft zur Annahme
durch Unterzeichnung
oder in anderer Form auf.

b) Dieses Übereinkommen
liegt den Regierungen, die
dem GATT vorläufig
beigetreten sind, zur An-
nahme durch Unterzeich-
nung oder in anderer
Form auf, und zwar unter
Bedingungen hinsichtlich
der tatsächlichen Anwen-
dung der Rechte und
Verpflichtungen aus die-
sem Übereinkommen, die
den Rechten und Ver-
pflichtungen in den Ur-
kunden über ihren vor-
läufigen Beitritt Rech-
nung tragen.

c) Jede andere Regierung
kann diesem Übereinkom-
men unter Bedingungen
hinsichtlich der tatsächli-
chen Anwendung der
Rechte und Verpflichtun-
gen aus diesem Überein-
kommen beitreten, die
zwischen der betreffenden
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Regierung und den Ver-
tragsparteien dieses Über-
einkommens vereinbart
werden, und zwar durch
Hinterlegung einer die
vereinbarten Bedingungen
enthaltenden Beitrittsur-
kunde beim Generaldirek-
tor der VERTRAGSPAR-
TEIEN des GATT.

d) In bezug auf die Annahme
gilt Artikel XXVI Ab-
satz 5 a) und b) des Allge-
meinen Abkommens.

2. Vorbehalte

Vorbehalte gegen Bestimmun-
gen dieses Übereinkommens
dürfen nicht ohne die Zustim-
mung der übrigen Vertragspar-
teien gemacht werden.

3. Inkrafttreten

Dieses Übereinkommen tritt
am 1. Jänner 1980 für die Re-
gierungen 5) in Kraft, die es bis
zu diesem Zeitpunkt angenom-
men haben oder ihm beigetre-
ten sind. Für jede andere Re-
gierung tritt es am dreißigsten
Tag nach dem Zeitpunkt der
Annahme oder des Beitritts in
Kraft.

4. Innerstaatliche Rechtsvor-
schriften

a) Jede Regierung, die dieses
Übereinkommen annimmt
oder ihm beitritt, stellt
sicher, daß spätestens in
dem Zeitpunkt, in dem
dieses Übereinkommen für
sie in Kraft tritt, ihre Ge-
setze, Verordnungen und
Verwaltungsverfahren mit
diesem Übereinkommen
übereinstimmen.

b) Jede Vertragspartei unter-
richtet das Komitee über
alle Änderungen ihrer Ge-
setze und Verordnungen,

5) Im Sinne dieses Übereinkom-
mens umfaßt der Begriff „Regie-
rung" auch die zuständigen Organe
der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft.
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die sich auf dieses Überein-
kommen beziehen und
über alle Änderungen in
der Anwendung dieser Ge-
setze und Verordnungen.

5. Überprüfung

Das Komitee überprüft so oft
wie notwendig, mindestens aber
alle zwei Jahre, die Durchfüh-
rung und das Funktionieren
dieses Übereinkommens unter
Berücksichtigung seiner Ziele
und unterrichtet die VER-
TRAGSPARTEIEN des GATT
über die Entwicklungen im
Überprüfungszeitraum.

6. Änderungen

Die Vertragsparteien können
dieses Übereinkommen unter an-
derem im Hinblick auf die bei
seiner Anwendung gewonnenen
Erfahrungen ändern. Eine Än-
derung, der die Vertragsparteien
gemäß den vom Komitee festge-
legten Verfahren zugestimmt
haben, tritt für jede Vertrags-
partei erst in Kraft, wenn sie
von ihr angenommen worden
ist.

7. Rücktritt

Jede Vertragspartei kann von
dem Übereinkommen zurück-
treten. Der Rücktritt wird mit
Ablauf von sechzig Tagen nach
Eingang der schriftlichen Rück-
trittsanzeige beim Generaldirek-
tor der VERTRAGSPARTEIEN
des GATT wirksam. Jede Ver-
tragspartei kann im Falle einer
solchen Notifikation beantra-
gen, daß das Komitee umgehend
zusammentritt.

8. Nichtanwendung dieses
Übereinkommens zwischen be-
stimmten Vertragsparteien

Dieses Übereinkommen findet
zwischen zwei Vertragsparteien
keine Anwendung, wenn eine
der beiden Vertragsparteien zu
dem Zeitpunkt, in dem eine von
ihnen das Übereinkommen an-
nimmt oder ihm beitritt, der
Anwendung ihre Zustimmung
versagt.
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9. Sekretariat

Die Sekretariatsgeschäfte für
dieses Übereinkommen werden
vom Sekretariat des GATT
wahrgenommen.

10. Hinterlegung

Dieses Übereinkommen wird
beim Generaldirektor der VER-
TRAGSPARTEIEN des GATT
hinterlegt, der jeder Vertrags-
partei dieses Übereinkommens
und jeder Vertragspartei des
GATT innerhalb kürzester Frist
eine beglaubigte Abschrift dieses
Übereinkommens und aller Än-
derungen nach Absatz 6 über-
mittelt und jede Annahme des
Übereinkommens oder jeden
Beitritt zu demselben nach Ab-
satz 1 und jeden Rücktritt von
diesem Übereinkommen nach
Absatz 7 notifiziert.

11. Registrierung

Dieses Übereinkommen wird
gemäß den Bestimmungen von
Artikel 102 der Charta der Ver-
einten Nationen registriert.

Geschehen zu Genf am zwölf-
ten April neunzehnhundert-
neunundsiebzig in einer Ur-
schrift in englischer, französi-
scher und spanischer Sprache,
wobei jeder Wortlaut gleicher-
maßen verbindlich ist.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifika-
tionsurkunde wurde am 28. Mai 1980 hinterlegt; das Übereinkommen ist gemäß seinem Art. 5 Z. 3
für Österreich am 27. Juni 1980 in Kraft getreten.

Kreisky


